
bvkm.  

Brehmstraße 5–7, 40239 Düsseldorf, T. 0211.640 04- 0, F. 0211 .640 04 20, info@bvkm.de, www.bvkm.de
Bank für Sozialwirtschaft: 7 034 200 (BLZ 370 205 00), BIC: BFSWDE33XXX, IBAN: DE 5337 0205 0000 0703 4200

	 Vorstand: Helga Kiel (Vorsitzende), Reinhold Scharpf (stellvertr. Vorsitzender), Rüdiger Clemens, Holger Jeppel, Nils Rahmlow, Petra Roth, Kerrin Stumpf

Bundesverband für körper- und 
mehrfachbehinderte Menschen e.V. (bvkm) 

info@bvkm.de // www.bvkm.de

bvkm.aktuell Nr. 2/2020, Dezember

Foto: privat

Liebe Leserin, lieber Leser,

2020 neigt sich dem Ende zu 
und ich bin mir sicher, dass 
sich dieses Jahr in unsere Er-
innerung einbrennen wird. 
Wer hätte diese weltweite Ent-
wicklung vor einem Jahr für 
möglich gehalten?     

Natürlich hatte die Coro-
na-Pandemie auch Auswirkun-
gen auf geplante Veranstaltun-
gen des bvkm. So musste die 
für September 2020 turnus-
mäßig angesetzte Mitglieder-

versammlung abgesagt werden. Der Fachtag konnte 
jedoch als Hybrid-Veranstaltung stattfinden. Rund 
200 Teilnehmende diskutierten in Berlin und online 
in Anwesenheit des Behindertenbeauftragten der 
Bundesregierung, Jürgen Dusel, über die Auswir-
kungen des BTHG für Menschen mit schweren und 
mehrfachen Behinderungen. Unter dem Titel „Die 
neue Eingliederungshilfe – selbstbestimmtes Le-
ben für alle Menschen mit Behinderung?“ zog der 
bvkm eine erste Bilanz zur neuen Eingliederungs-
hilfe. Sein Fazit: Gerade in den zentralen Bereichen 
Wohnen und Teilhabe am Arbeitsleben stehen noch 
immer rechtliche und konzeptionelle Hindernis-
se einem selbstbestimmten Leben von Menschen 
mit hohem Unterstützungsbedarf entgegen. Die 
Abschlusserklärung des bvkm zum Fachtag macht 
deutlich, an welchen Stellen der Gesetzgeber drin-
gend nachbessern muss. 

Am 6. Oktober beteiligte sich der bvkm an der 
weltweiten #GoGreen4CP-Kampagne, die mit der 
Farbe Grün auf Menschen mit Cerebralparese auf-
merksam macht. Der bvkm unterstützte die Aktion 

der Stiftung Pfennigparade, des lvkm Bayern und 
weiterer Mitgliedsorganisationen in München und 
ließ das Karlstor in Grün erstrahlen. Die bvkm-Mit-
gliedsorganisationen waren außerdem eingeladen, 
mit grünen Mund-Nasen-Schutzen auf den CP-Tag in 
den sozialen Netzwerken aufmerksam zu machen. 
Dafür hatte der bvkm Masken bedrucken lassen 
und verschickt. 

Auf der politischen Ebene hat der bvkm die Coro-
na-Gesetzgebung weiter intensiv begleitet. Unter 
anderem wurde das Sozialdienstleister-Einsatz-
gesetz verlängert. Es wurden ein neues KfW-Son-
derprogramm explizit auch für gemeinnützige Un-
ternehmen und Organisationen aufgelegt sowie 
Soforthilfen für gemeinnützige Unternehmen, Orga-
nisationen und Vereine ins Leben gerufen. Neben 
der Corona-Gesetzgebung konnten auch zwei lang 
erwartete Reformen angestoßen werden: die Re-
form des Vormundschafts- und Betreuungsrechts 
und die SGB-VIII-Reform mit der inklusiven Lösung. 
Zu beiden großen Reformpaketen hat der bvkm 
Stellungnahmen veröffentlicht.

Wir wissen, dass die Corona-Pandemie den Fami-
lien, Menschen mit Behinderung und Fachkräften 
viel abverlangt. Wir wissen aber auch, dass wir uns 
im bvkm aufeinander verlassen können. Wir werden 
Ihre Anliegen im Blick behalten und uns für Sie ein-
setzen, getreu unserem Motto „Gemeinsam stark 
mit Behinderung“. Ich wünsche Ihnen nun – trotz 
der Umstände – eine schöne Weihnachtszeit !

Dr. Janina Jänsch
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Der bvkm zeigt Maske
Aktion zum Welt-CP-Tag in den sozialen Netzwerken und in München

Viele Bilder mit grünen Masken haben uns zum Welt-CP-Tag am 6. Oktober 2020 aus den Mitgliedsorganisationen er-
reicht! Vielen Dank an alle fürs Mitmachen! Die Bilder auf Facebook und Instagram zeigen einmal mehr, wie vielfältig 
und kreativ sich der gesamte bvkm nicht nur am Welttag, sondern jeden Tag für Menschen mit Cerebralparese einsetzt. 
Unterstützt hat der bvkm auch die Aktion der Stiftung Pfennigparade, des lvkm Bayern und weiterer Mitgliedsorganisa-
tionen, die das Karlstor am 6. Oktober in Grün erstrahlen ließen. Bereits vor acht Jahren wurde der Tag von der Organisa-
tion „World Cerebral Palsy Day“ ins Leben gerufen. Er soll auf Menschen mit Cerebralparese aufmerksam machen und 
zeigen, was schon alles erreicht wurde und wo noch für mehr Beteiligung und bessere Lebensbedingungen gestritten 
werden muss. Die Erkennungsfarbe des Welt-CP-Tags ist „Grün“. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Landes- und Ortsverbände des bvkm, 
der bvkm aktualisiert stetig sein Mitgliederverzeichnis. Bitte schicken Sie uns dieses Schreiben, wenn 
sich in Ihrem Verein, Ihrer Gruppe oder Initiative etwas geändert haben sollte! Vielen Dank. 

Name der Mitgliedsorganisation: .........................................................................................................

Anschrift: ...........................................................................................................................................

Ansprechpartner/in: ...........................................................................................................................

Tel.: ..........................................................................	 Fax: ..........................................................

(allgemeine) E-Mail: ..............................................................................

Internetadresse: ....................................................................................

Bitte ergänzen Sie die Liste, wenn Sie ein Angebot Ihrer Organisation/Einrichtung nicht wiederfinden:

..........................................................................................................................................................

..........................................................................................................................................................

Bitte senden Sie den Bogen an:
bvkm, Brehmstr. 5-7, 40239 Düsseldorf			   oder per Fax an: 0211/64004-20

Angebot bitte ankreuzen:
q Frühförderung
q Sozialpädiatrisches Zentrum
q Elterntreff
q Ergotherapie
q Krankengymnastik
q Logopädie
q Reittherapie
q Therapeutisches Schwimmen
q Unterstützte Kommunikation
q Kindertagesstätte
q Schulvorbereitende Einrichtung
q Pflegedienst
q Ambulante Dienste
q Förderschule
q Integrative Schule
q Internat
q Kinderheim
q Beratung

q Testamentberatung/-vollstreckung
q Betreuungsverein
q Familienunterstützender Dienst
q Müttertreff/Müttergruppe
q Schullandheim
q Bildung/Kultur
q Ferieneinrichtung
q Freizeitangebote
q Jugendclub/Jugendtreff
q Fahrdienst
q Sport
q Wohneinrichtung
q Betreutes Wohnen
q Kurzzeitpflege
q Behindertengerechte Wohnungen
q Berufsbildungswerk
q Tagesförderstätte
q Werkstätte (WfbM)
q Integrationsfachdienst/-unternehmen

Ihr Eintrag im Verzeichnis der 
bvkm-Mitgliedsorganisationen
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Benötigen Sie Materialien zum Auslegen oder für Veranstaltungen?
Bestellen Sie einfach per Fax (0211/64004-20) oder per Mail an vesand@bvkm.de

Mein Kind ist behindert – diese Hilfen gibt es (auch div. Übersetzungen)		  ____ Stück (je 1,- Euro, VKP*)

Vererben zugunsten behinderter Menschen 					     ____ Stück (je 1,- Euro, VKP*)

Der Erbfall – Was ist zu tun?							       ____ Stück (je 1,- Euro, VKP*)

18 werden mit Behinderung							       ____ Stück (je 1,- Euro, VKP*)

Kindergeld für erwachsene Menschen mit Behinderung 				    ____ Stück (je 1,- Euro, VKP*)

Berufstätig sein mit einem behinderten Kind	  				    ____ Stück (je 1,- Euro, VKP*)

Freiheitsentziehende Maßnahmen bei Kindern in Einrichtungen 			   ____ Stück (kostenlos)

Steuermerkblatt								       	 ____ Stück (kostenlos)

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII		  ____ Stück (kostenlos)

DAS BAND – Zeitschrift des bvkm							      ____ Stück (kostenlos)

MiMMi – MitmachMagazinMädchenMittendrin					     ____ Stück (kostenlos)

Fritz&Frida – Zeitschrift für Frauen und Männer mit Behinderung 			   ____ Stück (kostenlos)

Informationsbroschüre des bvkm							      ____ Stück (kostenlos)

Leitbild des bvkm 								        ____ Stück (kostenlos)

Verlagsprogramm 								        ____ Stück (kostenlos)

*Versandkostenpauschale

q Mitglied im bvkm		  q nicht Mitglied im bvkm

bvkm-Materialien: Bestellschein

Wichtig! 
Bitte unbedingt ausfüllen // Bestellmöglichkeit bvkm.aktuell

q Ich möchte bvkm.aktuell weiterhin in der Druckversion geliefert bekommen 

q Ich möchte bvkm.aktuell zukünftig nur noch per E-Mail geschickt bekommen 	

(Bitte die E-Mail-Adresse eintragen!) _____________________________________________

Absender: ___________________________________________________________________

____________________________________________________________________________
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BTHG muss für alle gelten!
bvkm zieht mit Fachtag erste Bilanz zur neuen Eingliederungshilfe 

Katja Kruse

Neun Monate nach Inkrafttreten der neuen Eingliede-
rungshilfe hat der Bundesverband für körper- und mehr-
fachbehinderte Menschen e.V. (bvkm) auf seinem Fach-
tag am 19. September 2020 in Berlin eine erste Bilanz 
gezogen. Sein Fazit lautet: Menschen mit schweren und 
mehrfachen Behinderungen sind bei jedem Schritt zur 
Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) in die 
Praxis mitzudenken.

„Diese Reform muss für alle Menschen mit Behinderung 
gelten“, fordert Helga Kiel, Vorsitzende des bvkm. „Gera-
de in den zentralen Bereichen Wohnen und Teilhabe am 
Arbeitsleben stehen jedoch immer noch rechtliche und 
konzeptionelle Hindernisse einem selbstbestimmten 
Leben von Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf 
entgegen.“ Der Fachtag des bvkm mit dem Titel „Die neue 
Eingliederungshilfe – selbstbestimmtes Leben für alle 
Menschen mit Behinderung?“ hat diese Defizite des BTHG 
erneut bestätigt. 

Im Hinblick auf die Corona-Pandemie fand der Fachtag 
aus Infektionsschutzgründen erstmals in der Geschichte 
des bvkm als sogenannte „Hybridveranstaltung“ statt. Es 
bestand dadurch sowohl die Möglichkeit zur persönlichen 

Teilnahme in Berlin als auch zur Teilnahme online am hei-
mischen Computer. Technisch war dies eine besondere 
Herausforderung, die dank guter Teamleistung hervorra-
gend gemeistert wurde. Dazu eine Teilnehmerin, die on-
line dazu geschaltet war: „Ich war dabei und kann Ihnen 
bestätigen, dass alles gut funktioniert hat, die Themen 
wie immer sehr wichtig und sehr interessant waren. Noch 
einmal an das ganze Team vielen Dank, super Leistung!“.

Thematisch ging es auf dem vom Journalisten Carsten 
Kock moderierten Fachtag um die Auswirkungen und Ne-
benwirkungen des BTHG für Menschen mit schweren und 
mehrfachen Behinderungen. Mit dem BTHG sind seit Jah-
resbeginn die entscheidenden Regelungen für eine neue 
Eingliederungshilfe in Kraft. Die moderne Behindertenge-
setzgebung soll hierdurch auch die Menschen erreichen, 
die für die Verwirklichung von Teilhabe und Selbstbestim-
mung auf Einrichtungen und Dienste angewiesen sind. 
„Der bvkm sieht sich in der besonderen Verantwortung 
für Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderun-
gen“, betonten Helga Kiel und die Geschäftsführerin des 
bvkm, Dr. Janina Jänsch, in ihrer Eröffnungsrede. Ganz 
bewusst wolle der Fachtag den Fokus deshalb auf diesen 
Personenkreis richten.

Der Fachtag des bvkm fand in diesem Jahr mit einer limitierten  Anzahl an Teilnehmenden in Berlin und  
zeitgleich für alle Interessierten auch digital statt.
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Grußwort des  
Behindertenbeauftragten
Anschließend sprach der Beauftragte der Bundesregie-
rung für die Belange von Menschen mit Behinderun-
gen, Jürgen Dusel, ein Grußwort und nannte dabei drei 
Themen, für die er sich aktuell besonders stark macht. 
Neben der sogenannten „Inklusiven Lösung“, also der 
Zuordnung von Leistungen der Eingliederungshilfe für 
junge Menschen mit Behinderungen zum Kinder- und 
Jugendhilferecht (SGB VIII) und dem flächendeckenden 
Aufbau von Medizinischen Behandlungszentren für Er-
wachsene mit geistiger Behinderung oder schweren 
Mehrfachbehinderungen (MZEB) seien dies Assistenz-
leistungen im Krankenhaus für Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf. Nach der derzeitigen Rechtsla-
ge ist die Mitnahme von Assistenzkräften ins Kranken-
haus nur bei jener kleinen Gruppe von Menschen mit 
Behinderung sichergestellt, die ihre Pflege im Rahmen 
des sogenannten Arbeitgebermodells organisieren. 
„Assistenz darf nicht vor der Krankenhaustür enden“, 
mahnte Dusel an. Gerade in Zeiten von Corona bestehe 
hier dringender Handlungsbedarf.

Fachvortrag zum BTHG
Gut verständlich führte der BTHG-Experte Prof. Dr. Arne 
von Boetticher im Anschluss an das Grußwort in die 
komplexe Materie der neuen Eingliederungshilfe ein. 
Diese wurde 2020 vom Recht der Sozialhilfe (SGB XII) 
in das Recht der Rehabilitation und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen (SGB IX) überführt und ist 
seitdem personenzentriert ausgestaltet. Ziel der Ein-
gliederungshilfe ist es, Menschen mit Behinderung 
zu befähigen, ihre Lebensplanung und -führung mög-
lichst selbstbestimmt und eigenverantwortlich wahr-
nehmen zu können.

Verfahrensmäßig wird das Selbstbestimmungsrecht 
durch das sogenannte Gesamtplanverfahren gewähr-
leistet. In diesem Verfahren muss der Träger der Ein-
gliederungshilfe die Wünsche des Leistungsberechtig-
ten ermitteln. Von Boetticher, Professor für Sozialrecht 
an der Fachhochschule Potsdam und Verfasser des 
sehr praxisnahen BTHG-Handbuchs „Das neue Teilha-
berecht“ legte den Betroffenen deshalb nahe, sich auf 
dieses Verfahren im Vorfeld gut vorzubereiten und ent-
sprechende Beratung in Anspruch zu nehmen. Gezielt 
wies er in diesem Zusammenhang auf die Beratungs-
stellen der Ergänzenden unabhängigen Teilhabebera-
tung (EUTB) hin. 

Sofagespräch zum Gesamtplan-
verfahren 
Einzelne Akteure des Gesamtplanverfahrens erhielten 
nach von Boettichers Vortrag bei einem Sofagespräch 
das Wort und konnten dadurch ihre Perspektive auf 
das Verfahren deutlich machen. Bei dieser Gelegen-
heit wurde auch die Vielfalt des bvkm sichtbar, da 
alle drei Gesprächsteilnehmer aus verschiedenen Mit-
gliedsorganisationen des Bundesverbandes kamen. 
Frithjof Carl Karsten, der in Berlin in einer Wohnge-
meinschaft der Cooperative Mensch e.G. lebt, stellte 
kurz und prägnant klar, was Selbstbestimmung für ihn 
als Leistungsberechtigten bedeutet: „Selbst entschei-
den zu können, was ich wann mache, und bei Bedarf 
die Unterstützung zu bekommen, die ich benötige.“ 
Die Sichtweise der Eltern und rechtlichen Betreuer 
wurde von Beate Bettenhausen, Vorstandsmitglied bei 
Helfende Hände e.V. aus München und Mutter eines 
erwachsenen Sohnes mit schwerer Mehrfachbehin-
derung, dargestellt. „Menschen mit hohem Unterstüt-
zungsbedarf haben wie alle Menschen Vorlieben und 

Jürgen Dusel, Behindertenbeauftragter der Bundesre-
gierung, sprach ein Grußwort

Prof. Dr. Arne von Boetticher führte in die komplexe 
Materie der neuen Eingliederungshilfe ein.
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Wünsche“, betonte Bettenhausen. Sie wollten z.B. Musik 
nicht nur im Radio hören, sondern auch live bei einem 
Konzert erleben. Diese Wünsche müssten von den Be-
treuern in der Wohngruppe und den Trägern der Einglie-
derungshilfe ermittelt, ernst genommen und praktisch 
umgesetzt werden. 

Josef Wörmann, selbst Vater eines Sohnes mit Behinde-
rung, vertrat im Sofagespräch als Geschäftsführer der in 
Oberhausen ansässigen Alsbachtal gGmbH die Perspek-
tive der Leistungserbringer. Die Leistungserbringer sind 
zwar selbst nicht am Gesamtplanverfahren beteiligt, 
müssen aber Angebote vorhalten und Wahlmöglichkeiten 
eröffnen, damit Menschen mit Behinderung ihre indivi-
duellen Wünsche verwirklichen können. „Unser erklärtes 
Ziel als Trägerin verschiedener betreuter Wohnformen für 
Menschen mit Behinderung ist es, jeden einzelnen Be-
wohner nach seinen persönlichen Fähig- und Fertigkeiten 
zu fördern, um die bestmögliche Selbstständigkeit zu er-
langen“, machte Wörmann deutlich. 

Impulsvorträge zu zentralen Themen 
der neuen Eingliederungshilfe
Nach der Mittagspause wurden zentrale Themen der neu-
en Eingliederungshilfe in Impulsvorträgen von den Vor-
standsmitgliedern des bvkm aufgegriffen. Zum Thema 
„Experten in eigenen Angelegenheiten – Empowerment 
von Menschen mit Behinderung für mehr Selbstbestim-
mung“ betonte Kerrin Stumpf die hohe Bedeutung, die der 
regelmäßigen Überprüfung des Gesamtplans zukommt: 
„Wünsche können sich ändern. Das Leben ist nicht sta-
tisch. Nutzen Sie die Chance, dass diese Veränderungen 
auch in den veränderten Zielen des Gesamtplans zum 
Ausdruck kommen.“

Rüdiger Clemens wies zum Thema „Selbstbestimmte 
Lebensführung im eigenen Wohnraum – Für besondere 
Wohnformen eine besondere Herausforderung!“ darauf 
hin, dass die neue Personenzentrierung in der Eingliede-
rungshilfe und das Festhalten an § 43a SGB XI im Recht 
der Pflegeversicherung nicht zusammenpassen. „Men-
schen mit Behinderung, die in besonderen Wohnformen 
leben, müssen den vollen Zugang zu den Leistungen der 
Pflegeversicherung bei häuslicher Pflege erhalten!“, for-
derte Clemens.

In einem Dialog zum Thema „Gesamtplanverfahren – 
Selbstbestimmte Lebensführung bei der individuellen 
Bedarfsermittlung wirksam einfordern“, gingen Holger 
Jeppel und Nils Rahmlow unter anderem darauf ein, dass 
Menschen mit Behinderung Hilfen und Unterstützungs-
systeme brauchen, die nur ihren Interessen gegenüber 
verpflichtet sind. Wichtig zu wissen sei deshalb, dass 
Menschen mit Behinderung verlangen könnten, dass eine 
Person ihres Vertrauens am Gesamtplanverfahren betei-

Kerrin Stumpf betonte, dass Menschen mit Behin-
derungen Experten in eigener Sache seien. 

Josef Wörmann (l.), Beate Bettenhausen und Frithjof 
Carl Karsten im Gespräch 

Holger Jeppel (l.) und Nils Rahmlow sprachen über 
das Thema Geamtplanverfahren.
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ligt wird. Hierdurch soll den Leistungsberechtigten ein 
Sicherheitsgefühl vermittelt werden und sie sollen Hilfe 
zur besseren Verständigung und Kommunikation erhal-
ten. „Diese Vertrauensperson kann, muss aber nicht not-
wendigerweise die Mutter oder der Vater des Leistungs-
berechtigten sein“, stellte Jeppel auf Nachfrage einer 
Teilnehmerin klar, in deren Bereich der Träger der Einglie-
derungshilfe die Hinzuziehung der Eltern offenbar regel-
haft erwartet. „Ein solches Vorgehen ist rechtswidrig“, so 
Rahmlow, „Der Mensch mit Behinderung ist frei in seiner 
Wahl, wer ihn als Vertrauensperson im Gesamtplanver-
fahren begleitet.“

In seinem Impulsvortrag zum Thema „Selbstbestimmte 
Teilhabe am Arbeitsleben – Ein Exklusivrecht für ‚werk-
stattfähige‘ Menschen mit Behinderung?“ erläuterte 
Reinhold Scharpf, dass das sogenannte „Mindestmaß an 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung“ als Voraus-
setzung für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben dazu 
führe, dass Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf 
von diesen Leistungen ausgeschlossen werden. „Die Zu-
gangsvoraussetzungen zur Werkstatt für behinderte Men-
schen, zum Budget für Arbeit und zum Budget für Ausbil-
dung müssen neu gefasst werden, damit alle Menschen 
mit Behinderung ihren Anspruch auf Teilhabe am Arbeits-
leben realisieren können“, forderte Scharpf.

Berliner Erklärung des bvkm
In ihrem Schlusswort zum Fachtag bedankte sich Helga 
Kiel bei den rund 200 Teilnehmenden für das große Inter-
esse und wies darauf hin, dass nun alle aufgefordert sei-
en, das BTHG im Sinne von Menschen mit hohem Unter-
stützungsbedarf umzusetzen. In seiner Berliner Erklärung 
„Die neue Eingliederungshilfe: Selbstbestimmtes Leben 
für alle Menschen mit Behinderung!“ vom 19. September 
2020 greift der bvkm die Inhalte des Fachtags auf und the-
matisiert darüber hinaus eine bessere Vernetzung der Ak-
teure im Sozialraum, individuelle Lösungen und Konzepte 
bei der Bedarfsfeststellung und Leistungserbringung so-
wie eine barrierefrei gestaltete Umwelt als Voraussetzung 
für Selbstbestimmung und Teilhabe.

Vor allem aber macht der bvkm in seiner Berliner Er-
klärung deutlich, an welchen Stellen der Gesetzgeber 
dringend nachbessern muss, damit durch das BTHG ein 
selbstbestimmtes Leben für alle Menschen mit Behinde-
rung gewährleistet ist. Insoweit fordert der bvkm:

•	 die Kinder- und Jugendhilfe für alle jungen Menschen 
mit Behinderung und ihre Familien zugänglich zu ma-
chen und damit die sogenannte „Inklusive Lösung“ 
umzusetzen;

•	 die Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit 
schweren und mehrfachen Behinderungen sicherzu-
stellen;

•	 den § 43a SGB XI abzuschaffen und Menschen mit 

Behinderung in den besonderen Wohnformen die 
vollen Leistungen der Pflegeversicherung zugänglich 
zu machen;

•	 die freie Wahl des Wohn- und Lebensortes auch für 
Menschen mit hohem Pflegebedarf sicherzustellen;

•	 die Regelbedarfsstufe 1 für Menschen mit Behinde-
rung in den besonderen Wohnformen einzuführen, 
um ihrer besonderen Bedarfslage gerecht zu werden;

•	 den Anspruch auf Assistenz im Krankenhaus für alle 
Menschen mit Behinderung einzuführen, um den Be-
handlungserfolg zu fördern und

•	 das Recht auf Selbstbestimmung durch flankierende 
Maßnahmen im Betreuungsrecht zu gewährleisten.

Die Berliner Erklärung des bvkm wurde im Anschluss an 
den Fachtag an Entscheidungsträger in Politik und Verwal-
tung sowie an die im Bundestag vertretenen Parteien ver-
sandt. Der bvkm wird sich für die genannten Forderungen 
auch weiterhin in seiner Arbeit stark machen.

Die Berliner Erklärung des bvkm ist nachstehend abge-
druckt und steht ebenso wie die Präsentation von Prof. 
Dr. Arne von Boetticher zum kostenlosen Download unter 
www.bvkm.de (Rubrik „Gesellschaftliche und politische 
Teilhabe“) zur  Verfügung. 

Helga Kiel wies darauf hin, dass alle aufgerufen 
seien, das BTHG im Sinne von Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf umzusetzen.
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Die neue Eingliederungshilfe: 
 

Selbstbestimmtes Leben für alle Menschen 
mit Behinderung! 

 

Auswirkungen und Herausforderungen des BTHG für Menschen 
mit schweren und mehrfachen Behinderungen 

 
Die massiven Einschränkungen der Bewegungsfreiheit als Folge der Ausbreitung des neuen 
Coronavirus haben uns allen einmal mehr vor Augen geführt, welche Bedeutung der Arbeitsplatz als 
Begegnungsort und die Wohnung als Lebensort im Sozialraum haben und wie sehr die Arbeits- und 
Wohnbedingungen das Leben und die Lebensqualität bestimmen können. Gleichzeitig ist deutlich 
geworden, was uns verloren geht, wenn uns der öffentliche Raum nur noch sehr eingeschränkt zur 
Verfügung steht. Menschen mit Behinderung kennen diese Situation auch ohne den Krisenmodus, 
werden doch ihre Teilhabemöglichkeiten am Leben in der Gesellschaft auch im Normalbetrieb von 
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren und durch ihre Angewiesenheit auf institutionalisierte 
Unterstützung im Alltag, in der Pflege sowie bei der Versorgung, Mobilität und Begegnung 
eingeschränkt.  
 
Mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) sind seit Jahresbeginn die entscheidenden Regelungen für eine 
neue Eingliederungshilfe in Kraft. Mit ihr sollen die gesellschaftliche Entwicklung und die moderne 
Behindertengesetzgebung auch die Menschen erreichen, die für die Verwirklichung von Teilhabe und 
Selbstbestimmung nicht nur Barrierefreiheit und rechtliche Gleichstellung benötigen, sondern im 
alltäglichen Leben auf Einrichtungen und Dienste angewiesen sind. Den Maßstab dafür setzt die UN-
Behindertenrechtskonvention. 

Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen (bvkm) sieht sich in einer 
besonderen Verantwortung für Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderungen. Der 
Fachtag des bvkm zur neuen Eingliederungshilfe im September 2020 richtete deshalb bewusst den 
Fokus auf diesen Personenkreis. Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderungen sind bei 
jedem Schritt zur Umsetzung des BTHG in die Praxis mitzudenken. Als Eltern- und Betroffenenverband 
sieht sich der bvkm aufgefordert, diesen Veränderungsprozess konstruktiv zu begleiten.  

Die vorliegende Berliner Erklärung zum Fachtag zieht neun Monate nach Inkrafttreten der neuen 
Eingliederungshilfe eine erste Bilanz.  
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Das Grundsätzliche 

Der bvkm hält die personenzentrierte Ausrichtung der neuen Eingliederungshilfe mit der Bindung der 
Leistungen an den individuellen Bedarf und die Bedürfnisse, der Aufgabe der Trennung von ambulanter 
und stationärer Leistungserbringung und der Stärkung der individuellen Lebensgestaltungsmöglichkei-
ten für Menschen mit Behinderung für richtig und zukunftsweisend.  
 
So existenziell wichtig bestimmte Einschränkungen für die durch das Coronavirus besonders 
gefährdete Personengruppe der Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderungen waren und 
sind, sie dürfen nicht zum Anlass genommen werden, den Status quo dauerhaft zu verfestigen und 
damit dieser Personengruppe die Chancen auf notwendige Veränderungen und mehr Teilhabe und 
Selbstbestimmung zu nehmen. Alle Beteiligten sind aufgefordert, die Potentiale der neuen 
Eingliederungshilfe zu nutzen, sobald das Infektionsgeschehen dies ermöglicht. Die Zeit bis dahin sollte 
dazu verwendet werden, die Voraussetzungen dafür zu verbessern.  
 
Der Mensch mit Behinderung 

Menschen mit Behinderung sind Experten in eigenen Angelegenheiten. Sie sind im Sinne von 
Empowerment zu befähigen, sich zu äußern und sich dafür einzusetzen, dass ihre Bedürfnisse und 
Interessen wahrgenommen werden. Dazu gehört, Vorstellungen über das eigene Leben zu entwickeln 
und einzufordern. Menschen mit Behinderung brauchen die Befähigung und den Mut, die Ressourcen 
im Sozialraum für sich zu nutzen. Für alle politischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und sozialen 
Bereiche gilt: Nichts ohne uns über uns! 
 
Menschen mit Behinderung brauchen Hilfen und Unterstützungssysteme, die nur ihren Interessen 
gegenüber verpflichtet sind. Sie helfen, das Spektrum von Angeboten und Möglichkeiten unter 
Einbeziehung der persönlichen Ressourcen und des Umfelds auszuleuchten und mit der 
Lebensplanung des einzelnen behinderten Menschen in Einklang zu bringen. Die Beratungsstellen der 
Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung (EUTB) müssen im Hinblick auf Menschen mit 
schweren und mehrfachen Behinderungen und komplexem Unterstützungsbedarf besondere 
Kompetenzen entwickeln. Nur so ist es ihnen möglich, die erforderliche Beratung und Begleitung bei 
der Bedarfsfeststellung und der Leistungsplanung zu leisten. 
 
Die Eltern und gesetzliche Betreuer 
 
Eltern sind Begleiter und Förderer, aber – insbesondere, wenn sie zu gesetzlichen Betreuern für ihre 
erwachsenen Kinder mit Behinderung bestellt werden – auch Interessenvertreter. Sie verstärken die 
Stimme derer, die sich behinderungsbedingt nur schwer Gehör verschaffen können. Dabei müssen sie 
sich und ihre eigenen Interessen zurücknehmen, Wagnisse eingehen, sich auf die Bedürfnisse ihres 
Sohnes oder ihrer Tochter einlassen und die Erfüllung einer selbstbestimmten Lebensplanung und 
-führung ihres Kindes an erste Stelle setzen.  

Als Eltern- und Betroffenenverband sieht der bvkm hier unter anderem seine Aufgabe darin, die Eltern 
für ihr Rollenverständnis im Rahmen einer gesetzlichen Betreuung zu sensibilisieren. Rechtliche 
Betreuung darf nicht als verlängertes Sorgerecht von Eltern behinderter Kinder verstanden werden.  
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Die Maxime der Selbstbestimmung und Selbstvertretung gilt selbstverständlich auch für Menschen mit 
rechtlicher Betreuung. In den Planungsverfahren der Leistungsträger und Leistungserbringer müssen 
Eltern lernen, ihre unterstützende Rolle wahrzunehmen. Zugleich ist ihre administrative Aufgabe – wie 
im Umsetzungsschritt 2020 mit den neuen Verträgen und Zahlungsflüssen – stark gestiegen. Im 
Reformprozess des Betreuungsrechts werden die Stärkung der Beratung durch Betreuungsvereine und 
andere Unterstützungen für angehörige ehrenamtliche rechtliche Betreuerinnen und Betreuer 
ausdrücklich begrüßt. Die Fachleistung Teilhabeassistenz des SGB IX muss sich gerade bei Menschen 
mit komplexen Behinderungen an ihren Bedarfen der Teilhabe und selbstbestimmten Lebensführung 
orientieren. Keinesfalls dürfen Eltern zu Ausfallbürgen unzureichender Leistungen und 
Leistungsplanung werden. Die Teilhabeassistenz muss zur Sicherung und Koordinierung der 
Leistungserbringung, insbesondere für Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf, ein 
Casemanagement umfassen, dem neben der Planung, Organisation und Kontrolle von Einzelleistungen 
auch die Aufgabe der Erschließung und Nutzbarmachung von Ressourcen im sozialen Umfeld 
zukommt. Entsprechende fachliche Konzepte und Dienstleistungen sind auf- und auszubauen. 

Der Sozialraum  

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft kann nur gelingen, wenn möglichst viele Akteure im Sozialraum 
vernetzt sind. Dazu gehören die Anbieter von Leistungen der Behindertenhilfe, Vereine und Initiativen 
im Sport- und Freizeitbereich, Kultur- und Bildungsstätten, die öffentliche Hand, private und 
gewerbliche Anbieter oder auch Systeme der ärztlichen und medizinischen Versorgung. Erst die 
Vielfalt von Angeboten schafft die Voraussetzung für Selbstbestimmung. Zwingend dafür ist eine 
barrierefrei gestaltete Umwelt, die es allen Menschen jedweder Beeinträchtigung möglich macht, 
selbstbestimmt und ohne Einschränkung am Leben im Sozialraum teilzunehmen. Die zuständigen 
Gebietskörperschaften müssen dies umsetzen und für einen entsprechend gestalteten Sozialraum 
sorgen. 
 
Die Leistungserbringer 
 
Von den Leistungserbringern fordern wir, dass sie zuerst die Bedarfe und Bedürfnisse aller Menschen 
mit Behinderung, also auch der mit komplexer Behinderung und hohem Unterstützungsbedarf, sehen. 
Sie müssen Wahlmöglichkeiten eröffnen und dürfen nicht ausgrenzen. Nicht eine Lösung für alle ist 
das Prinzip, sondern jedem Menschen mit Behinderung die eigene Lösung. Leistungserbringer müssen 
entsprechende Angebote vorhalten und diese interdisziplinär umsetzen, immer mit dem Fokus auf den 
jeweiligen Menschen mit Behinderung. Sie sind aufgefordert, neue Ideen und Konzepte für das 
Wohnen, in der Arbeitswelt und in der Alltagsgestaltung zu entwickeln, zu erproben und anzubieten. 
Leistungserbringer müssen zu Fachkräften für Inklusion im Sozialraum werden.  
 
Die Leistungsträger 
 
Die Träger der Eingliederungshilfe haben eine personenzentrierte Leistung für Menschen mit 
Behinderung unabhängig vom Ort der Leistungserbringung sicherzustellen. Sie müssen sich offen 
zeigen für die veränderten Rahmenbedingungen. Der Mensch mit Behinderung steht im Mittelpunkt 
und nach ihm richten sich die Bedingungen. Im Gesamtplanverfahren sind die Wünsche des Menschen 
mit Behinderung festzustellen. Hierzu bedarf es geschulter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei den 
Trägern der Eingliederungshilfe, die besondere Kompetenzen in Bezug auf Menschen mit schweren 
und mehrfachen Behinderungen aufweisen. Die Realisierung der Lebensumstände nach formulierten 
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Bedarfen und Bedürfnissen darf nicht an finanziellen Restriktionen scheitern. Der personenzentrierte 
Ansatz muss sich auch bei der Bemessung von Personalschlüsseln und einer entsprechenden 
Vergütung der Leistungserbringer niederschlagen.  
 
Der Gesetzgeber 
 
Das BTHG hat eine ganze Reihe von Baustellen offengelassen, die eine Zielerreichung der neuen 
Eingliederungshilfe erheblich behindern. Vorrangig fordert der bvkm insoweit: 

• Exklusion beenden: Kinder- und Jugendhilfe für alle jungen Menschen und ihre 
Familien zugänglich machen!  

Kinder und Jugendliche mit Behinderung und ihre Familien müssen einen uneingeschränkten Anspruch 
auf Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe erhalten. Dieser Anspruch kann nur realisiert werden, wenn 
die Leistungen für alle Kinder im SGB VIII zusammengeführt werden und die Kinder- und Jugendhilfe 
inklusiv weiterentwickelt wird. Dabei darf keine Leistung, die heute in der Eingliederungshilfe für 
Kinder und Jugendliche mit Behinderung und ihre Familien zur Verfügung steht, auf dem Weg ins SGB 
VIII verloren gehen. Die Leistungen müssen auf der Grundlage von Rechtsansprüchen nach den 
Prinzipien der individuellen Bedarfsdeckung aus einem offenen Leistungskatalog zur Verfügung 
stehen. Auch darf die Kosten- und Unterhaltsheranziehung nicht zu einer Verschlechterung gegenüber 
der Inanspruchnahme von Eltern in der Eingliederungshilfe führen.  
 

• Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit schweren und mehrfachen 
Behinderungen sicherstellen!  

 
Das Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung als Zugangskriterium zu Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben führt dazu, dass Menschen wegen Art und Ausmaß ihrer Behinderung von 
diesen Leistungen ausgeschlossen werden. Die bedeutenden Lebensbereiche, berufliche Bildung und 
Arbeit, bleiben ihnen damit verwehrt. Das ist diskriminierend und im Spiegel der UN-
Behindertenrechtskonvention mit einer modernen Behindertengesetzgebung nicht vereinbar. Die 
Ausgrenzung von Menschen mit einer schweren und mehrfachen Behinderung von Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben muss überwunden werden. Dazu gilt es, die Zugangsvoraussetzungen zur 
Werkstatt für behinderte Menschen, zum Budget für Arbeit und zum Budget für Ausbildung neu zu 
fassen, damit alle Menschen ihren gesetzlichen Anspruch realisieren können. 
 

• § 43a SGB XI abschaffen und Menschen mit Behinderung in besonderen 
Wohnformen die vollen Leistungen der Pflegeversicherung zugänglich machen! 
 

Zurzeit beschränkt die Sonderregelung des § 43a SGB XI die Leistungen der Pflegeversicherung für 
Menschen mit Behinderung, die in besonderen Wohnformen leben, auf 266 Euro im Monat. Die 
betroffenen Versicherten werden hierdurch erheblich benachteiligt. Das Festhalten des Gesetzgebers 
an § 43a SGB XI ist aber auch deshalb misslich, weil die einrichtungsbezogene Betrachtungsweise, die 
dieser Vorschrift zugrunde liegt, der personenbezogenen Betrachtung des BTHG diametral 
entgegensteht. Die Vorschrift läuft damit dem Grundgedanken des BTHG zuwider, dass Leistungen 
personenzentriert und unabhängig von der jeweiligen Organisationsform erbracht werden. Dadurch 
verhindert § 43a SGB XI die konsequente Umsetzung der Personenzentrierung. Ein Teil der 
hinderlichen Regelungen, die sich bei der Neugestaltung des Leistungsgeschehens beim Wohnen 
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ergeben, wird durch den Zielkonflikt zwischen den Trägern der Eingliederungshilfe und der 
Pflegeversicherung bestimmt. Auf Dauer lässt sich dieser Konflikt nur durch die Abschaffung des § 43a 
SGB XI beseitigen. 
 

• Freie Wahl des Wohn- und Lebensortes sicherstellen! 
 
Nach der UN-Behindertenrechtskonvention sind Menschen mit Behinderung nicht dazu verpflichtet, 
in besonderen Wohnformen zu leben. Das BTHG setzt dieses Postulat nur unzureichend um. So 
unterliegt das Wunsch- und Wahlrecht von Menschen mit Behinderung nach wie vor einem 
Kostenvorbehalt. Auch können Menschen mit Behinderung, die in besonderen Wohnformen der 
Eingliederungshilfe leben, in ein Pflegeheim abgeschoben werden, wenn sich ihr Pflegebedarf so 
erhöht, dass er in der besonderen Wohnform nicht mehr sichergestellt werden kann. Die betreffenden 
Regelungen sind abzuschaffen, um die freie Wahl des Wohn- und Lebensortes sicherzustellen. 
Menschen mit Behinderung haben auch bei hohem Pflegebedarf das Recht, in ihrem vertrauten 
Umfeld wohnen zu bleiben. 
 

• Regelbedarfsstufe 1 für Menschen mit Behinderung in besonderen Wohnformen 
einführen! 

 
Menschen mit Behinderung, die in besonderen Wohnformen leben, sind nach der derzeitigen 
Rechtslage der Regelbedarfsstufe 2 zugeordnet und werden damit dem niedrigeren Regelbedarf von 
Paarhaushalten gleichgestellt. Diese Zuordnung wird der besonderen Bedarfslage der Betroffenen 
nicht gerecht, da aus dem Regelsatz unter anderem nicht verschreibungspflichtige Medikamente, 
Mehrkosten für Hilfsmittel und Mehraufwendungen bei Bekleidung bestritten werden müssen. Die 
Bewohner besonderer Wohnformen müssen deshalb der Regelbedarfsstufe 1 zugeordnet werden. 
 

• Anspruch auf Assistenz im Krankenhaus für alle Menschen mit Behinderung 
einführen! 

 
Eine Behandlung im Krankenhaus kann für Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf hochgradig 
beängstigend sein und als bedrohlich empfunden werden. Die Begleitung durch eine vertraute 
Bezugsperson ist deshalb ein ganz entscheidender Faktor für einen gelingenden 
Krankenhausaufenthalt. Nach der derzeitigen Rechtslage ist die Mitnahme von Assistenzkräften ins 
Krankenhaus nur bei jener kleinen Gruppe von Menschen mit Behinderung sichergestellt, die ihre 
Pflege im Rahmen des sogenannten Arbeitgebermodells organisieren. Dagegen haben z.B. Menschen 
mit Behinderung, die in besonderen Wohnformen leben und Leistungen zur Pflege und Betreuung von 
Diensten in Anspruch nehmen, keine Möglichkeit, eine im Einzelfall notwendige Begleitung ins 
Krankenhaus gleich welchen zeitlichen Umfangs zu finanzieren. Der bvkm sieht hier gerade in Zeiten 
von Corona dringenden Handlungsbedarf. Der Gesetzgeber ist aufgefordert, endlich einen Anspruch 
auf Assistenz im Krankenhaus für alle Menschen mit Behinderung einzuführen. 
 

• Recht auf Selbstbestimmung durch flankierende Maßnahmen im Betreuungsrecht 
gewährleisten! 

 
Ehrenamtliche Betreuung kommt mit dem BTHG an Grenzen. Insbesondere hochbetagte Eltern 
erwachsener Menschen mit Behinderung fühlen sich häufig von den gestiegenen administrativen 
Aufgaben überfordert. Gleichzeitig weigern sich oftmals Berufsbetreuer, rechtliche Betreuungen von 
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Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf zu übernehmen. Menschen mit schweren und 
mehrfachen Behinderungen können Wünsche nur bedingt und im Rahmen ihrer eingeschränkten 
Kommunikationsmöglichkeiten zum Ausdruck bringen. Häufig sind sie nichtsprechend oder in ihrer 
Sprachfähigkeit stark eingeschränkt und deshalb auf besondere Formen der Unterstützten 
Kommunikation angewiesen, um sich ihrer Umwelt mitzuteilen. Im Vergleich zur Lautsprache 
erfordern diese Kommunikationsformen deutlich mehr Zeit. Das Vormünder- und 
Betreuervergütungsgesetz deckt diesen zeitlichen Mehraufwand nicht ausreichend ab. Die Vergütung 
von Berufsbetreuern ist deshalb anzupassen, damit auch Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf, 
die für die Besorgung ihrer rechtlichen Angelegenheiten auf die Unterstützung eines rechtlichen 
Betreuers angewiesen sind, ihr Recht auf Selbstbestimmung wirksam ausüben können. 
 
Gerade Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf und komplexer Behinderung sind in besonderer 
Weise von den problematischen Punkten der Reform betroffen. Die neue Eingliederungshilfe muss 
aber ein selbstbestimmtes Leben für alle Menschen mit Behinderung ermöglichen.  
 
Jetzt Teilhabe verwirklichen! 
 
Das BTHG trägt Menschen mit komplexer Behinderung und ihren Talenten und Beiträgen zu unserer 
Gesellschaft zu wenig Rechnung. Sie profitieren bisher am wenigsten bis kaum von dem 
Paradigmenwechsel des Teilhaberechts. Wir erleben, dass viele Menschen in ihrer Haltung zu 
Menschen mit Behinderung an vergangenen Sichtweisen hängen, die noch in der Fürsorge verankert 
sind, und die Chancen für Selbstbestimmung und Teilhabe nicht gesehen werden. Statt 
lösungsorientierter Ansätze überwiegen oft die Schwierigkeiten in den Diskussionen und 
Bemühungen. Die aktuelle Corona-Krise verstärkt diese Tendenz.  

Wir alle sind aufgefordert, unser Bewusstsein für Menschen mit schweren und mehrfachen 
Behinderungen zu schärfen und die Achtung ihrer Rechte und ihrer Würde zu fördern. Nur auf diese 
Weise kann der Mehrwert einer neuen Eingliederungshilfe für die gesamte Gesellschaft erkannt und 
Inklusion in ihrer ganzen Bedeutung für alle Menschen gewinnbringend realisiert werden.  

 

 

 

Berlin, 19. September 2020 
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Menschen mit Behinderung haben ein Recht 
auf Teilhabe und Gesundheitsschutz 
Am 1. Dezember fand die 82. Konferenz der Fachverbände für Menschen mit Behinderung statt. Es trafen sich die Vor-
sitzenden und die Geschäftsführerinnen der fünf Fachverbände für Menschen mit Behinderung zum fachlichen und 
strategischen Austausch: Der Bundesverband anthroposophisches Sozialwesen, die Caritas Behindertenhilfe und 
Psychiatrie, die Bundesvereinigung Lebenshilfe, der Bundesverband evangelische Behindertenhilfe sowie der dies-
jährige Gastgeber der Konferenz, der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen. Coronabedingt 
fand die Konferenz online statt. Im Anschluss gaben die Fachverbände folgende Medienmitteilung raus:
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Der Referentenentwurf des Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) vom Juni 2020 
zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts 
stärkt das Selbstbestimmungsrecht von Menschen mit 
Behinderung. Bedürfen diese einer rechtlichen Betreu-
ung, soll die unterstützte Entscheidungsfindung künftig 
deutlichen Vorrang vor einer gesetzlichen Vertretung 
haben. Dies wird vom Bundesverband für körper- und 
mehrfachbehinderte Menschen (bvkm) begrüßt. Der 
Gesetzentwurf geht mit großen Schritten in die richtige 
Richtung. In einigen Punkten sieht der bvkm aber noch 
Nachbesserungsbedarf. 

Mit Erreichen der Volljährigkeit ist für viele Menschen 
mit schweren Behinderungen und komplexem Unterstüt-
zungsbedarf die Bestellung eines rechtlichen Betreuers 
erforderlich. Der Betreuer hat die Aufgabe, den Betreu-
ten bei der rechtlichen Besorgung seiner Angelegenhei-
ten zu unterstützen. Das betrifft z.B. den Abschluss von 
Miet- und Arbeitsverträgen oder die Gesundheitssorge. 
Für Menschen mit schweren und mehrfachen Behinde-
rungen hat das Betreuungsrecht deshalb eine hohe Be-
deutung. Der Gesetzentwurf des BMJV enthält hierzu un-
ter anderem folgende Änderungsvorschläge:

Mehr Selbstbestimmung
Das Selbstbestimmungsrecht und die Autonomie unter-
stützungsbedürftiger Menschen sollen im Vorfeld und 
innerhalb einer rechtlichen Betreuung gestärkt werden. 
Maßstab hierfür ist Artikel 12 der UN-Behindertenrechts-
konvention (UN-BRK). Dieser sieht unter anderem vor, 
dass Menschen mit Behinderung rechts- und handlungs-
fähig sind. Künftig soll klarer geregelt werden, dass die 
rechtliche Betreuung in erster Linie eine Unterstützung 
des Betreuten bei der Besorgung seiner Angelegenhei-
ten durch eigenes selbstbestimmtes Handeln gewähr-
leistet und der Betreuer das Mittel der Stellvertretung 
nur einsetzen darf, soweit es erforderlich ist. Inhaltlicher 
Maßstab für das Betreuerhandeln sind die Wünsche des 
Betreuten. Auch dies soll deutlicher als bisher normiert 
werden.

Bessere Unterstützung von 
ehrenamtlichen Betreuern und 
Betreuungsvereinen
Die Aufwandspauschale für ehrenamtliche Betreuer soll 
angehoben werden. Auch sollen Verwandte in gerader 

Linie und Geschwister von der Pflicht zur Rechnungsle-
gung befreit werden. Stattdessen soll in diesen Fällen 
eine Vermögensübersicht genügen. Zur Stärkung der 
anerkannten Betreuungsvereine bei der Begleitung und 
Unterstützung ehrenamtlicher Betreuer ist für die Verei-
ne unter anderem ein Anspruch auf eine bedarfsgerech-
te finanzielle Ausstattung vorgesehen. 

Qualitätsanforderungen für Berufs-
betreuer
Zur Sicherstellung einer einheitlichen Qualität der beruf-
lichen Betreuung soll ein formales Registrierungsverfah-
ren mit persönlichen und fachlichen Mindesteignungs-
voraussetzungen für berufliche Betreuer eingeführt 
werden. Einzelheiten zu den Anforderungen an die Sach-
kunde von Berufsbetreuern sollen durch das BMJV in ei-
ner Rechtsverordnung geregelt werden.

Schnittstelle zum Sozialrecht
Der Entwurf sieht verschiedene Maßnahmen zur effek-
tiveren Umsetzung des Erforderlichkeitsgrundsatzes im 
Vorfeld der Betreuung, insbesondere an der Schnittstel-
le zum Sozialrecht, vor. Insbesondere soll im Recht der 
Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behin-
derung (SGB IX) die Beteiligung der Betreuungsbehörde 
am Teilhabeplanverfahren mit dem Ziel der Vermittlung 
anderer Unterstützung zur Vermeidung rechtlicher Be-
treuungen konkretisiert werden.

Inkrafttreten der Reform
Aus dem Referentenentwurf selbst ergibt sich nicht, 
wann ein Inkrafttreten der novellierten Vorschriften ge-
plant ist. Da das Modernisierungsvorhaben aber im Ko-
alitionsvertrag festgelegt wurde, steht zu erwarten, dass 
das Gesetzespaket noch in dieser Legislaturperiode – 
also spätestens bis zum Herbst 2021 – verabschiedet 
wird. 

Stellungnahme des bvkm 
In seiner Stellungnahme hat der bvkm den Gesetzent-
wurf insgesamt positiv bewertet, jedoch an einigen Stel-
len noch Nachbesserungs- und weiteren Handlungsbe-
darf angemahnt. Die Stellungnahme wird nachfolgend 
im Wortlaut wiedergegeben:

Reform des Betreuungsrechts 
bvkm begrüßt Stärkung des Selbstbestimmungsrechts von Menschen 
mit Behinderung 

Katja Kruse
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Stellungnahme zum Referentenentwurf eines 
Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts

Katja Kruse

Vorbemerkung
Im Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte 
Menschen (bvkm) sind 280 regionale Selbsthilfeorgani-
sationen zusammengeschlossen, in denen etwa 28.000 
Mitgliedsfamilien organisiert sind. Der überwiegende 
Teil der vertretenen Menschen ist von einer frühkindli-
chen cerebralen Bewegungsstörung betroffen. Dabei 
handelt es sich sowohl um körperbehinderte Menschen, 
deren Leben sich kaum von dem nichtbehinderter un-
terscheidet, als auch um Menschen mit schweren und 
mehrfachen Behinderungen, die ein Leben lang auf in-
stitutionalisierte Unterstützung im Alltag, in der Pflege 
sowie bei der Versorgung angewiesen sind.

Mit Erreichen der Volljährigkeit ist für viele Menschen 
mit schweren Behinderungen und komplexem Unterstüt-
zungsbedarf die Bestellung eines rechtlichen Betreuers 
erforderlich. Im Gegensatz zum Vormundschaftsrecht, 
das für den vom bvkm vertretenen Personenkreis eine 
eher untergeordnete Rolle spielt, hat das Betreuungs-
recht deshalb für Menschen mit schweren und mehrfa-
chen Behinderungen eine hohe Bedeutung. Die vorlie-
gende Stellungnahme des bvkm beschränkt sich aus 
diesem Grund auf Ausführungen zur Reform des Betreu-
ungsrechts.

	» Wichtigstes Ziel der Reform ist aus Sicht des bvkm 
die Stärkung des Selbstbestimmungsrechts der Be-
treuten. Maßstab hierfür ist Artikel 12 UN-BRK. 

Gemäß Art. 12 Absatz 2 UN-BRK sind alle Menschen mit 
Behinderung rechts- und handlungsfähig. Um die Rechts- 
und Handlungsfähigkeit ausüben zu können, benötigen 
sie mitunter entsprechende Unterstützung. Rechtliche 
Betreuung muss daher in erster Linie Unterstützung in 
Form der unterstützten Entscheidungsfindung sein und 
nur als Ultima Ratio und in eng begrenzten Ausnahme-
fällen gesetzliche Vertretung der rechtlich betreuten 
Person. Die Verpflichtung des Betreuers besteht darin, 
dem rechtlich betreuten Menschen mit Behinderung im 
Rahmen der angeordneten Aufgabenbereiche dabei zu 
assistieren, eigene Entscheidungen bei der Teilnahme 
am Rechtsverkehr zu treffen. 

Sicherzustellen ist, dass Formen einer unterstützten Ent-
scheidungsfindung Vorrang haben vor einer ersetzenden 
Entscheidungsfindung. 

	» Langfristiges Ziel sollte es deshalb sein, die Unter-
stützungsangebote so auszubauen, dass die erset-
zende Entscheidungsfindung und damit gesetzliche 
Vertretung zur Ausübung der Rechts- und Hand-
lungsfähigkeit weitestgehend entbehrlich wird. 

Der vorliegende Referentenentwurf einer Betreuungs-
rechtsreform kommt diesem Ziel ein großes Stück näher 
und ist daher aus Sicht des bvkm sehr zu begrüßen. Er 
klärt jedoch – auch in Bezug auf die Kritik des UN-Fach-
ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen zur Staatenprüfung 2015 bezogen auf Art. 12 
UN-BRK – nicht sämtliche offenen Fragen des Betreu-
ungsrechts.

I)	 Grundsätzliche Bewertung der  
Reform des Betreuungsrechts

Das Betreuungsrecht bedarf einer grundlegenden Mo-
dernisierung. Die Ergebnisse der beiden in den Jahren 
2015 bis 2017 im Auftrag des Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) durchgeführ-
ten Forschungsvorhaben zur „Qualität in der rechtlichen 
Betreuung“ und zur „Umsetzung des Erforderlichkeits-
grundsatzes in der betreuungsrechtlichen Praxis im Hin-
blick auf vorgelagerte ‚andere Hilfen‘“ haben gezeigt, 
dass das Gebot größtmöglicher Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen im Sinne von Artikel 12 
UN-BRK im Vorfeld und innerhalb der rechtlichen Be-
treuung nicht zufriedenstellend verwirklicht ist und es 
zudem Qualitätsmängel bei der praktischen Umsetzung 
der gesetzlichen Vorgaben gibt, die auch Änderungen 
der gesetzlichen Rahmenbedingungen erforderlich ma-
chen.

Der bvkm begrüßt daher den vorliegenden Referente-
nentwurf, in dem viele Forderungen aus dem Diskussi-
onsprozess zum Betreuungsrecht aufgegriffen werden. 
Hervorzuheben sind insbesondere folgende vorgesehe-
nen Neuerungen:

•	 die bessere gesetzliche Verankerung des Selbstbe-
stimmungsrechts und die deutliche Herausstellung 
der Wünsche des Betreuten als maßgebliche Orientie-
rung für das unterstützende Handeln des Betreuers, 
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•	 die sprachliche Neufassung der Voraussetzungen 
für eine Betreuerbestellung unter Verwendung zeit-
gemäßer Begriffe und Streichung der bisherigen ver-
alteten und potentiell stigmatisierenden Begriffe,

•	 die Abschaffung der Betreuung „in allen Angelegen-
heiten“,

•	 das Erfordernis, die Aufgabenbereiche künftig noch 
differenzierter zu bezeichnen, insbesondere sol-
che mit erhöhter Eingriffsintensität, wie z.B. die ge-
schlossene Unterbringung des Betreuten, freiheits-
entziehende Maßnahmen sowie die Bestimmung 
des Umgangsrechts,

•	 die Verbesserung des Schutzes der betreuten Per-
son vor einer Verlagerung ihres Lebensmittelpunk-
tes gegen oder ohne ihren Willen,

•	 die Maßnahmen zur effektiveren Umsetzung des 
Erforderlichkeitsgrundsatzes im Vorfeld der Betreu-
ung, insbesondere an der Schnittstelle zum Sozial-
recht,

•	 die Stärkung der ehrenamtlichen Betreuung durch 
Verfahrenserleichterungen, wie z.B. der Ausweitung 
des Kreises der von der Rechnungslegung befreiten 
Betreuer auf alle Verwandten in gerader Linie und 
Geschwister,

•	 die Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität der 
ehrenamtlichen Betreuung, u.a. durch Anbindung 
der ehrenamtlichen Betreuer an einen Betreuungs-
verein,

•	 die Stärkung der Betreuungsvereine, u.a. durch aus-
drückliche gesetzliche Beschreibung ihrer Aufgaben 
und Normierung eines Anspruchs auf bedarfsge-
rechte finanzielle Ausstattung mit öffentlichen Mit-
teln zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben sowie

•	 die Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität der 
beruflichen Betreuung, insbesondere durch die 
Einführung eines formalen Zugangs- und Registrie-
rungsverfahrens für berufli-che Betreuer. 

Zu ausgewählten Regelungen im Einzelnen:

II) 	 Änderung des Bürgerlichen  
Gesetzbuches (BGB)

1.) Gegenseitige Vertretung von Ehegatten in 
Angelegenheiten der Gesundheitssorge (§ 1358 
BGB-E)

Der bvkm begrüßt, dass sich Ehegatten in Angelegenhei-
ten der Gesundheitssorge kraft Gesetzes für die Dauer 
von drei Monaten gegenseitig vertreten können, wenn 
ein Ehegatte aufgrund von Bewusstlosigkeit oder einer 
Krankheit seine Angelegenheiten der Gesundheitssorge 
vorübergehend rechtlich nicht besorgen kann. Bedenk-
lich ist allerdings, dass die Regelung aufgrund ihrer kom-
plexen Ausgestaltung zu einer erheblichen Belastung der 
Kliniken führt. Vermutlich löst dies letztlich wiederum 
eine zeitnahe Einbeziehung der Betreuungsgerichte aus.

2.) Voraussetzungen (§ 1814 BGB-E)
Der bvkm begrüßt, dass bei der „Fundamentalnorm“ 
des Betreuungsrechts künftig auf potentiell stigmatisie-
rende Begriffe verzichtet werden soll und insbesondere 
Menschen mit psychischen Erkrankungen nicht mehr be-
sonders herausgestellt und damit als besonders betreu-
ungsbedürftig hervorgehoben werden. Auch wird befür-
wortet, dass der konkrete Unterstützungsbedarf in den 
Vordergrund für die Erforderlichkeit einer rechtlichen 
Betreuung gestellt wird.

In dieser für das Betreuungsrecht grundlegenden Norm 
sollte außerdem klargestellt werden, dass die Bestel-
lung eines Betreuers die Geschäftsfähigkeit und die Ein-
willigungsfähigkeit des Betreuten unberührt lässt. Nur 
auf diese Weise wird Art. 12 Absatz 2 UN-BRK Genüge ge-
tan, wonach alle Menschen mit Behinderung rechts- und 
handlungsfähig sind.

Der bvkm fordert deshalb, § 1814 Absatz 1 BGB 
wie folgt zu fassen:

	» Kann ein Volljähriger seine Angelegenheiten ganz 
oder teilweise rechtlich nicht besorgen und beruht 
dies auf einer Krankheit oder Behinderung, so be-
stellt das Betreuungsgericht für ihn einen recht-
lichen Betreuer (Betreuer). Die Bestellung eines 
Betreuers lässt die Geschäftsfähigkeit und die Ein-
willigungsfähigkeit des Betreuten unberührt.

Positiv zu bewerten ist, dass in § 1814 Absatz 3 Satz 2 
Nr. 2 BGB-E der Nachrang rechtlicher Betreuung gegen-
über anderen Unterstützungsformen klarer geregelt wer-
den soll. Zutreffend wird insoweit in der Begründung des 
Gesetzentwurfs betont, dass es bei diesem Kriterium 
weniger um eine dauerhafte Begleitung, als vielmehr da-
rum geht, dass konkrete Angelegenheiten „tatsächlich 
erledigt, also abschließend geregelt werden“ (vgl. S. 267 
des Gesetzentwurfs).

Dies sollte auch im Gesetzeswortlaut selbst deutlicher 
hervorgehoben werden. Häufig erhalten Betroffene rein 
tatsächlich nicht die Hilfe, die ihnen aufgrund ihrer sozi-
alen Rechte oder anderer Vorschriften zusteht. Dies darf 
nicht zu Lasten der Betroffenen gehen. 

Der bvkm fordert deshalb, § 1814 Absatz 3 Satz 2 
Nr. 2 BGB anstatt wie vorgeschlagen wie folgt zu 
fassen:

	» 2. durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzlicher 
Vertreter bestellt wird, erledigt werden können er-
ledigt werden, insbesondere durch solche Unter-
stützung, die auf sozialen Rechten oder anderen 
Vorschriften beruht.
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3.) Umfang der Betreuung (§ 1815 BGB-E) 
Der bvkm begrüßt, dass mit dieser Vorschrift die Anord-
nung der Betreuung „in allen Angelegenheiten“ abge-
schafft wird.

Sehr zu begrüßen ist ebenfalls das Erfordernis, die Auf-
gabenbereiche künftig noch differenzierter zu bezeich-
nen. Auch die ausdrückliche Anordnung bestimmter 
Aufgabenbereiche mit erhöhter Eingriffsintensität, wie 
z.B. die geschlossene Unterbringung des Betreuten, frei-
heitsentziehende Maßnahmen sowie die Bestimmung 
des Umgangsrechts, befürwortet der bvkm. 

Gerade wegen der erhöhten Eingriffsintensität sollten 
allerdings Umgangsverbote, die der Betreuer ggf. aus-
spricht, einem gerichtlichen Genehmigungsvorbehalt 
unterliegen (siehe dazu die Ausführungen unter II. 11.).

4.) Eignung und Auswahl des Betreuers, Berück-
sichtigung der Wünsche des Volljährigen (§ 1816 
BGB-E)
Der bvkm begrüßt, dass in § 1816 Absatz 1 BGB-E durch 
den Hinweis auf §§ 1821, 1823 BGB-E verdeutlicht wird, 
dass sich die Eignung des Betreuers gerade darauf be-
ziehen muss, die Betreuung so zu führen, wie dies den 
Vorgaben dieser Vorschriften entspricht. Hierunter fällt 
auch und insbesondere die Fähigkeit, die Wünsche und 
den mutmaßlichen Willen des Betreuten zu ermitteln 
und adäquat umzusetzen. Auch die besondere Beto-
nung des persönlichen Kontakts als Eignungskriterium 
für einen rechtlichen Betreuer befürwortet der bvkm. 

Die neue Regelung in § 1816 Absatz 4 BGB-E, wonach 
ehrenamtliche Betreuer, die keine familiäre Beziehung 
oder persönliche Bindung zu dem Betreuten haben, eine 
Vereinbarung mit einem anerkannten Betreuungsverein 
oder der zuständigen Behörde über eine Begleitung und 
Unterstützung schließen müssen, wird sehr begrüßt. Der 
bvkm ist überzeugt, dass durch eine solche Anbindung 
die Qualität der ehrenamtlichen Betreuung erheblich 
verbessert werden kann.

Als Elternselbsthilfeverband begrüßt der bvkm ferner die 
Klarstellung in § 1816 Absatz 6 Satz 2 BGB-E, wonach 
ein Bestellungshindernis für Eltern, Kinder und Ehegat-
ten des Betreuten in den dort beschriebenen Fallkons-
tellationen nur dann gilt, wenn die konkrete Gefahr ei-
ner Interessenkollision besteht. Häufig initiieren Eltern 
von Kindern mit schweren und mehrfachen Behinde-
rungen mit großem Engagement Wohnangebote für ihre 
erwachsenen Kinder, um ihnen das Wohnen außerhalb 
des Elternhauses und eine bessere soziale Anbindung 
zu gleichaltrigen Menschen zu ermöglichen. Teilweise 
leiten die Eltern dann auch diese von ihnen gegrün-
deten Wohnformen oder arbeiten dort als Pflege- oder 
Betreuungskräfte. Das Bundesverfassungsgericht hat 

diesbezüglich bereits im Jahr 2006 entschieden, dass 
der derzeitige § 1897 Absatz 3 BGB unter Berücksichti-
gung von Art. 6 Absatz 2 GG (Elternrecht) einschränkend 
auszulegen sei (vgl. BVerfG, Beschluss vom 20.03.06, 1 
BvR 1702/01). Danach verbiete das Elternrecht die Ent-
lassung eines Elternteils, der die gesetzliche Betreuung 
des Kindes führt, wenn keine konkrete Gefahr einer In-
teressenkollision bestehe. Erfreulich ist, dass diese 
Rechtsprechung nun ausdrücklich Aufnahme in den Ge-
setzestext findet und die Vorschrift auch auf Kinder und 
Ehegatten des Betreuten Anwendung findet. 

Der bvkm plädiert dafür, die Vorschrift auch auf Ge-
schwister des Betreuten auszudehnen. Nach dem Ver-
sterben der Eltern nehmen häufig die nichtbehinderten 
Geschwisterkinder die Elternrolle ein. Dementsprechend 
werden sie steuerrechtlich unter bestimmten Vorausset-
zungen als Pflegeeltern angesehen (vgl. § 32 Absatz 1 Nr. 
2 EStG). Auch in diesen Fällen besteht – ebenso wie bei 
den leiblichen Eltern – in der Regel keine Gefahr einer 
Interessenkollision.

Der bvkm fordert deshalb, § 1816 Absatz 6 Satz 2 
BGB wie folgt zu fassen:

	» Dies gilt für Eltern, Kinder, und Ehegatten und Ge-
schwister des Volljährigen nur dann, wenn die kon-
krete Gefahr einer Interessenkollision besteht.

5.) Betreuung durch Betreuungsverein oder  
Betreuungsbehörde (§ 1818 BGB-E)

Die Möglichkeit der Bestellung eines Betreuungsvereins 
auf Wunsch des volljährigen Betreuten begrüßt der bvkm 
ausdrücklich. Dadurch kommt auch in dieser Vorschrift 
das verstärkt zu beachtende Selbstbestimmungsrecht 
des Betreuten zum Tragen. Insbesondere kann durch die 
Bestellung eines Betreuungsvereins auch die Kontinu-
ität der Betreuung sichergestellt werden. Dies ist gera-
de für Menschen mit Behinderung bedeutsam, weil bei 
ihnen häufig keine Angehörigen oder Personen im so-
zialen Umfeld vorhanden sind, die die Betreuung über-
nehmen könnten. Insbesondere fallen Eltern häufig in 
hohem Alter als Betreuer ihrer behinderten Kinder weg, 
weil sie vom immer komplizierter werdenden Sozialrecht 
überfordert sind.

6.) Pflichten des Betreuers; Wünsche des  
Betreuten (§ 1821 BGB-E)

Die Vorschrift legt den inhaltlichen Maßstab für jedes 
Handeln des Betreuers fest und ist grundsätzlich zu be-
grüßen. Mit der neuen Formulierung wird der Selbstbe-
stimmung deutlicher als bisher Vorrang vor einer gut ge-
meinten, aber fremdbestimmten Fürsorge eingeräumt. 
Die Pflichten des Betreuers sind übersichtlich und klar 
beschrieben und machen den Charakter der Aufgabe als 
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Unterstützung des Betreuten deutlich. Es wird klarge-
stellt, dass die Beachtung der Wünsche des Betreuten 
klar im Vordergrund steht, eine Stellvertretung rechtlich 
zwar möglich, aber nur als Ultima Ratio genutzt werden 
sollte. Auch die Aufhebung der bisherigen „Wohlschran-
ke“ zugunsten des hilfsweise zu ermittelnden mutmaßli-
chen Willens ist richtig. 

Insoweit gibt der bvkm allerdings zu bedenken, dass 
Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderun-
gen, insbesondere, wenn sie von Geburt an behindert 
sind oder die Behinderung im frühen Kindesalter er-
worben haben, Wünsche nur bedingt und im Rahmen 
ihrer eingeschränkten Kommunikationsmöglichkeiten 
zum Ausdruck bringen können. Frühere Äußerungen, 
ethische oder religiöse Überzeugungen und sonstige 
persönliche Wertvorstellungen des Betreuten, wie sie in 
§ 1821 Absatz 4 Satz 2 BGB-E beispielhaft als konkrete 
Anhaltspunkte zur Ermittlung des mutmaßlichen Willens 
aufgezählt werden, können bei diesem Personenkreis in 
der Regel nicht herangezogen werden.

Gerade bei diesem Personenkreis muss deshalb eine 
besondere Sensibilisierung von Betreuern in Bezug auf 
die Feststellung der Wünsche des Betreuten bzw. alter-
nativ auf die Ermittlung seines mutmaßlichen Willens 
erfolgen. Das gilt auch und gerade dann, wenn Eltern zu 
rechtlichen Betreuern für ihre erwachsenen Kinder mit 
Behinderung bestellt werden. Eltern sind Begleiter und 
Förderer, aber – insbesondere, wenn sie zu Betreuern für 
ihre erwachsenen Kinder mit Behinderung bestellt wer-
den – auch Interessenvertreter. Sie verstärken die Stim-
me derer, die sich behinderungsbedingt nur schwer Ge-
hör verschaffen können. Dabei müssen sie sich und ihre 
eigenen Interessen zurücknehmen, Wagnisse eingehen, 
sich auf die Bedürfnisse ihres Sohnes oder ihrer Tochter 
einlassen und die Erfüllung einer selbstbestimmten Le-
bensplanung und -führung ihres Kindes an erste Stelle 
setzen. Rechtliche Betreuung darf nicht als verlängertes 
Sorgerecht von Eltern behinderter Kinder verstanden 
werden. Für dieses Rollenverständnis müssen Eltern 
sensibilisiert werden.

Betreuer von Menschen mit komplexen Behinderungen 
sind deshalb unbedingt auf ihre Pflicht zur Wunscher-
mittlung hinzuweisen. Die Ermittlung der Wünsche des 
Betreuten darf nicht deshalb unterbleiben, weil der Be-
treuer an seine kommunikativen Grenzen stößt. Betreu-
er müssen darin geschult werden, die ungewöhnlichen 
Zeichen der Willensbekundung von Menschen mit kom-
plexem Unterstützungsbedarf wahrnehmen und deuten 
zu können und sich nicht in der Rolle des gesetzlichen 
Vertreters zu sehen, sondern als Begleiter, Helfer, Assis-
tenten daran mitzuwirken, dass Menschen mit schweren 
und mehrfachen Behinderungen ihre Handlungsfähig-
keiten entfalten und sich darauf verlassen können, dass 
ihre Wünsche erforscht und ernst genommen werden.

Auch darf die alternativ und nur im Falle der Nichtfest-
stellung der Wünsche des Betreuten vorzunehmende 
(vermeintliche) Ermittlung des mutmaßlichen Willens 
nicht zu Entscheidungen auf der Grundlage eigener Wert-
urteile führen. Insbesondere muss verhindert werden, 
dass Entscheidungen gegen die Person und Persönlich-
keit des Betreuten getroffen werden. Viele Menschen mit 
komplexen Behinderungen sind nichtsprechend oder in 
ihrer Fähigkeit, sich sprachlich auszudrücken, stark ein-
geschränkt. Die Aufzählung konkreter Anhaltspunkte in 
§ 1821 Absatz 4 Satz 2 BGB sollte daher um den Begriff 
der Willensbekundung ergänzt werden.

Der bvkm fordert deshalb, § 1821 Absatz 2 und 
Absatz 4 BGB wie folgt zu fassen:

	» (2) Der Betreuer hat die Angelegenheiten des 
Betreuten so zu besorgen, dass dieser im Rahmen 
seiner Möglichkeiten sein Leben nach seinen Wün-
schen gestalten kann. Hierzu hat der Betreuer die 
Wünsche des Betreuten festzustellen und hierfür 
bei Bedarf geeignete Methoden der Kommunikati-
on einzusetzen. (…) 
 
(…) 

	» (4) Nur wenn der Betreuer die Wünsche des Betreu-
ten nicht feststellen kann oder ihnen nach Absatz 
3 Nummer 1 nicht entsprechen darf, hat er den 
mutmaßlichen Willen des Betreuten aufgrund kon-
kreter Anhaltspunkte zu ermitteln und Geltung zu 
verschaffen. Zu berücksichtigen sind insbesonde-
re frühere Äußerungen und Willensbekundungen, 
ethische oder religiöse Überzeugungen und sons-
tige persönliche Wertvorstellungen des Betreuten.

Der bvkm fordert außerdem die Einrichtung einer Bun-
desfachstelle „Unterstützung bei der Ausübung der 
rechtlichen Handlungsfähigkeit“. Diese sollte Experti-
sen zur unterstützten Entscheidungsfindung bündeln, 
neue Konzepte zur Vermeidung von stellvertretenden 
Entscheidungen erarbeiten und diese modellhaft und 
wissenschaftlich begleitet erproben sowie Informatio-
nen in Leichter Sprache erstellen und veröffentlichen. Zu 
weiteren Einzelheiten siehe die Ausführungen unter VI) 
1.).
Unterstützung zur Ausübung rechtlicher Handlungsfä-
higkeit ist zeitaufwändiger als Stellvertretung. Das aktu-
elle Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz (VBVG) 
deckt diesen Mehraufwand bislang nicht ausreichend 
ab. Die Fallpauschalen sind deshalb anzupassen, damit 
ein modernisiertes Betreuungsrecht seine beabsichtigte 
Wirkung auch tatsächlich erzielen kann. Zu weiteren Ein-
zelheiten siehe die Ausführungen unter IV) 1.).

Die in § 1821 Absatz 5 BGB-E normierte Kontakt- und Be-
sprechungspflicht sowie die dort normierte Pflicht, sich 
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regelmäßig einen persönlichen Eindruck vom Betreuten 
zu verschaffen, wird uneingeschränkt begrüßt. Sie kon-
kretisieren die Pflicht zur persönlichen Betreuung des 
Betreuten. 

7.) Auskunftspflicht gegenüber nahestehenden 
Angehörigen (§ 1822 BGB-E)

Der bvkm begrüßt die Einführung einer Auskunftspflicht 
des Betreuers gegenüber nahestehenden Angehörigen 
und Vertrauenspersonen des Betreuten, eingeschränkt 
auf die Fälle und den Umfang, in denen die Erteilung ei-
ner solchen Auskunft dem Wunsch oder mutmaßlichen 
Willen des Betreuten entspricht und sie dem Betreuer 
zuzumuten ist. Diese Neuregelung kann dazu beitra-
gen, dass eine Betreuung nicht missbräuchlich geführt 
wird. Auch haben Eltern von Kindern mit Behinderung, 
die nicht als Betreuer tätig sind, in der Regel den berech-
tigten Wunsch, über die Lebensumstände des Betreuten 
informiert zu werden, insbesondere wenn die Kinder in 
erheblicher räumlicher Entfernung zu ihren Eltern leben.

8.) Vertretungsmacht des Betreuers (§ 1823 
BGB-E)

Die Ersetzung der bisherigen Formulierung „der Betreu-
er vertritt“ durch die Formulierung „der Betreuer kann 
vertreten“ stellt klar, dass für den Betreuer keine Pflicht 
zur Vertretung gegeben ist. Im Vergleich zur derzeiti-
gen Rechtslage wird damit ein begrüßenswerter erster 
Schritt in die richtige Richtung getan. Dem bvkm geht die 
Formulierung aber nicht weit genug.

Die Vorschrift ist nach wie vor nicht mit Art. 12 UN-BRK 
vereinbar, da das rechtliche Können im Außenverhältnis 
nach § 1823 BGB-E über das rechtliche Dürfen im Innen-
verhältnis nach § 1821 Absatz 1 BGB-E hinausgeht. Nach 
Auffassung des bvkm muss sich konsequenterweise 
auch im Außenverhältnis niederschlagen, dass die un-
terstützte Entscheidungsfindung Vorrang hat vor einer 
ersetzenden Entscheidungsfindung. Anderenfalls ist das 
Postulat des Art. 12 UN-BRK bloße Makulatur. Die stell-
vertretende Erklärung des Betreuers darf deshalb nur in 
den Fällen nach außen wirksam sein, in denen sie als 
Ultima Ratio zur Teilnahme am Rechtsverkehr erforder-
lich ist. 

Der bvkm fordert deshalb, § 1823 BGB wie folgt 
zu fassen:

	» In seinem Aufgabenkreis und nur soweit der Be-
treute nicht in der Lage ist, eine bestimmte Ange-
legenheit rechtlich selbst zu besorgen, kann der 
Betreuer den Betreuten nach Maßgabe des § 1821 
BGB gerichtlich und außergerichtlich vertreten.

Darüber hinaus fordert der bvkm, erfolgte stellvertreten-
de Handlungen des Betreuers nachträglich einer Kont-
rolle zu unterziehen. Der Betreuer muss verpflichtet wer-
den, im Jahresbericht auch Angaben zu den Gründen, 
Umfang und der Vorgehensweise bei einer erfolgten 
Stellvertretung zu machen.

9.) Sterilisation (§ 1830 BGB-E)

In Bezug auf eine Sterilisation des Betreuten hält der 
Referentenentwurf an der derzeitigen Regelung fest. Für 
den bvkm ist dies untragbar. Die Vorschrift verstößt ge-
gen die UN-BRK. Sie ist deshalb abzuschaffen. Stattdes-
sen ist ein ausdrückliches Verbot der Sterilisation von 
nicht einwilligungsfähigen Menschen im BGB zu veran-
kern.

10.) Aufgabe von Wohnraum des Betreuten 
(§ 1833 BGB-E)
Der bvkm begrüßt die Verbesserung des Schutzes der 
betreuten Person vor einer Verlagerung ihres Lebensmit-
telpunktes gegen oder ohne ihren Willen. Um das Selbst-
bestimmungsrecht des Betreuten zu wahren, sollte die 
faktische Wohnungsaufgabe aber nach Auffassung des 
bvkm von vornherein mit einer Anhörungspflicht des 
rechtlich betreuten Menschen verbunden werden. Die 
im Referentenentwurf lediglich vorgesehene Anzeige der 
„Sichtweise des Betreuten“ durch den Betreuer ersetzt 
eine solche persönliche Anhörung nicht und könnte 
schlimmstenfalls bei missbräuchlich falscher Darstel-
lung der Sichtweise des Betreuten eine Wohnungsauf-
gabe auslösen, die später nicht mehr rückgängig ge-
macht werden kann. Das Gericht könnte in diesem Fall 
nachträglich ausschließlich prüfen, ob die Aufgabe dem 
Wunsch der rechtlich betreuten Person entsprach, nicht 
aber im Wege seiner aufsichtsrechtlichen Mittel sofort 
eingreifen.

Der bvkm fordert deshalb, § 1833 Absatz 2 BGB 
wie folgt zu fassen:

	» (2) Beabsichtigt der Betreuer, vom Betreuten selbst 
genutzten Wohnraum aufzugeben, so hat er dies 
unter Angabe der Gründe und der Sichtweise des 
Betreuten dem Betreuungsgericht unverzüglich an-
zuzeigen. Das Gericht hat den Betreuten unverzüg-
lich anzuhören; es sei denn, es stehen gewichtige 
Gründe entgegen. (…)

11.) Bestimmung des Umgangs und des Aufent-
halts des Betreuten (§ 1834 BGB-E)

Der bvkm begrüßt, dass das Recht des Betreuers, den 
Umgang des Betreuten auch mit Wirkung für und gegen 
Dritte zu bestimmen, dahingehend eingeschränkt wer-
den soll, dass eine solche Umgangsbestimmung nur 
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dann zulässig ist, wenn der Betreute dies selbst wünscht 
oder ihm eine konkrete Gefahr im Sinne des § 1821 Ab-
satz 3 BGB-E droht.
 
Zusätzlich sollten solche Umgangsverbote einem ge-
richtlichen Genehmigungsvorbehalt unterliegen und 
mit einer Anhörungspflicht des Betreuten verbunden 
sein. Umgangsverbote stellen einen schwerwiegenden 
Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit und – wenn 
es um Angehörige geht – mitunter auch in Art. 6 Absatz 1 
GG dar. Nahe Angehörige haben ihrerseits ebenfalls aus 
Art. 6 Absatz 1 GG ein Recht auf Umgang mit dem Betreu-
ten. Die erhöhte Eingriffsintensität gebietet deshalb eine 
schärfere Kontrolle des Umgangsbestimmungsrechts.

12.) Gesetzliche Befreiungen (§ 1859 BGB-E)

Ehrenamtliche rechtliche Betreuung ist und bleibt ein 
wichtiger Baustein des Betreuungswesens, auch wenn 
die Suche nach geeigneten Personen aufgrund der stei-
genden Administration und der Verantwortung im Eh-
renamt eine Herausforderung ist. Die Befreiung der Ver-
wandten in gerader Linie und der Geschwister von der 
Rechnungslegung, wie sie in § 1859 BGB-E vorgesehen 
ist, die vereinfachte Beantragung der Aufwandspau-
schale und die Änderungen bei den Genehmigungstat-
beständen (§§ 1838 ff., §§ 1848 – 1854 BGB-E) und An-
zeigepflichten (§ 1846 BGB-E, § 1847 BGB-E) stärken das 
Ehrenamt durch Verfahrenserleichterungen und werden 
daher vom bvkm begrüßt.

13.) Aufwandspauschale (§ 1878 BGB-E)

Der bvkm begrüßt die im Absatz 2 enthaltene neue Re-
gelung für den Fall, dass mehrere Betreuer bestellt sind. 
Mit der Regelung soll, was in der Vergangenheit umstrit-
ten war, klargestellt werden, dass jeder Betreuer die 
volle Pauschale erhält. Die Verlängerung der Geltendma-
chungsfrist der Aufwandspauschale für ehrenamtliche 
Betreuer auf sechs Monate wird ebenfalls positiv einge-
schätzt.

Begrüßt wird ferner, dass mit § 1878 Absatz 1 BGB-E die 
Ehrenamtspauschale erhöht werden soll. Sollte die mit 
dem Gesetz zur Änderung des Justizvergütungs- und 
-entschädigungsgesetzes (JVEG-Änderungsgesetz) an-
gedachte Änderung verabschiedet werden, würde sich 
die Zeugenentschädigung von 21 Euro auf 25 Euro erhö-
hen und die Aufwandspauschale somit nach § 1878 Ab-
satz 1 BGB-E auf 500 Euro steigen.

Im Falle einer Anhebung der Ehrenamtspauschale sind 
außerdem steuerrechtliche und sozialhilferechtliche Fol-
geänderungen notwendig.

Zum einen muss der in § 3 Nr. 26 EStG geregelte Steuer-
freibetrag in Höhe von 2.400 Euro erhöht werden. Auf-

grund der derzeitigen Aufwandspauschale von 399 Euro 
können ehrenamtliche Betreuer sechs rechtliche Betreu-
ungen im Jahr einkommensteuerfrei annehmen. Mit der 
Erhöhung der Aufwandspauschale wäre es ehrenamt-
lichen Betreuern dagegen nur noch möglich, vier Be-
treuungen im Jahr einkommensteuerfrei zu führen. Dies 
könnte die Bereitschaft zur Übernahme ehrenamtlicher 
Betreuungen vereiteln und den Vorrang der Ehrenamt-
lichkeit im Betreuungsrecht konterkarieren. Die Übungs-
leiterpauschale ist daher entsprechend zu erhöhen. 

Zum anderen ist sicherzustellen, dass sich die Erhö-
hung der Aufwandspauschale nicht sozialhilfeschädlich 
auswirkt. Nach der derzeitigen Rechtslage wird die Auf-
wandsentschädigung eines ehrenamtlichen Betreuers, 
der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB 
II bezieht, insgesamt im Monat des Zuflusses als Ein-
kommen angerechnet (vgl. BSG, Urteil vom 24.08.2017 
– Az: B 4 AS 9/16 R). Sozialhilferechtlich findet also kei-
ne Verteilung auf den Gesamtzeitraum statt, für den die 
Aufwandspauschale bewilligt wurde. Bei einem monatli-
chen Freibetrag nach § 11b Absatz 2 SGB II in Höhe von 
200 Euro werden somit im Zuflussmonat von der derzeiti-
gen Aufwandspauschale 199 Euro bedarfsmindernd auf 
die Grundsicherung angerechnet. Die Bereitschaft zur 
Übernahme ehrenamtlicher Betreuungen wird hierdurch 
nicht gestärkt. Die mit dem vorliegenden Referenten-- 
entwurf angedachte Erhöhung der Aufwandspauscha-
le sollte daher zum Anlass genommen werden, an der 
Schnittstelle von Betreuungs- und Steuerrecht entweder 
das Jahresprinzip aufzuheben oder im Bereich des SGB II 
eine Abweichung vom Monatsprinzip zu regeln. 

III) Betreuungsorganisationsgesetz 
(BtOG)

Der bvkm begrüßt, dass mit dem Betreuungsorganisati-
onsgesetz (BtOG-E) ein eigenes Gesetz geschaffen wird, 
dass die Rechtsstellung und Aufgaben der Betreuungs-
behörden, der Betreuungsvereine und der rechtlichen 
Betreuer regelt und näher ausgestaltet. 

1.) Beratungs- und Unterstützungsangebot,  
Vermittlung geeigneter Hilfen und erweiterte  
Unterstützung (§ 8 BtOG-E)
Der bvkm begrüßt, dass die derzeit in § 4 Abs. 2 BtBG 
geregelte Pflicht der Betreuungsbehörde, ein Beratungs-
angebot zu unterbreiten sowie andere Hilfen, bei denen 
kein Betreuer bestellt wird, zu vermitteln, in § 8 BtOG-E 
konkretisiert wird. Die der Betreuungsbehörde insoweit 
zugewiesene Unterstützungs- und Filterfunktion im Vor-
feld einer rechtlichen Betreuung wird durch die Neure-
gelung weiter gestärkt, um eine noch effektivere Um-
setzung des Erforderlichkeitsgrundsatzes zu erreichen. 
Es wird erstmals ausdrücklich die Möglichkeit eröffnet, 
dass die Beratung und Unterstützung durch die Behörde 
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in geeigneten Fällen im Wege einer erweiterten Unter-
stützung durchgeführt werden kann. Damit wird die zen-
trale Handlungsempfehlung aus dem Forschungsvorha-
ben zur „Umsetzung des Erforderlichkeitsgrundsatzes in 
der betreuungsrechtlichen Praxis im Hinblick auf vorge-
lagerte ‚andere Hilfen‘“ umgesetzt, wonach eine zeitlich 
begrenzte Fallverantwortung und erweiterte Assistenz 
im Vorfeld einer Betreuerbestellung eingeführt werden 
sollten.

2.) Betreuervorschlag (§ 12 BtOG-E)

Das in § 12 BtOG-E vorgesehene persönliche Kennen-
lerngespräch zwischen Betreuer und Betreutem wird von 
vielen Betreuungsvereinen bereits praktiziert. Der bvkm 
bedauert, dass diese Norm nur als Kann-Vorschrift in 
den Gesetzentwurf aufgenommen wurde. Die Durchfüh-
rung darf nicht dem Ermessen der Betreuungsbehörde 
überlassen bleiben, sondern sollte fester Bestandteil 
des Regelverfahrens sein. Der zusätzliche Zeitaufwand 
muss sich auch in der Vergütung niederschlagen.

3.) Finanzielle Ausstattung (§ 17 BtOG-E)

Anerkannte Betreuungsvereine sollen künftig nach § 17 
Satz 1 BtOG-E Anspruch auf eine bedarfsgerechte finan-
zielle Ausstattung mit öffentlichen Mitteln zur Wahrneh-
mung der ihnen obliegenden Aufgaben haben. Diese 
grundsätzliche Aussage begrüßt der bvkm sehr. 
Offen bleibt allerdings, was unter einer bedarfsgerech-
ten finanziellen Ausstattung zu verstehen ist. Zwar muss 
dies nach § 17 Satz 2 BtOG-E durch Landesrecht geregelt 
werden, doch regt der bvkm an, entsprechend der Emp-
fehlungen des Kasseler Forums hierzu auf Bundesebene 
zumindest folgende Rahmenbedingungen festzulegen:

•	 Bezogen auf 100.000 Einwohner sollte mindestens 
eine Vollzeitstelle für Querschnittsarbeit gefördert 
werden. Die Bezugsgröße kann variieren, sofern für 
den ländlichen oder städtischen Raum unterschied-
liche Anforderungen vorliegen.

•	 Förderfähig sollten nur Mitarbeiter sein, die sich 
nach ihrer Persönlichkeit eignen und über eine der 
Aufgabe entsprechende Ausbildung und/oder ver-
gleichbare Erfahrungen verfügen. 

•	 Die tarifvertraglichen Bindungen sollten berücksich-
tigt und die Förderung dynamisiert werden.

•	 Es sollten auch Maßnahmen gefördert werden, die 
zur Erfüllung der Aufgaben und zur Qualitätssiche-
rung notwendig sind, wie z. B. die Fortbildung der 
Querschnittmitarbeiter, Netzwerktätigkeiten, Maß-
nahmen zum Erfahrungsaustausch für ehrenamtli-
che Betreuer sowie Bevollmächtigte.

•	 Die Förderung sollte keine Leistungsanforderungen 
enthalten, die nicht von den Betreuungsvereinen be-
einflusst werden können (bspw. von der gerichtlichen 
Bestellung gewonnener ehrenamtlicher Betreuer).

•	 Die Gewährung der Landesförderung sollte nicht von 
einer kommunalen Förderung abhängig sein.

Darüber hinaus ist vorzusehen, dass die Übernahme 
freiwilliger Aufgaben im Sinne des § 15 Absatz 5 BtOG-E 
ebenso förderfähig ist.

4.) Voraussetzung für eine ehrenamtliche Tätig-
keit (§ 21 BtOG-E)

Der bvkm begrüßt, dass § 21 BtOG-E künftig die persön-
liche Eignung und Zuverlässigkeit eines ehrenamtlichen 
Betreuers als Voraussetzung für die Betreuerbestellung 
vorsieht. Zum Nachweis seiner Eignung muss der Betreu-
er der Behörde ein Führungszeugnis und eine Auskunft 
aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis vorlegen, die 
nicht älter als drei Monate sein sollen. Zudem scheidet 
die Eignung aus, wenn ein einschlägiges Berufsverbot 
vorliegt oder die Person in den letzten drei Jahren we-
gen eines Verbrechens oder eines vorsätzlichen, für die 
Führung der Betreuung relevanten Vergehens verurteilt 
wurde oder über ihr Vermögen das Insolvenzverfahren 
eröffnet wurde.

Erfreulich ist, dass aufgrund der im Referentenentwurf 
vorgesehenen begleitenden Änderung des Justizverwal-
tungskostengesetzes keine Gebühren für die Einholung 
des Führungszeugnisses anfallen. 

Das Gleiche muss nach Auffassung des bvkm aber auch 
für den Auszug aus dem Schuldnerverzeichnis gelten. 
Für diesen werden Verwaltungsgebühren nach dem Lan-
desjustizverwaltungskostengesetz erhoben.
 

	» Der bvkm fordert, ehrenamtliche Betreuer auch von 
diesen Kosten freizustellen.

5.) Registrierungsvoraussetzungen; Verordnungs-
ermächtigung (§ 23 BtOG-E)

Der bvkm begrüßt, dass das BtOG-E ein Registrierungs-
verfahren für Berufsbetreuer einführt und diese einen 
entsprechenden Sachkundenachweis erbringen müs-
sen. Die Sachkunde ist gegenüber der Stammbehörde 
durch Unterlagen nachzuweisen. 
Bei der Ausgestaltung der Verordnung nach § 23 Absatz 
4 BtOG-E sollte sichergestellt werden, dass die fachspe-
zifische Sachkunde nicht von vornherein an die tatsäch-
liche Ausübung in diesem Bereich gekoppelt wird. An-
dernfalls besteht die Gefahr, dass angehende Betreuer 
sich u.a. bei Betreuungsvereinen ausbilden lassen, um 
die Sachkundevoraussetzungen zu erlangen, Betreu-
ungsvereinen der hierfür erforderliche Aufwand aber 
nicht gegenfinanziert wird.



	 Dezember 2020	 bvkm.aktuell Nr. 2/2020	 25

bvkm. Recht & Ratgeber

IV) Vormünder- und Betreuervergütungs-
gesetz (VBVG)

1.) Höhe der Vergütung;  
Verordnungsermächtigung (§ 8 VBVG-E)

Unterstützung zur Ausübung rechtlicher Handlungsfä-
higkeit ist zeitaufwändiger als Stellvertretung. Das Vor-
münder- und Betreuervergütungsgesetz (VBVG) deckt 
diesen Mehraufwand nicht ausreichend ab. Die Fallpau-
schalen sind deshalb anzupassen, damit ein moderni-
siertes Betreuungsrecht seine beabsichtigte Wirkung 
auch tatsächlich erzielen kann.

Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderun-
gen können Wünsche nur bedingt und im Rahmen ihrer 
eingeschränkten Kommunikationsmöglichkeiten zum 
Ausdruck bringen. Häufig sind sie nichtsprechend oder 
in ihrer Sprachfähigkeit stark eingeschränkt und deshalb 
auf besondere Formen der Unterstützten Kommunikati-
on (UK) angewiesen, um sich ihrer Umwelt mitzuteilen. 
Mit UK sind alle Kommunikationsformen gemeint, die 
fehlende Lautsprache ergänzen (augmentative) oder er-
setzen (alternative). Beispiele sind die Einführung von 
Bild- oder Symbolkarten oder einer Kommunikationsta-
fel zur Verständigung, die Versorgung mit einem Sprach-
ausgabegerät oder die Ergänzung der Lautsprache durch 
das Gebärden von Schlüsselwörtern. Im Vergleich zur 
Lautsprache erfordern diese Kommunikationsformen 
deutlich mehr Zeit. Beispielsweise müssen zur Verfü-
gung stehende Entscheidungsoptionen mit Hilfe von 
Piktogrammen oder sprachlichen Bildern in einfacher 
Art und Weise verdeutlicht werden. Auch benötigen Men-
schen mit komplexem Unterstützungsbedarf mehr Zeit, 
um sich über ihre Wünsche klar zu werden und einen 
entsprechenden Willen zu bekunden. Die vorgesehenen 
Fallpauschalen bilden diesen Zeitaufwand nicht hinrei-
chend ab, wie folgendes Beispiel zeigt: 

	» Betreut ein Betreuer eine mittellose Person, die 
in einer stationären Einrichtung oder einer dieser 
gleichgestellten ambulanten Wohnform lebt, erhält 
er hierfür zurzeit – je nach Vergütungsgruppe – 
zwischen 62 und 102 Euro im Monat. Damit kann er 
etwa drei Stunden Betreuung pro Monat abdecken. 
Diese Zeit reicht nicht aus, um unterstützte Ent-
scheidungsfindungen zu ermöglichen. Die Beibe-
haltung der bisherigen Pauschalen drängt Betreuer 
somit künftig noch stärker dazu, weiterhin von der 
Stellvertretung Gebrauch zu machen, ohne das 
Unterstützungsprimat zu achten.

Auch berücksichtigen die Fallpauschalen nicht den auf 
die Betreuer zukommenden Mehraufwand für die Regis-
trierungs-, Mitteilungs- und Nachweispflichten. Ange-
sichts dieses insgesamt deutlich erhöhten Zeitaufwands 

kann nicht die Evaluierung des VBVG abgewartet werden. 
Die Höhe der Fallpauschalen ist umgehend anzupassen.

	» Der bvkm fordert deshalb, mit dem Inkrafttreten 
der Neuregelungen zum Betreuungsrecht zugleich 
die Höhen der einzelnen Fallpauschalen anzupas-
sen. 

2.) Fallpauschalen (§ 9 VBVG-E)

Gemäß § 9 Absatz 1 VBVG-E richtet sich die Höhe der 
Fallpauschale weiterhin nach den Kriterien der Dauer 
der Betreuung, des gewöhnlichen Aufenthaltsorts und 
des Vermögensstatus der rechtlich betreuten Person. § 
9 Absatz 3 VBVG-E behält die Differenzierung, die sich 
auch in der Höhe der Fallpauschalen auswirkt, zwischen 
stationären Einrichtungen und diesen gleichgestellten 
ambulant betreuten Wohnformen einerseits und ande-
ren Wohnformen andererseits bei. 

Die Annahme, rechtliche Betreuer würden durch eine 
bestimmte Wohnform mit einem professionellen Organi-
sationsapparat entlastet, ist fragwürdig. Sie erweckt den 
Eindruck, derartige Einrichtungen übernähmen aufgrund 
der Komplettversorgung die Aufgaben der rechtlichen 
Betreuung. Das Wohnsetting und die Übernahme einer 
Komplettversorgung sagen aber noch nichts über den 
rechtlichen Betreuungsaufwand aus. 

	» Der bvkm fordert deshalb, die betreuungsvergü-
tungsrechtliche Differenzierung anhand des ge-
wöhnlichen Aufenthalts aufzuheben. Mittelpunkt 
der Reform des Betreuungsrechts ist die Stärkung 
der Selbstbestimmung und Autonomie der be-
treuten Personen. Dies wird in allen Wohnformen 
zukünftig mehr Zeit und einen größeren Betreu-
ungsaufwand erfordern.

Darüber hinaus ist aufgrund des Systemwechsels im 
Recht der Eingliederungshilfe durch das Bundesteilha-
begesetz (BTHG) die in § 9 Absatz 3 VBVG-E vorgesehene 
Differenzierung zwischen ambulanten und stationären 
Wohnsettings für Menschen mit Behinderung, die Leis-
tungen der Eingliederungshilfe beziehen, nicht mehr 
richtig. Dies führt zu Reibungspunkten zwischen dem 
Betreuungsrecht und der Eingliederungshilfe und steht 
einer einheitlichen Rechtsanwendung entgegen.

Im Recht der Eingliederungshilfe wird seit 2020 aufgrund 
des BTHG nicht mehr zwischen ambulanten und statio-
nären Leistungen unterschieden. Stattdessen werden 
die Leistungen personenzentriert erbracht. Zu diesem 
Zweck wurden die Fachleistungen der Eingliederungshil-
fe von den existenzsichernden Leistungen getrennt. 

Der Eingliederungshilfeträger erbringt seitdem für Men-
schen in den sogenannten besonderen Wohnformen 
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(bislang stationäre Einrichtungen der Eingliederungshil-
fe) nur noch die Leistungen zur Teilhabe. Die existenzsi-
chernden Leistungen werden dagegen in der Regel nach 
dem SGB XII vom Träger der Sozialhilfe erbracht. Bezüg-
lich beider Leistungssysteme bedarf es jeweils geson-
derter rechtlicher Unterstützung bei der Ausübung der 
Rechts- und Handlungsfähigkeit, die sich nicht mit der 
erstmaligen Antragstellung erledigt. Durch den System-
wechsel hat sich somit der Arbeits- und Zeitaufwand der 
rechtlichen Betreuung von Menschen mit Behinderung, 
die in besonderen Wohnformen leben, noch einmal 
deutlich erhöht. 

Für den Fall, dass die Differenzierung nach dem Wohnort 
nicht grundsätzlich aufgehoben wird (siehe oben), sollte 
diese Differenzierung zumindest für Menschen mit Be-
hinderung aufgegeben werden, die Leistungen der Ein-
gliederungshilfe erhalten. 

	» Der bvkm fordert deshalb, dass alle Betreuer von 
Menschen mit Behinderung, die Leistungen der 
Eingliederungshilfe beziehen, die Fallpauschale für 
„andere Wohnformen“ erhalten.

V) SGB IX
Der bvkm begrüßt, dass die Beteiligung der Betreuungs-
behörde am Teilhabeplanverfahren mit dem Ziel der Ver-
mittlung anderer Unterstützung zur Vermeidung rechtli-
cher Betreuungen durch die Neufassung des § 22 Absatz 
5 SGB IX konkretisiert wird. Hierdurch kann das gegen-
seitige Verschieben von Zuständigkeiten und Verant-
wortlichkeiten zwischen dem Träger der Eingliederungs-
hilfe und der Betreuungsbehörde begrenzt werden. 

Zu begrüßen ist in diesem Zusammenhang ferner die in 
§ 8 Absatz 1 Satz 5 BtOG-E und § 17 Absatz 4 SGB I-E ein-
geführte Verpflichtung der Betreuungsbehörde und der 
Sozialleistungsträger zusammenzuarbeiten.

Nicht abschließend geklärt wird leider mit dem vorlie-
genden Referentenentwurf die Schnittstelle zwischen 
rechtlicher Betreuung und der nach dem Recht der Ein-
gliederungshilfe zu leistenden sozialen Teilhabe insbe-
sondere in Form von Assistenzleistungen (§ 113 Absatz 
2 Nr. 2 i.V.m. § 78 SGB IX). In der Praxis bereitet diese 
Schnittstelle häufig Schwierigkeiten, weil sich beide 
Leistungen in Teilbereichen überlagern. Dieses Problem 
wird sich voraussichtlich künftig noch verstärken, wenn 
die Unterstützungsfunktion der rechtlichen Betreuung 
deutlicher als bisher hervorgehoben und betont wird.

In diesem Zusammenhang schafft auch § 78 SGB IX kei-
ne ausreichende Klarheit. Denn die Assistenzleistungen 
sind im offenen, weil am individuellen Bedarf ausgerich-
teten, Leistungskatalog der Eingliederungshilfe (§ 78 

Absatz 1 Satz 2 SGB IX) nicht abschließend beschrieben. 
Die nähere Ausgestaltung bzw. Konkretisierung der ein-
zelnen Leistungen bleibt den Landesrahmenverträgen 
zwischen Leistungsträgern und Leistungserbringern 
überlassen. Diese sind bundesweit sehr unterschied-
lich.

Die ungeklärte Schnittstellenfrage hat zur Folge, dass 
die Eingliederungshilfe teilweise bestimmte Aufgaben 
der rechtlichen Betreuung zuweist und umgekehrt Auf-
gaben der rechtlichen Betreuung der Eingliederungshilfe 
zugeschoben werden. Leidtragende solcher Zuständig-
keitsstreitigkeiten sind Menschen mit Behinderung, da 
sie nicht die benötigte Unterstützung erhalten bzw. die 
Refinanzierung der in Frage stehenden Assistenzleistun-
gen ggf. vor den Gerichten erstreiten müssen. 

VI) Weiterer Handlungsbedarf
Neben den bereits genannten Punkten sieht der bvkm 
außerdem noch in folgenden Bereichen Handlungsbe-
darf:

1.) Einrichtung einer Bundesfachstelle „Unter-
stützung bei der Ausübung der rechtlichen Hand-
lungsfähigkeit“
Die ersetzende Entscheidung der rechtlich betreuenden 
Person ist durch die unterstützte Entscheidungsfindung 
zugunsten des rechtlich betreuten Menschen abzulösen. 
Da die Diskussion um die Möglichkeiten und Grenzen der 
unterstützten Entscheidungsfindung in der Gesellschaft 
noch nicht abgeschlossen ist und insbesondere, um das 
Konzept der unterstützten Entscheidungsfindung weiter-
zuentwickeln, bedarf es nach Auffassung des bvkm einer 
bundesweiten und hinreichend finanzierten Fachstelle. 
Diese Bundesfachstelle sollte Expertisen zum Thema un-
terstützte Entscheidungsfindung bündeln, neue Konzep-
te zur Vermeidung von stellvertretenden Entscheidungen 
erarbeiten und dieses modellhaft und wissenschaftlich 
begleitet erproben sowie Informationen in Leichter 
Sprache erstellen und veröffentlichen. Ein besonderes 
Augenmerk sollte dabei auch auf das Rollenverständnis 
von Eltern gelegt werden, die zu rechtlichen Betreuern 
für ihre erwachsenen Kinder mit Behinderung bestellt 
werden.

Auch sollte die Fachstelle Fortbildungs- und Informa-
tionsmaterial zur Unterstützung bei der Ausübung der 
rechtlichen Handlungsfähigkeit entwickeln. 

2.) Niederschwellige Beschwerde-, Anlauf- und 
Beratungsangebote für rechtlich Betreute

Bedauerlicherweise sieht der Referentenentwurf nicht 
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vor, eine niederschwellige, barrierefreie, gerade auch 
für die Betreuten gut erreichbare unabhängige Be-
schwerdestelle zur Aufnahme und Bearbeitung informel-
ler Beschwerden außerhalb des gerichtlichen Rahmens 
einzurichten. Auch sind keine niederschwelligen Anlauf- 
und Beratungsstellen für rechtlich betreute Menschen 
vorgesehen. Oft wünschen aber auch Betreute während 
einer laufenden rechtlichen Betreuung beraten zu wer-
den, dies auch unabhängig von Konfliktsituationen mit 
Betreuern. 

3.) Gewinnung von Berufs- und Vereinsbetreuern

Noch weitergehend beleuchtet und bearbeitet werden 
muss, wie künftig qualifizierte Betreuer gewonnen wer-
den können und sollen. So sehr die im Referentenent-
wurf vorgesehene Steigerung der Qualitätsanforderun-
gen auch zu begrüßen ist, so sehr muss aufgrund des 
bereits bestehenden Fachkräftemangels im Bereich der 
sozialen Arbeit nunmehr erst recht an der Attraktivität 
des Berufsbildes gearbeitet werden.

4.) Verfahrenspfleger

In erheblicher Weise zu kritisieren ist schließlich, dass 
die Anpassung der Rolle der Verfahrenspflegschaft in 
dem Entwurf weitgehend ausgespart wird. So geht auch 
der Referentenentwurf weiterhin von der ehrenamtlichen 
Verfahrenspflegschaft aus und sieht in den §§ 276 f.  
FamFG-E lediglich geringfügige kosmetische Änderungen 
vor. Dies erscheint nicht nachvollziehbar. Abgesehen 
davon, dass die ehrenamtliche Verfahrenspflegschaft in 
keiner Weise der Realität entspricht, wird sie auch den 
Anforderungen nicht gerecht. So war und ist es schon 
nicht realistisch, etwa in Unterbringungssachen – insbe-
sondere bereits aufgrund der extremen Eilbedürftigkeit 
– geeignete ehrenamtliche Personen für diese Aufgabe 
zu gewinnen. Tatsächlich wird die Idee der ehrenamtli-
chen Verfahrenspflegschaft aber auch nicht (mehr) der 
Komplexität und der Eingriffsintensität von Betreuungs- 
und Unterbringungssachen gerecht, insbesondere wenn 
es um Maßnahmen gegen den Willen des Betroffenen 
geht. Erst recht gilt dies für Verfahren über die Geneh-
migung ärztlicher Zwangsmaßnahmen oder auch die Fi-
xierung sämtlicher Extremitäten, welche derart komplex 
und weitreichend sind, dass hier regelmäßig wohl sogar 
nur eine anwaltliche Interessenvertretung angemessen 
sein dürfte. Auch die umfassende Neuregelung des Be-
reichs der Verfahrenspflegschaften (Auswahl, Qualifika-
tion, Vergütung) erscheint somit dringend geboten.

5.) Fortbildungsverpflichtung für Richter, Rechts-
pfleger und Behördenmitarbeiter

Häufig sind Richter, Rechtspfleger und Behördenmitar-
beiter nicht in der Lage, mit Menschen mit Beeinträch-
tigung zu kommunizieren. Insbesondere Menschen mit 

schweren und mehrfachen Behinderungen erfordern 
eine Kommunikation in adressatengerechter, einfacher, 
verständlicher und barrierefreier Weise. Insbesondere 
bei Sozialhilfeverfahren können Kommunikationsbarrie-
ren dazu führen, dass vorschnell eine rechtliche Betreu-
ung eingerichtet wird.

Es kann daher betreuungsvermeidend wirken, wenn 
Behördenmitarbeiter – vergleichbar mit dem im Behin-
dertengleichstellungsgesetz (BGG) bereits geregelten 
Anspruch auf die Verwendung der Gebärdensprache 
– verpflichtet werden, mit den jeweiligen Personen in 
Leichter Sprache zu kommunizieren. Gleiches gilt auch 
für Richter, insbesondere im betreuungsgerichtlichen 
Verfahren.

Daher sollte gesetzlich verankert werden, dass Behör-
denmitarbeiter, Rechtspfleger und Betreuungsrichter 
verpflichtet sind, in adressatengerechter barrierefreier 
Weise mit den Betroffenen zu kommunizieren. Vergleich-
bar mit den Berufsbetreuern sollte die Belegung von 
Fortbildungsmaßnahmen, insbesondere im Bereich der 
Kommunikation, auch für sie obligatorisch sein.
 
6.) Besondere Qualifikationsanforderungen für 
Betreuungsrichter

Derzeit darf ein Proberichter nach § 23c Absatz 2 Ge-
richtsverfassungsgesetz (GVG) bereits nach einem Jahr 
Dienstzeit als Betreuungsrichter tätig werden. Belegbare 
und vertiefte Kenntnisse im Betreuungsrecht werden ins-
besondere bei jungen Richtern selten vorhanden sein, 
da das Betreuungsrecht nicht zwangsläufig zum Lern-
stoff für die Staatsexamina gehört. 

Es sollten daher auch für Betreuungsrichter, vergleichbar 
mit den Vorschriften über Richter für Insolvenzsachen 
oder Jugendrichter, zusätzliche Eignungs- und Qualifika-
tionsvoraussetzungen festgeschrieben werden. Neben 
den rechtlichen Kenntnissen müssen Betreuungsrichter 
auch über Kompetenzen im kommunikativen Umgang 
und diagnostischen Bereich verfügen.

7.) Änderung von § 53 Zivilprozessordnung

Auch außerhalb der betreuungsrechtlichen Vorschriften 
existieren Regelungen, die die Handlungsfähigkeit und 
damit die Selbstbestimmung rechtlich betreuter Men-
schen erheblich einschränken. So führt z. B. § 53 der 
Zivilprozessordnung (ZPO), der über entsprechende Ver-
weise auch in anderen Rechtsbereichen, wie z. B. dem 
Sozialrecht, anwendbar ist, dazu, dass prozessfähige 
rechtlich betreute Personen, die in einem Rechtsstreit 
durch einen rechtlichen Betreuer vertreten werden, als 
prozessunfähig angesehen werden. Sie verlieren in die-
sen Verfahren somit ihre Handlungsfähigkeit. 
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Dies ist sowohl im Hinblick auf die UN-BRK als auch im 
Hinblick auf die Wahrung und Stärkung des Selbstbe-
stimmungsrechts der rechtlich betreuten Personen nicht 
vertretbar. § 53 ZPO muss deshalb dahingehend überar-
beitet werden, dass das Selbstbestimmungsrecht recht-
lich betreuter Menschen gestärkt und gleichzeitig das 
Interesse an einem sachgerechten Verlauf gerichtlicher 
Verfahren gewahrt werden kann.

In diesem Zusammenhang sind auch die Vorschriften in 
§ 12 Absatz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), § 11 
Absatz 1 SGB X bzw. § 79 Absatz 1 Abgabenordnung (AO) 
anzupassen. 

8.) Zustellung von Gerichts- und Behördenschrei-
ben in Leichter Sprache auch an rechtlich Betreute

Darüber hinaus sollten Schreiben in Gerichts- und Ver-
waltungsverfahren nicht nur an die rechtlichen Betreuer, 
sondern in verständlicher Leichter Sprache auch an die 
Betreuten gehen.

9.) Überarbeitung des § 104 Nr. 2 BGB

Ferner ist auch die veraltete und diskriminierende Fas-
sung des § 104 Nr. 2 BGB zu überarbeiten. Eine geistige 
Behinderung kann nicht als krankhafte Störung der Geis-
testätigkeit bezeichnet werden. Dies gilt auch für die 
identische Formulierung in § 827 Satz 1, 2. Alt. BGB für 
die Tatbestandsfassung der Deliktsunfähigkeit.

10.) Evaluation und wissenschaftliche  
Untersuchung

Der Referentenentwurf enthält viele das Selbstbestim-
mungsrecht stärkende Aspekte. Dies begrüßt der bvkm 
nachdrücklich. Allerdings wird zu überprüfen sein, ob 
diese in der Praxis auch tatsächlich umgesetzt werden. 
Die Rechtswirkungen der neuen Vorschriften sind des-
halb zeitnah zu untersuchen und die Evaluationsergeb-
nisse ggf. in weitere Reformschritte zu überführen. Sollte 
sich herausstellen, dass die Appelle und Soll-Bestim-
mungen nicht ausreichen, ist in Erwägung zu ziehen, ob 
es diesbezüglich verpflichtenderer Regelungen bedarf. 
Dies betrifft insbesondere folgende Vorschriften:

•	 Umsetzung des Erforderlichkeitsgrundsatzes und 
der Unterstützungsfunktion rechtlicher Betreuer in § 
1821 Abs. 1 BGB-E,

•	 Umsetzung der Wunschbefolgungspflicht in § 1821 
Abs. 2 und 3 BGB-E,

•	 mögliche Veränderungen im Recht der Stellvertre-
tung aufgrund der gesetzlichen Neuformulierung in 
§ 1823 BGB-E,

•	 Nutzung und Inanspruchnahme des Kennenlernge-
sprächs in § 12 Abs. 2 BtOG-E,

•	 Durchführung von Anhörungen rechtlich betreuter 

Personen gem. § 1962 Abs. 2 BGB-E sowie
•	 Dauer der Betreuungen auch im Hinblick auf Betreu-

ungen gegen den Willen.

Zumindest diese Regelungen sind innerhalb von drei 
Jahren nach dem Inkrafttreten der Reform wissenschaft-
lich zu untersuchen und zu evaluieren. Ein Bericht über 
die Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchung 
und Evaluation ist innerhalb von einem weiteren halben 
Jahr zu veröffentlichen und dem Deutschen Bundestag 
zuzuleiten, damit der Gesetzgeber überprüfen kann, in-
wieweit seine Ziele erreicht wurden. 

Der Bericht sollte sodann Ausgangspunkt für eine Dis-
kussion mit einer breiten Fachöffentlichkeit sein, um 
über weitere gesetzliche Änderungen zu beraten. Erge-
ben die Beratungen das Erfordernis weiterer gesetzlicher 
Änderungen bzw. Nachbesserungen, sind diese zeitnah 
umzusetzen. 

Fazit
Der bvkm sieht den Referentenentwurf als insgesamt ge-
lungen an. Er spiegelt die Beratungsinhalte im Diskus-
sionsprozess zum Betreuungsrecht wider. Der erhöhte 
Differenzierungsgrad und die bessere Sichtbarkeit der 
Rechtspflege sind Schritte in die richtige Richtung. 
Zugleich steigt mit der Reform der Aufwand für die Be-
treuer und insbesondere für die Betreuungsvereine, de-
ren finanzielle Ausstattung bis auf die Regelung in § 17 
BtOG nicht Gegenstand der Reform ist. Ohne wirtschaftli-
che Sicherung aber sind die Organisation von Vereinsar-
beit und die Unterstützung qualitätsvollen Ehrenamtes 
nicht möglich.

Insgesamt unterstützen wir die Zielausrichtung, bitten 
jedoch um Nachbesserung der oben genannten einzel-
nen Aspekte. Der bvkm drängt darauf, das Reformgesetz 
noch vor Ende der Legislaturperiode zu verabschieden, 
damit es alsbald in Kraft treten kann. Die vorliegende Re-
form des Betreuungsrechts ist ein wichtiger Schritt, um 
das Selbstbestimmungsrecht rechtlich betreuter Men-
schen mit Behinderung besser zu wahren.

Düsseldorf, 10. August 2020
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Wichtiger Erfolg beim IPReG!
Bundestag greift viele Nachbesserungsforderungen des bvkm auf

Katja Kruse

Am 2. Juli 2020 hat der Bundestag das Intensivpflege- 
und Rehabilitationsstärkungsgesetz (IPReG) verabschie-
det. Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehin-
derte Menschen (bvkm) hatte die geplanten Änderungen 
im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens mehrfach mas-
siv kritisiert (siehe dazu den Artikel in Das Band Ausgabe 
2/2020, Seite 38). Das nun beschlossene Gesetz greift 
viele Forderungen des bvkm und anderer Behinderten-
verbände auf.

Das IPReG regelt unter anderem, unter welchen Vor-
aussetzungen Menschen mit einem besonders hohen 
Bedarf an medizinischer Behandlungspflege in ihrer 
Familie bzw. ihrem eigenen zuhause verbleiben dürfen. 
Betroffen hiervon sind z.B. Menschen, die dauerhaft 
künstlich beatmet werden. Häusliche Versorgung sollte 
nach dem ursprünglichen Gesetzentwurf nur noch erfol-
gen, wenn die Pflege dort „tatsächlich und dauerhaft“ 
sichergestellt gewesen wäre. Nun ist vorgesehen, dass 
der Medizinische Dienst, wenn er Mängel feststellt, eine 
Zielvereinbarung mit dem Versicherten über vorzuneh-

mende Nachbesserungsmaßnahmen abschließt, um 
die Versorgung im häuslichen Umfeld zu gewährleisten. 
Hierbei sind auch weitere Leistungsträger, wie z.B. die 
Träger der Eingliederungshilfe, zu beteiligen. Entspre-
chend den Forderungen des bvkm wurde ferner klarge-
stellt, dass Menschen Intensivpflege auch in betreuten 
Wohnformen erhalten können und dass die Zuzahlung 
für Leistungen bei häuslicher Versorgung – wie bisher - 
auf 28 Tage im Jahr beschränkt bleibt. Der Anspruch auf 
Kostenerstattung für selbstbeschaffte Pflegefachkräfte 
wurde ebenfalls wie vom bvkm gefordert gesetzlich ver-
ankert. Über das nicht zustimmungspflichtige Gesetz 
berät der Bundesrat abschließend am 18. September 
2020. Der bvkm wird die weitere Umsetzung des Geset-
zes in die Praxis kritisch begleiten. Insbesondere wird es 
nun auf die konkrete Ausgestaltung der Richtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) ankommen. 
Der G-BA hat laut IPReG den Auftrag, u.a. Näheres zu 
Inhalt und Umfang der Leistungen und zur Verordnung 
von außerklinischer Intensivpflege in Richtlinien zu  
bestimmen.

Positionspapier der Fachverbände zur 
Assistenz für Menschen mit geistiger oder 
mehrfacher Behinderung im Krankenhaus

Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung, zu 
denen auch der bvkm gehört, fordern in ihrem Positions-
papier zum Thema Assistenz für Menschen mit geistiger 
oder mehrfacher Behinderung im Krankenhaus, die so-
ziale Assistenz für Menschen mit geistiger oder mehrfa-
cher Behinderung im Krankenhaus sowie in stationären 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen als Leistung 
der Eingliederungshilfe durch eine geeignete Regelung 
im SGB IX sicherzustellen. Ausgehend von den Rückmel-
dungen von Eltern behinderter Töchter und Söhne, dass 
die notwendige soziale Assistenz nicht immer vorhan-
den ist, haben die Fachverbände in dem nachstehenden 

Positionspapier unter anderem den betroffenen Per-
sonenkreis, die bislang bestehenden Regelungen, die 
Aufgaben und Funktionen der sozialen Assistenz sowie 
Lösungen aufgezeigt. Nach der derzeitigen Rechtslage 
ist die Mitnahme von Assistenzkräften ins Krankenhaus 
nur bei jener kleinen Gruppe von Menschen mit Behin-
derung sichergestellt, die ihre Pflege im Rahmen des so-
genannten Arbeitgebermodells organisieren.

Das Positionspapier der Fachverbände finden Sie auf 
den folgenden Seiten:
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½½ Caritas Behindertenhilfe 

und Psychiatrie e.V. 
Reinhardtstraße 13 
10117 Berlin 
Telefon 030 284447-822 
Telefax 030 284447-828 
cbp@caritas.de 

 
½½ Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. 

Hermann-Blankenstein-Str. 30 
10249 Berlin 
Telefon 030 206411-0 
Telefax 030 206411-204 
bundesvereinigung@lebenshilfe.de 

 
½½ Bundesverband anthroposophisches 

Sozialwesen e.V. 
Schloßstraße 9  
61209 Echzell-Bingenheim 
Telefon 06035 81-190 
Telefax 06035 81-217 
bundesverband@anthropoi.de 

 
½½ Bundesverband evangelische 

Behindertenhilfe e.V. 
Invalidenstr. 29 
10115 Berlin 
Telefon 030 83001-270 
Telefax 030 83001-275 
info@beb-ev.de 

 
½½ Bundesverband für körper- und 

mehrfachbehinderte Menschen e.V. 
Brehmstraße 5-7 
40239 Düsseldorf 
Telefon 0211 64004-0 
Telefax 0211 64004-20 
info@bvkm.de 

Positionspapier 
 
Assistenz für Menschen mit geistiger oder 
mehrfacher Behinderung im Krankenhaus 
 
 
 
Die fünf Fachverbände für Menschen mit Behinderung 
repräsentieren ca. 90 % der Dienste und Einrichtungen für Menschen 
mit geistiger, seelischer, körperlicher oder mehrfacher Behinderung 
in Deutschland. Ethisches Fundament der Zusammenarbeit der 
Fachverbände für Menschen mit Behinderung ist das gemeinsame 
Bekenntnis zur Menschenwürde sowie zum Recht auf 
Selbstbestimmung und auf volle, wirksame und gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben in der 
Gesellschaft. Ihre zentrale Aufgabe sehen die Fachverbände in der 
Wahrung der Rechte und Interessen von Menschen mit geistiger, 
seelischer, körperlicher oder mehrfacher Behinderung in einer sich 
immerfort verändernden Gesellschaft.   
 
 
Vorbemerkung 
Ein Krankenhausaufenthalt ist für alle Menschen eine besonders 
einschlägige Erfahrung. Was für nicht behinderte Menschen bereits eine 
Grenzerfahrung bedeuten kann, ist für Menschen mit einer geistigen oder 
mehrfachen Behinderung und deren Angehörige mit für Außenstehende 
kaum vorstellbaren zusätzlichen Vorbereitungen und Belastungen 
verbunden. Der Krankenhausaufenthalt selbst ist dann eine der 
herausforderndsten Lebenssituationen für die betroffenen Menschen.  
 
Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung greifen das Thema 
Assistenz für Menschen mit geistiger oder mehrfacher Behinderung im 
Krankenhaus mit hoher Dringlichkeit erneut auf. Denn die 
Lebensrealitäten verdeutlichen einen Handlungsbedarf, der zwingend 
aufgegriffen werden muss. Wenn Eltern berichten, dass vielfach 
behinderte Kinder mit hohem Pflege- und Unterstützungsbedarf auch im 
Erwachsenenalter nur dann in Kliniken aufgenommen werden, wenn die 
Eltern sie begleiten, weil nicht gewährleistet werden kann, dass der 
notwendige Umfang pflegerischer Versorgung und sozialer Assistenz 
sichergestellt wird, muss sich etwas ändern.  
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Mit einem Symposium im Jahre 2010 sowie der am 28. Januar 2020 in Kassel 
durchgeführten Fachtagung „Soziale Assistenz, gute Pflege und ärztliche Versorgung 
für Menschen mit geistiger, körperlicher oder mehrfacher Behinderung im Krankenhaus 
– Situation und Perspektive“, haben die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 
Gelegenheiten zum vertieften Austausch geschaffen. Einander ergänzende 
Lösungsansätze wurden diskutiert. Im Austausch der Kenntnisse und Erfahrungen 
wurde deutlich, dass wesentliche Verbesserungen in der Versorgungsqualität für 
Menschen mit geistiger oder mehrfacher Behinderung und eine aufwandsgerechte 
Finanzierung der notwendigen Begleitung unbedingt erforderlich sind.  
 
Unabhängig von der Notwendigkeit, die gesundheitliche Versorgung von Menschen mit 
Behinderung nach den Vorgaben des Art. 25 UN-Behindertenrechtskonvention 
weiterzuentwickeln, ist es dringend erforderlich, für die notwendige Assistenz im 
Krankenhaus sowie in stationären Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 
verlässliche rechtliche Grundlagen zu schaffen. Die Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung und die soziale Assistenz dürfen nicht an der Krankenhauspforte enden!   
 
 

1. Betroffener Personenkreis 
Der von den Problemen der Versorgung im Krankenhaus betroffene Personenkreis 
umfasst Menschen mit geistigen und körperlichen Behinderungen sowie schweren 
Mehrfachbehinderungen. Die folgende, nicht abschließende Darstellung der 
Beeinträchtigungen sowie der entsprechenden Pflege- und Unterstützungsbedarfe der 
Menschen verdeutlicht exemplarisch, welche Einschränkungen bereits im regulären 
Alltag auch ohne akute gesundheitliche Störung bestehen.  
 
Hierzu gehören Personen, die  

• infolge von geistigen oder körperlichen Behinderungen und weiteren 
Beeinträchtigungen in vielen Bereichen des täglichen Lebens einen 
umfangreichen Bedarf an Pflege und Unterstützung haben; 

• aufgrund einer Cerebralparese, Paralyse, Spastik, Skoliose oder Kontrakturen 
individuell passende Hilfsmittel benötigen sowie personelle Unterstützung zur  
Mobilisierung, bei Transfers, z.B. von einer liegenden in eine sitzende Position, 
sowie für Mikrolagerungen;  

• oftmals nicht oder für andere nicht ohne Weiteres verständlich lautsprachlich 
kommunizieren können;  

• für die Kommunikation individuelle technische oder andere Hilfsmittel (wie 
Symbolkarten, Talker, individuelle Gesten, Mimik) brauchen oder eine 
„Übersetzung“ durch vertraute Personen, um sich verständlich zu machen;  
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• im Einzelfall Schmerzen oder andere Beschwerden nicht oder nur auf 
individuelle Weise, z.B. durch starke Unruhe, Zähneknirschen oder veränderte 
Atmung, äußern und Schmerzen möglicherweise nicht gut lokalisieren können;  

• ggf. individuelle personelle Unterstützung bei der Anreichung oder Aufnahme 
von Nahrung und Flüssigkeit brauchen und/oder viel Zeit und Zuspruch zum 
Essen und Trinken;  

• möglicherweise besonders in ungewohnten Situationen oder fremder 
Umgebung Verhaltensweisen zeigen, die nur von vertrauten Personen gut 
interpretiert und angemessen aufgegriffen werden können;  

• sich aufgrund von Sinneseinschränkungen z.B. beim Hören oder Sehen, durch 
Wahrnehmungsstörungen oder kognitive Einschränkungen in fremder 
Umgebung nicht ohne Weiteres orientieren können und daher Situationen nur 
schwer einzuschätzen vermögen.  

 
 

2. Problembeschreibung 
 

Wenn geistig oder mehrfachbehinderte Menschen aufgrund einer akuten Erkrankung 
oder wegen eines geplanten Eingriffs in ein Krankenhaus aufgenommen werden 
müssen, kann das für die Betroffenen hochgradig beängstigend und bedrohlich sein. 
Zu krankheitsbedingten Symptomen, wie z.B. Schmerz oder Atemnot, kommt die 
Unsicherheit einer fremden Umgebung. Damit einher geht die Sorge, ob die schon im 
regulären Alltag erforderlichen Hilfestellungen im Krankenhaus im notwendigen 
Umfang erbracht werden können. Mögliche Kommunikationsbarrieren, die das 
gegenseitige Verständnis zwischen dem behinderten Patienten, Ärzten und 
Pflegepersonal erschweren, sind weitere Gründe für eine starke Verunsicherung und 
Ängste. Das Krankenhauspersonal ist in der Regel nicht geschult für den Umgang mit 
Patienten mit spezifischen Behinderungen und steht zudem nicht selten unter hohem 
zeitlichen Druck. So kommt es zu wechselseitiger Überforderung, die in schwierige 
Situationen münden kann. Schlimmstenfalls kann dies dazu führen, dass 
Untersuchungen oder Behandlungen unterbleiben, oder auch der 
Krankenhausaufenthalt verkürzt wird, mit Schaden für den Menschen mit Behinderung. 
  
 

3. Aufgaben und Funktionen der Assistenz 
 
Viele Patienten mit geistiger oder mehrfacher Behinderung benötigen im Krankenhaus 
eine soziale Assistenz durch Personen, die ihnen persönlich gut bekannt und aus dem 
Alltag vertraut sind: Familienangehörige wie Eltern oder Geschwister, aber auch 
Assistenten aus den regelmäßig genutzten Diensten und Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe. Viele, namentlich ältere Menschen mit geistiger oder mehrfacher 
Behinderung, haben jedoch keine bereiten Angehörigen. Solche vertrauten Personen, 
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im folgenden Assistenten genannt, können oft schon durch ihre bloße Anwesenheit 
Sicherheit geben, Beruhigung vermitteln, Angst lindern, emotionale Stabilisierung 
bewirken, zur Kooperation befähigen usw. Erst recht wird das wirksam, wenn die 
vertrauten Personen u.a. bei praktischen Verrichtungen (z.B. Ankleiden, Essen, 
Wegebegleitung) helfen, Anforderungen verständlich und geduldig erläutern, bei der 
Kommunikation mit dem Personal des Krankenhauses behilflich sind. Derartige 
Wirkungen können kaum von fremden Menschen erzeugt oder gar erwartet werden. 
Erschwert wird die Situation häufig noch durch unzulängliche oder fehlende 
Barrierefreiheit der Räumlichkeiten und apparativen Ausstattungen.  
 
Es obliegen den aus dem Alltag vertrauten Assistenten auch Aufgaben im Hinblick auf 
die Ermöglichung der Behandlung. Insofern ergibt sich hier eine Verbindung zu der 
gemäß § 11 Abs. 3 SGB V aus medizinischen Gründen notwendigen Mitaufnahme von 
Begleitpersonen. Die vertrauten Assistenten vermögen die Reaktionsweisen des 
Patienten zu deuten, sie können dessen Anliegen dem Krankenhauspersonal 
„übersetzen“, dessen Verhaltensweisen erläutern usw. Damit und durch die 
Übernahme von praktischer Hilfe, Erläuterungen, Anleitungen usw. gegenüber dem 
Patienten können sie dazu beitragen, dass der Patient im erforderlichen Maße mitwirkt 
und die diagnostischen, therapeutischen und pflegerischen Prozesse möglichst 
reibungslos ablaufen und so ihr Erfolg gesichert wird. 
 
 

4. Art und Umfang der Assistenz im Krankenhaus 

Der zeitliche und inhaltliche Umfang einer Assistenz im Krankenhaus kann von Fall zu 
Fall sehr unterschiedlich sein, evtl. sogar während eines längeren 
Krankenhausaufenthalts schwanken. Oft lässt sich aus Art und Umfang des alltäglichen 
Assistenzbedarfs außerhalb des Krankenhauses auch der Assistenzbedarf im 
Krankenhaus abschätzen. Es kann jedoch vorkommen, dass Personen während des 
Krankenhausaufenthaltes wegen der dort ungewohnten Anforderungen und 
Bedingungen einen deutlich höheren Assistenzbedarf als in ihrem gewöhnlichen Alltag 
haben. Der Assistenzbedarf im Krankenhaus muss im konkreten Fall eines 
Krankenhausaufenthaltes individuell ermittelt werden. 
 
 

5. Bisherige Regelungen zur Assistenz im Krankenhaus und deren Lücken 

Der Gesetzgeber sah den Assistenzpflegebedarf von Menschen mit Behinderung im 
Krankenhaus mit dem Gesetz zur Regelung des Assistenzpflegebedarfs im 
Krankenhaus vom 30.07.20091 nur für solche Personen vor, die ihren Assistenzbedarf 
im Rahmen des sog. Arbeitgebermodells durch bei ihnen angestellte besondere 

                                                        
1 Bundesgesetzblatt 2009, Teil 1 Nr. 50, S. 2495. 
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Pflegekräfte decken lassen. Später erweiterte das Gesetz zur Regelung des 
Assistenzpflegebedarfs in stationären Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 
vom 20.12.20122 den Leistungsanspruch dieser Gruppe auf Aufenthalte in stationären 
Rehabilitations- und Vorsorgeeinrichtungen. 
 
Ungeregelt ist im Hinblick auf die Mehrzahl von Personen mit geistiger oder 
mehrfacher Behinderung, 
 

1) wer in welchem Umfang die Kosten für die Kompensation von 
Verdienstausfall oder die Kosten für notwendige Betreuung anderer 
Haushaltsangehöriger während zeitweiliger Begleitung der betreffenden 
Person durch Angehörige im Krankenhaus trägt, und 
 

2) wer in welchem Umfang die Personalersatzkosten trägt, wenn ein Dienst 
oder eine Einrichtung der Eingliederungshilfe Personal zur Begleitung der 
betreffenden Person im Krankenhaus bereitstellt, das für die 
Leistungserbringung im Dienst oder in der Einrichtung deshalb fehlt und 
folglich dort ersetzt werden muss. 

 
In § 11 Abs. 3 SGB V ist zwar die medizinisch notwendige Mitaufnahme einer 
Begleitperson im Krankenhaus bereits eindeutig geregelt. Es werden in diesem 
Zusammenhang aber nur die Kosten für Unterkunft und Verpflegung der Begleitperson 
erstattet. Daher bedarf es einer ergänzenden Regelung.  
Diese Auffassung vertreten auch der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen3 und ihm folgend der Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages im Rahmen eines Petitionsverfahrens, bei dem es um die 
Frage nach dem zuständigen Kostenträger im Falle einer Krankenhausbegleitung 
geht4. 
 
 

6. Forderungen 
 
Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung fordern vom 
Bundesgesetzgeber, die soziale Assistenz für Menschen mit geistiger oder 
mehrfacher Behinderung im Krankenhaus sowie in stationären Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen als Leistung der Eingliederungshilfe durch eine 
geeignete Regelung im SGB IX sicherzustellen. Die Notwendigkeit von Assistenz 
beruht auf behinderungsbedingten Bedarfen der Person, nicht auf den 

                                                        
2 Bundesgesetzblatt 2012, Teil 1 Nr. 61, S. 2789.  
3https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Downloads/DE/20190322_D%C3%BCsseldorfer_Erkl%C3
%A4rung.html 
4 https://www.bundestag.de/presse/hib/687006-687006 
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medizinischen Anforderungen oder dem besonderen Aufwand der 
Krankenhausbehandlung. Insofern ist der Leistungsanspruch im SGB IX zu 
regeln. Die Fachverbände vertreten die Auffassung, dass Unterstützung bei der 
persönlichen Gesundheitssorge – und damit auch die Assistenz im Krankenhaus 
sowie in stationären Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen – eine Leistung 
zur sozialen Teilhabe ist; der Leistungskatalog des § 113 Abs. 2 SGB IX ist nicht 
abgeschlossen5. 
 
Die Fachverbände schlagen vor, die Liste der Leistungen zur sozialen Teilhabe 
in § 113 Abs. 2 Ziffern 1-9 SGB IX um eine Ziffer 10 „Assistenz im Krankenhaus 
sowie in stationären Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen“ zu ergänzen. 
Damit wäre ein potenzieller Leistungsanspruch auf Assistenz in diesen 
Einrichtungen grundsätzlich formuliert. 
 
Unabhängig davon ist es erforderlich, innerhalb der Krankenhausfinanzierung 
geeignete Regelungen vorzusehen, die den Mehraufwand im 
Behandlungsprozess einschließlich der Pflege decken.  
 
 
 
Berlin, den 27. Mai 2020 

                                                        
5 Siehe auch Argumentationshilfe der Fachverbände „Gesundheitssorge in der Eingliederungshilfe nach 
SGB IX, 2. Teil (ab 2020)“ vom 21.06.2018 (https://www.diefachverbaende.de/files/stellungnahmen/2018-06-21-
GesundheitssorgeArgumentationshilfederFVfinal.pdf). 
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 Caritas Behindertenhilfe 
und Psychiatrie e.V. 
Reinhardtstraße 13 
10117 Berlin 
Telefon 030 284447-822 
Telefax 030 284447-828 
cbp@caritas.de 

 

 Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. 
Hermann-Blankenstein-Str. 30 
10249 Berlin 
Telefon 030 206411-0 
Telefax 030 206411-204 
bundesvereinigung@lebenshilfe.de 

 

 Bundesverband anthroposophisches 
Sozialwesen e.V. 

Schloßstraße 9  
61209 Echzell-Bingenheim 
Telefon 06035 81-190 
Telefax 06035 81-217 
bundesverband@anthropoi.de 

 

 Bundesverband evangelische 
Behindertenhilfe e.V. 
Invalidenstr. 29 
10115 Berlin 
Telefon 030 83001-270 
Telefax 030 83001-275 
info@beb-ev.de 

 

 Bundesverband für körper- und 
mehrfachbehinderte Menschen e.V. 
Brehmstraße 5-7 
40239 Düsseldorf 
Telefon 0211 64004-0 
Telefax 0211 64004-20 
info@bvkm.de 

 

Medienmitteilung 
 
Fachverbände fordern bundesweite 
Corona-Prämie auch für Mitarbeitende 
der Behindertenhilfe 
 
Berlin, 25. September 2020 – Die Corona-Pandemie ist eine riesige 
Herausforderung für Pflegekräfte, die alte, kranke und beeinträchtigte 
Menschen versorgen. Ihre besondere Leistung wird zu Recht mit einer 
Corona-Prämie gewürdigt. Aber nicht weniger anstrengend waren die 
vergangenen Monate für Mitarbeitende in der Behindertenhilfe und 
Sozialpsychiatrie, die Menschen mit Behinderung während des 
Lockdowns rund um die Uhr betreut und gepflegt haben. Dabei hatten 
sie zusätzlich mit Ängsten und Verhaltensauffälligkeiten ihrer Klienten zu 
tun und mussten wegen der Besuchsverbote Angehörige und Freunde 
emotional ersetzen. Außerdem gab es nicht immer ausreichende 
Schutzbekleidung, weshalb sie einem besonderen Risiko ausgesetzt 
waren. 
 
Daher begrüßen die Fachverbände für Menschen mit Behinderung, dass 
sich einzelne Bundesländer wie zum Beispiel Bayern dazu entschieden 
haben, die Corona-Prämie auch an Mitarbeitende in der 
Behindertenhilfe auszuzahlen. Nachdem ebenfalls Pflegende in 
Krankenhäusern die Prämie erhalten, fordern die Fachverbände erneut: 
Es muss jetzt bundesweit zu Regelungen kommen, die Mitarbeitende in 
der Behindertenhilfe umfassend berücksichtigen. 
 
 
Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung repräsentieren ca. 90% 
der Dienste und Einrichtungen für Menschen mit geistiger, seelischer, 
körperlicher oder mehrfacher Behinderung in Deutschland. Ethisches 
Fundament der Zusammenarbeit ist das gemeinsame Bekenntnis zur 
Menschenwürde sowie zum Recht auf Selbstbestimmung und 
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben in der 
Gesellschaft. Weitere Informationen unter: www.diefachverbaende.de 
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Der Medienstaatsvertrag (MStV) wird zurzeit in den 16 
Landtagen beraten. Er soll künftig den Rundfunkstaats-
vertrag ablösen. Ein Referentenentwurf zur Novellierung 
des MStV sieht Verbesserungen zur Barrierefreiheit in 
den Medien vor. In seiner Stellungnahme fordert der 
bvkm u.a., dass einmal täglich Nachrichten in einfacher 
oder leichter Sprache zu senden sind, um allen Men-
schen mit Behinderung gesellschaftliche und politische 
Teilhabe zu ermöglichen. 

Die Stellungnahme wird nachfolgend im Wortlaut wie-
dergegeben:

Vorbemerkung

Im Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte 
Menschen (bvkm) sind 280 regionale Selbsthilfeorgani-
sationen zusammengeschlossen, in denen etwa 28.000 
Mitgliedsfamilien organisiert sind. Der überwiegende 
Teil der vertretenen Menschen ist von einer frühkindli-
chen cerebralen Bewegungsstörung betroffen. Dabei 
handelt es sich sowohl um körperbehinderte Menschen, 
deren Leben sich kaum von dem nichtbehinderter un-
terscheidet, als auch um Menschen mit schweren und 
mehrfachen Behinderungen, die ein Leben lang auf Hil-
fe, Pflege und Zuwendung angewiesen sind.

Wer am gesellschaftlichen Leben selbstbestimmt teilha-
ben will, muss informiert sein. Barrierefreiheit ist eine 
wesentliche Voraussetzung für Teilhabe, Unabhängig-
keit und ein selbstbestimmtes Leben. Medien müssen 
daher barrierefrei zugänglich und nutzbar sein. Artikel 
21 der UN-Konvention über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen verpflichtet die Vertragsstaaten, 
„geeignete Maßnahmen zu treffen, damit Menschen 
mit Behinderung ihr Recht auf Meinungsäußerung und 
Meinungsfreiheit gleichberechtigt mit anderen durch die 
von ihnen gewählten Formen der Kommunikation aus-
üben können“. 

Die im Medienstaatsvertrag (MStV) bislang verankerten 
Regelungen zur Barrierefreiheit reichen nicht aus, um 
sowohl die Vorgaben der Richtlinie über audio-visuelle 
Mediendienste (AVMD-Richtlinie) als auch die Anforde-
rungen der UN-Konvention über die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen (UN-BRK) zu erfüllen. In einer 
Protokollerklärung zum Medienstaatsvertrag hatten sich 
die Länder insoweit zur Nachbesserung verpflichtet. Das 
Ziel, den Medienstaatsvertrag in Sachen Barrierefreiheit 
zu novellieren, wird vom bvkm uneingeschränkt begrüßt. 

Zum Vorschlag der Länder (Stand: 4. Juni 2020) nimmt 
der bvkm im Einzelnen wie folgt Stellung:

A. Novellierung Medienstaatsvertrag - 
Barrierefreiheit

I) Definition der Barrierefreiheit: § 2 Abs. 2 Nr. 30 
MStV Begriffsbestimmungen

Wir begrüßen ausdrücklich den Vorschlag, mit einer 
Legaldefinition des Begriffs der Barrierefreiheit mehr 
Rechtssicherheit zu schaffen. Wir plädieren für eine ein-
heitliche Definition des Begriffs der Barrierefreiheit und 
bitten um Übernahme der in § 4 Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BGG) gefundenen Definition.
 

	» Konkret schlagen wir deshalb vor, die Formulierung 
„… in der für diese allgemein üblichen Weise …“ zu 
ersetzen durch  

	» „… in der allgemein üblichen Weise …“

In Fachgesprächen soll die Frage beantwortet werden, ob 
die Begrifflichkeiten „zugänglich, auffindbar und nutz-
bar“ erforderlich sind. Wir bejahen diese Frage uneinge-
schränkt. Im Alltag erleben wir, dass in den Mediatheken 
viele Beiträge barrierefrei nutzbar sind – der Weg dorthin 
(„Zugänglichkeit und Auffindbarkeit“) jedoch voller Bar-
rieren ist.

II) Ergänzung des Auftrags: § 3 MStV Allgemeine 
Grundsätze

Wir begrüßen die Ergänzung „sie sollen auch Diskrimi-
nierungen entgegenwirken.“

Wir teilen die Einschätzung, dass diese Formulierung 
den Vorgaben des Artikel 8 Abs. 2 lit. c UN-BRK ent-
spricht, nach der die Medienorgane aufgefordert werden 
müssen, Menschen mit Behinderungen in einer dem 

Barrierefreiheit in den Medien:  
Stellungnahme des bvkm zum Medienstaats-
vertrag

von Katja Kruse
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Zweck der UN-BRK entsprechenden Weise darzustellen, 
um Diskriminierungen abzubauen. 
III) Berücksichtigung unterschiedlicher Beein-
trächtigungen: § 7 Abs. 1 MStV Barrierefreiheit

Wir sehen ebenfalls die Notwendigkeit einer Klarstel-
lung, dass der Begriff der Barrierefreiheit nicht nur visu-
elle und auditive Hilfen umfasst. Aus unserer Sicht erfüllt 
die Formulierung „wobei den Belangen von Menschen 
mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen Rechnung zu 
tragen ist.“ dieses Ziel. 

Wir stellen einen besonders hohen Handlungsbedarf 
bei Angeboten in Leichter Sprache fest. Programman-
gebote in Leichter Sprache in allen Ausspielwegen (Hör-
funk, lineares Fernsehen, Online) sind nach unserer 
Überzeugung ein selbstverständlicher Teil einer Grund-
versorgung und somit dringend notwendiger Teil eines 
barrierefreien Angebotes. ARD und ZDF legten in den 
vergangenen Jahren beim Ausbau der barrierefreien An-
gebote den Schwerpunkt auf Untertitel, gefolgt von An¬-
geboten mit Audiodeskription und Gebärdensprache. 
Angebote in Leichter Sprache gibt es nur vereinzelt (z.B. 
vom Deutschlandfunk unter www.nachrichtenleicht.de 
ein Wochen-Rückblick in einfacher Sprache).

In einer Demokratie ist es unerlässlich, Nachrichten für 
alle anzubieten. Die UN-BRK kennt keinen Ausschluss 
vom Wahlrecht aufgrund einer rechtlichen Betreuung „in 
allen Angelegenheiten“.  Seit 2019 ist u.a. im Bundes-
tagswahlgesetz das „inklusive Wahlrecht/Wahlrecht für 
alle“ verankert, entsprechende Regelungen auf Ebene 
der Bundesländer sind vereinzelt ebenfalls umgesetzt 
oder befinden sich derzeit im Gesetzgebungsverfahren 
(z.B. in Baden-Württemberg). 

	» Um allen Menschen mit Behinderung gesellschaft-
liche und politische Teilhabe zu ermöglichen, muss 
deshalb im Medienstaatsvertrag die explizite 
Verpflichtung verankert werden, einmal täglich 
Nachrichten in einfacher oder leichter Sprache zu 
senden. 

IV) Ergänzung der Berichtspflicht zu Fortschritten 
in der Barrierefreiheit: § 7 Abs. 2 MStV Barriere-
freiheit
Wir begrüßen die Verpflichtung zur Erstellung von Be-
richten zu Fortschritten in der Barrierefreiheit, die aus-
drücklich nicht nur retrospektiv sondern auch zukunfts-
gerichtet sind. Um in Bezug auf künftige Maßnahmen 
eine stärkere Verbindlichkeit zu schaffen, sollte für diese 
Maßnahmen ein „Aktionsplan“ erstellt werden. Aktions-
pläne mit konkreten Zielen, Maßnahmen und Aktionen 
dienen dazu, den Geist und die Vorgaben der UN-BRK in 
konkretes und verbindliches Handeln zu übersetzen.

	» Wir regen deshalb an, in Abs. 2 Satz 1 die Worte 
„und zukünftige“ zu streichen und stattdessen 
nach Satz 1 folgenden Satz 2 anzufügen: 

	» Bestandteil der Berichte ist ein Aktionsplan mit 
konkreten Zielen und künftigen Maßnahmen nach 
Absatz 1. 

V) Barrierefreie Gestaltung von Notfallinformatio-
nen: § 7 Abs. 3 MStV Barrierefreiheit

Die noch andauernde Corona-Krise ist ein deutlicher Be-
leg dafür, dass eine barrierefreie Gestaltung von Notfall-
informationen unerlässlich und zwingender Bestandteil 
der Grundversorgung ist. Der Deutsche Behindertenrat 
und seine Mitgliedsverbände, die Beauftragten des Bun-
des und der Länder für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen hatten zuletzt im Januar 2020 auf das 
Erfordernis der barrierefreien Gestaltung von Notfallin-
formationen hingewiesen.

Uns ist bewusst, dass das Verlautbarungsrecht landes-
rechtlichen Bestimmungen unterliegt. Dennoch ist die 
Novellierung des Medienstaatsvertrages dazu zu nut-
zen, klarzustellen, dass die barrierefreie Gestaltung von 
Notfallinformationen kein „nice-to-have“ sondern ein 
„must be“ ist. Spätestens nach den Erfahrungen in der 
Corona-Krise steht für uns fest, dass die Formulierung 
„sollen“ nicht ausreicht.

	» Wir schlagen daher folgende Formulierung vor: 

	» „(3) Verlautbarungen, die entsprechend den lan-
desrechtlichen Bestimmungen über das Verlautba-
rungsrecht verbreitet werden, sind barrierefrei zu 
gestalten.“

Wir erkennen das Problem der unterschiedlichen Ge-
staltung der landesrechtlichen Bestimmungen über das 
Verlautbarungsrecht. Im Interesse der gleichberechtig-
ten Teilhabe der Menschen mit Behinderungen gerade 
in Notfall- und Krisenfällen sehen wir die Notwendigkeit, 
im Medienstaatsvertrag sicherzustellen, dass Notfallin-
formationen barrierefrei zu gestalten sind – unabhängig 
davon, ob die Rundfunkanbieter selbst die Verbreitungs-
pflicht haben oder nur verpflichtet sind, Sendezeit zur 
Verfügung zu stellen. In jedem Fall ist eine geeignete In-
frastruktur, barrierefreie Notfallinformationen zu gestal-
ten, vorzuhalten. Es bedarf daher einer Klarstellung der 
Adressaten dieser Regelung. 

VI) Sanktionen für Verstöße gegen die Barriere-
freiheit: § 115 MStV Ordnungswidrigkeiten

Die Aufnahme eines Verstoßes gegen die Berichtspflicht 
zu Fortschritten in der Barrierefreiheit in die Liste der 
Ordnungswidrigkeiten trägt aus unserer Sicht dazu bei, 
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die Berichtspflicht besser durchsetzen zu können. Die 
Regelung dokumentiert damit direkt und indirekt die Be-
deutung der Barrierefreiheit in den Medien. 

Folgerichtig bejahen wir die Frage, für Verstöße gegen 
die Barrierefreiheit einen entsprechenden Bußgeldtat-
bestand zu schaffen.

B. Konzept einer Zentralen Stelle 
für Information und Beschwerden 
zur Barrierefrei¬heit in den Medien
Wir begrüßen den Grundsatzbeschluss der Länder vom 
13. Mai 2020 über ein Konzept einer Zentralen Stelle für 
Information und Beschwerden zur Barrierefreiheit in den 
Medien.

Wir erwarten, dass das Online-Angebot umfassend bar-
rierefrei gestaltet wird und so für alle Menschen einfach 
zu nutzen ist. 

Wir erwarten ferner, dass sowohl Eingaben, die Angebo-
te privater Medienanbieter betreffen als auch Eingaben, 
die Angebote öffentlich-rechtlicher Anbieter betreffen, 
auch in barrierefreien Verfahren (z.B. barrierefrei nutz-
bare Software) erledigt werden. 

C. Weitere Anmerkungen

Adressaten der Regelungen des Medienstaatsvertrages 
sind die Veranstalter, also die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten sowie alle bundesweit ausgerichte-

ten privaten Veranstalter. Wir bedauern, dass die Vorga-
ben zur Barrierefreiheit nicht auch die Sendezeiten für 
Dritte erfassen.

Zu einer vollständigen Teilhabe im Sinne des Artikel 21 
UN-BRK ist auch eine umfassende Barrierefreiheit der 
sog. Drittangebote (z.B. insbesondere Wahlwerbespots 
der Parteien, Übertragung von Gottesdiensten, Wirt-
schaftswerbespots) erforderlich. Wir regen daher an, an 
anderer Stelle geeignete Regelungen zu schaffen – ana-
log zur barrierefreien Gestaltung des Verlautbarungs-
rechts in entsprechenden landesrechtlichen Bestim-
mungen. 

Fazit
Wir sehen in den vorgeschlagenen Maßnahmen erste 
notwendige Schritte zu einer Verbesserung der Barriere-
freiheit und unterstützen diese. 
Gleichwohl ist sehr genau darauf zu achten, dass sich 
die Veranstalter nach § 3 Satz 1 MStV ihrer Verantwor-
tung und Verpflichtung bewusst sind und ihre barrie-
refreien Angebote stetig und schrittweise ausbauen. 
Etwaige Sparzwänge (z.B. durch Einnahmenausfälle 
bei Werbung und Rundfunkbeiträgen in Folge der Coro-
na-Krise) dürfen nicht einseitig zu Lasten der Barriere-
freiheit kompensiert werden. Wir sehen mit Sorge, dass 
die Verpflichtung zur Barrierefreiheit durch den Hinweis 
auf die finanziellen Möglichkeiten der Veranstalter (§ 7 
Abs. 1 MStV) beschränkt wird. Hier bedarf es aus unserer 
Sicht geeigneter flankierender Regelungen.

Düsseldorf, 24. Juni 2020

Hinweis: Zuständige Ansprechpartnerin für die Stellungnahme des bvkm ist Jutta Pagel-Steidl, Geschäftsführerin 
des Landesverbandes für Menschen mit Körper- und Mehrfachbehinderung Baden-Württemberg e.V. und 2. Stellver-
tretende Vorsitzende des SWR-Rundfunkrates.
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Verdoppelung der  
Behinderten-Pauschbeträge
Gesetzentwurf sieht ab 2021 steuerliche Erleichterungen vor

Katja Kruse

Das Bundeskabinett hat am 29. Juli 2020 einen Gesetz-
entwurf beschlossen, der eine Verdoppelung der Be-
hinderten-Pauschbeträge und eine Vereinfachung der 
steuerlichen Nachweispflichten vorsieht. Auch soll der 
Pflege-Pauschbetrag angehoben und künftig auch bei 
niedrigeren Pflegegraden gewährt werden.

Menschen mit Behinderung können wegen der außerge-
wöhnlichen Belastungen, die ihnen unmittelbar infolge 
ihrer Behinderung erwachsen, einen sogenannten Be-
hinderten-Pauschbetrag in ihrer Einkommensteuerer-
klärung geltend machen. Durch diesen pauschalierten 
Betrag werden z.B. Kosten für einen erhöhten Wäsche-
bedarf abgegolten, ohne dass diese Kosten im Einzel-
nen näher nachgewiesen werden müssen. Die Höhe des 
Pauschbetrages richtet sich nach dem Grad der Behinde-
rung (GdB) und variiert zurzeit von 310 (GdB von 25) bis 
zu 1.420 Euro (GdB von 100). Für Menschen mit Behin-
derung, die hilflos sind und für blinde Menschen beläuft 
sich der Pauschbetrag auf 3.700 Euro.
 

Erhöhung der Behinderten-
Pauschbeträge und Verfahrens- 
erleichterungen
Künftig sollen sich diese Beträge verdoppeln. Bei hilf-
losen Menschen steigt der Pauschbetrag also z.B. auf 
7.400 Euro. Alle übrigen behinderungsbedingten Auf-
wendungen, die nicht mit dem Pauschbetrag abgegolten 
sind (wie beispielsweise Umbau- oder Fahrtkosten), kön-
nen künftig auch weiterhin zusätzlich zum Pauschbetrag 
steuerlich berücksichtigt werden. Vereinfacht wird das 
Verfahren für Steuerpflichtige mit einem GdB von un-
ter 50. Zusatzvoraussetzungen wie etwa eine dauernde 
Einbuße der körperlichen Beweglichkeit müssen künftig 
nicht mehr nachgewiesen werden. Auch soll die Syste-
matik der Pauschbeträge an das Sozialrecht angepasst 
werden. Steuerpflichtige mit einem GdB von mindestens 
20 sollen dadurch künftig ebenfalls Anspruch auf den 
Behinderten-Pauschbetrag haben.

Einführung eines Fahrtkosten-
Pauschbetrags 
Behinderungsbedingt entstandene Fahrtkosten müs-
sen künftig nicht mehr im Einzelnen nachgewiesen und 
durch ein Fahrtenbuch belegt werden. Stattdessen soll 
hierfür eine Pauschbetragsregelung in Höhe der bisher 
geltenden Maximalbeträge (900 beziehungsweise 4.500 
Euro) eingeführt werden. Damit sollen die durch die Be-
hinderung veranlassten Aufwendungen für unvermeid-
bare Fahrten abgegolten werden. 

Auch Pflege-Pauschbetrag wird 
nahezu verdoppelt
Verbesserungen sieht der Gesetzentwurf auch beim so-
genannten Pflege-Pauschbetrag vor. Mit diesem Betrag 
werden nicht bezifferbare Aufwendungen des Pflegen-
den für die häusliche Pflege eines Pflegebedürftigen 
steuerlich anerkannt. Zurzeit wird der Pauschbetrag in 
Höhe von 924 Euro nur gewährt, wenn der Pflegebedürf-
tige hilflos ist oder eine Einstufung in den Pflegegrad 4 
oder 5 vorliegt. Künftig soll der Pflege-Pauschbetrag für 
diesen Personenkreis auf 1.800 Euro angehoben und 
damit nahezu verdoppelt werden. Zudem soll zukünf-
tig beim Pflegegrad 2 ein Pflege-Pauschbetrag von 600 
Euro und beim Pflegegrad 3 ein Pflege-Pauschbetrag von 
1.100 Euro gewährt werden.

Der Gesetzentwurf bedarf der Zustimmung des Bundes-
rates. Die Neuregelungen sollen ab dem 1. Januar 2021 
gelten und Ende 2026 evaluiert werden.
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Stellungnahme 

des Bundesverbandes für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e. V. 
zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung  

von Kindern und Jugendlichen 
(Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) 

 

Im Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e. V. (bvkm) sind 280 regi-
onale Selbsthilfeorganisationen zusammengeschlossen, in denen etwa 28.000 Mitgliedsfami-
lien organisiert sind. Der überwiegende Teil der vertretenen Menschen ist von einer frühkind-
lichen cerebralen Bewegungsstörung betroffen. Dabei handelt es sich sowohl um körperbe-
hinderte Menschen, deren Leben sich kaum von dem nichtbehinderter unterscheidet, als auch 
um Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderungen, die ein Leben lang auf instituti-
onalisierte Unterstützung im Alltag, in der Pflege sowie bei der Versorgung angewiesen sind. 
Seine regionalen Mitgliedsorganisationen sind auch Träger von Einrichtungen und Diensten 
der Hilfe für Menschen mit Behinderung und ihren Familien. 

Die Stellungnahme konzentriert sich im Wesentlichen auf die Regelungen, von denen junge 
Menschen mit Behinderung und ihre Familien betroffen sind. 
 

Grundsätzliche Bemerkungen und Einschätzungen zum vorliegenden Referentenentwurf  

Der vorliegende Referentenentwurf enthält eine Reihe wichtiger Elemente, die geeignet sind, 
die Kinder- und Jugendhilfe insgesamt inklusiver auszurichten und in wichtigen Bereichen die 
Belange und Bedarfe von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung und ihren Familien bes-
ser zu berücksichtigen. Das gilt insbesondere für die Jugendarbeit und die gemeinsame Be-
treuung in Kindertageseinrichtungen, beim Kinderschutz, bei der inklusiven Strukturentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe und deren Finanzierung sowie für die Beteiligung und Inte-
ressenvertretung Betroffener und ihrer Organisationen. Eine ganze Reihe der Vorstellungen, 
die von den Verbänden der Hilfe und Selbstvertretung behinderter Menschen im Beteiligungs-
prozess vorgetragen wurden, finden sich im Referentenentwurf wieder. So werden von der 
Anforderung, Beratung und Beteiligung in wahrnehmbarer Form, d.h. verständlich und nach-
vollziehbar zu gestalten, auch Menschen mit Behinderung besonders profitieren können. 

Das Stufenmodell zur Umsetzung der Inklusiven Lösung sieht der bvkm grundsätzlich als rich-
tungsweisend und geeignet an. Die Teilnahme der Jugendhilfe am Gesamtplanverfahren, der 
Anspruch auf Unterstützung und Begleitung durch einen Verfahrenslotsen, die verbindliche 
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Übergangsplanung und die Verpflichtung der Zusammenarbeit der Träger der Jugendhilfe und 
insbesondere des Eingliederungshilfeträgers sind wichtige und geeignete Schritte, um Verbes-
serungen an den Schnittstellen der Leistungsträger zu erreichen. Es enttäuscht aber, dass eine 
verbindliche Weichenstellung für eine Zusammenführung der Leistungen der Eingliederungs-
hilfe unter dem Dach des SGB VIII ausbleibt und mindestens weitere sieben Jahre vergehen, 
in denen die Probleme der getrennten Leistungsträgerschaft nur eingeschränkt gelöst werden.  

Mit Bedauern stellt der bvkm fest, dass der Entwurf keine alltagsunterstützenden Leistungen 
für besonders belastete Familien vorsieht. Die verbesserten Regelungen der Betreuung in Not-
situationen, die grundsätzlich zu begrüßen sind, werden Eltern mit Behinderung und Familien 
mit einem Kind mit Behinderung nur temporär und in Einzelfällen in Anspruch nehmen kön-
nen. Die Bereitstellung alltagsunterstützender Hilfen für besonders belastete Familien durch 
die Kinder- und Jugendhilfe bleibt damit eine wichtige Zukunftsaufgabe, um die Teilhabe, Er-
ziehung und Entwicklung aller jungen Menschen zu ermöglichen.  

Im Beteiligungsprozess ist vielfach und unbestritten deutlich geworden, welche Bedeutung die 
fachliche Begleitung von Pflegeverhältnissen mit einem Kind mit Behinderung hat. Ebenfalls 
unbestritten war, dass sehr oft weder die eigentlich zuständige Eingliederungshilfe, noch die 
Kinder- und Jugendhilfe ihren Verpflichtungen nachkommen, diese Pflegeverhältnisse ange-
messen zu unterstützen und zu begleiten. Es ist unverständlich, dass der Entwurf die erkenn-
baren und seit langem bestehenden Defizite nicht aufgreift. Auch wenn Pflegeeltern vom Ver-
fahrenslotsen, der Beteiligung der Jugendhilfe an der Gesamtplanung und von der Übergangs-
planung profitieren können, so wird doch die eigentliche Lösung erneut auf einen Zeitpunkt 
nach 2028 mit ungewissem Ausgang vertagt. Gefordert ist ein Pflegekinderdienst, der den 
Standards der Kinder- und Jugendhilfe entspricht und der die Pflegefamilien hinsichtlich der 
behinderungsspezifischen Fragestellungen begleiten kann. Außerdem muss sichergestellt 
sein, dass die Unterstützungsleistungen der anspruchsvollen Aufgabe der Erziehung und Ver-
sorgung eines Kindes mit Behinderung gerecht werden.  
 

Zu den Regelungen im Einzelnen anhand der Ziffern des Referentenentwurfs 

Hilfen aus einer Hand für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderungen und weitere 
Regelungen von denen junge Menschen mit Behinderung und ihre Familien betroffen sind. 
 

Artikel 1 (Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch)  

Nr. 2 Zielformulierung: Recht junger Menschen auf Selbstbestimmung – § 1  
Die von den Verbänden der Hilfe und Selbsthilfe behinderter Menschen im Beteiligungspro-
zess vorgeschlagene Zielformulierung des § 1 SGB VIII findet der bvkm im Referentenentwurf 
wieder.  

Angesichts der vorgesehenen deutlichen Ausweitung der Berücksichtigung der besonderen 
Bedarfe junger Menschen über den § 35a SGB VIII hinaus, wird die Notwendigkeit gesehen, in 
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§ 7 SGB VIII Begriffsbestimmung eine UN-BRK- und SGB-IX-kompatible Definition von Behin-
derung einzufügen. Sie sollte der Begriffsbestimmung des § 2 Abs.1 SGB IX entsprechen. 
 
Nr. 7 und 8 Schutzauftrag und fachliche Beratung und Begleitung – §§ 8a, 8b 
Kinderschutz ist unteilbar. Die Maßstäbe und Standards gelten für alle Kinder und Jugendli-
chen in gleichem Maße. Dabei ist die besondere Gefährdungssituation von Kindern und Ju-
gendlichen mit Behinderung zu berücksichtigen. Die Abhängigkeit und die körperliche Nähe 
bei Therapie und Pflege stellt ebenso ein besonderes Risiko dar, wie u.U. eingeschränkte Mög-
lichkeiten der Kommunikation. Die Beurteilung der Grenze zwischen freiheitsentziehenden 
Maßnahmen und förderlichen oder notwendigen medizinisch-therapeutischen Maßnahmen 
stellt besondere fachliche Anforderungen an die für den Schutz verantwortlichen Fachkräfte 
dar. Die vorgesehenen gesetzlichen Regelungen greifen die besonderen Risiken auf und be-
rücksichtigen die erforderliche Qualifikation der fachlichen Beratung.  
 
Nr. 9 Grundsätze der Ausgestaltung – § 9  
Der bvkm begrüßt die Aufnahme der gleichberechtigten Teilhabe von jungen Menschen mit 
Behinderung und den Abbau von Barrieren bei der Ausgestaltung der Leistungen und der Auf-
gabenerfüllung der Kinder- und Jugendhilfe.   

Erziehung kann durch Bewusstseinsbildung entscheidend zum Abbau einstellungsbedingter 
Barrieren (vgl. Art. 8 UN-BRK) und zur Förderung der Gleichberechtigung von Kindern und Ju-
gendlichen mit Behinderungen beitragen.  

Es wird daher vorgeschlagen, die Aufzählung des § 9 um bewusstseinsbildende Maßnahmen 
zu erweitern, um eine positive Wahrnehmung von Menschen mit Behinderungen, ein größe-
res gesellschaftliches Bewusstsein und eine respektvolle Einstellung gegenüber den Rechten 
von Menschen mit Behinderungen von früher Kindheit an zu fördern. 
 
Nr. 11 Einheitliche sachliche Zuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe für alle jungen 
Menschen mit Behinderung und ihren Familien – § 10 
Die vorgesehene Zusammenführung der Leistungen für alle jungen Menschen mit Behinde-
rung unter dem Dach des SGB VIII wird begrüßt. Zur Kritik am Verfahren und an den vorgese-
henen Zeitabläufen wird auf die grundsätzlichen Bemerkungen verwiesen. An dieser Stelle 
muss angemerkt werden, dass die vorgesehenen Regelungen nur in Ansätzen geeignet sind, 
die Defizite, die sich aus der getrennten Zuständigkeit ergeben, zu überwinden. Es bleibt die 
Ungewissheit, ob und wie die übernächste Regierung/der übernächste Bundestag und Bun-
desrat die von nahezu allen Beteiligten dringend notwendig angesehene Reform einleitet und 
abschließt. Zentral ist, dass in der verbleibenden Zeit bis zur Erarbeitung eines ab 2028 gelten-
den Gesetzes alle notwendigen Parameter geklärt werden. Das schließt auch die Klärung der 
Finanzierung und der strukturellen Fragen ein.  
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Nr. 12 Beratung bei der Klärung weiterer zuständiger Leistungsträger und über Hilfemög-
lichkeiten im Sozialraum – § 10a 
Die Regelung ist weitgehend dem § 106 SGB IX nachempfunden und wird begrüßt. Damit Fa-
milien mit einen Kind mit Behinderung und Eltern mit Behinderung den Weg ins Jugendamt 
finden, muss in § 106 Abs. 4 SGB IX der zwingende Hinweis auf das neue Beratungsangebot 
der öffentlichen Jugendhilfe aufgenommen werden. Das Beratungsangebot wird für die be-
troffenen Familien bei fortbestehender Leistungszuständigkeit der Eingliederungshilfe nur 
dann erreichbar sein, wenn sowohl von der Jugendhilfe, als auch von der Eingliederungshilfe 
offensiv darauf hingewiesen wird.  

Ebenfalls begrüßt wird die verbindliche Einbeziehung der Jugendhilfe in das Gesamtplanver-
fahren nach § 117 SGB IX bei minderjährigen Leistungsberechtigten unter der Voraussetzung 
der Zustimmung der Personensorgeberechtigten (§ 10a, Abs. 3). Damit diese Vorschrift wirk-
sam werden kann, sollte auf die Abweichungsoption des Eingliederungshilfeträgers, durch die 
er von der Einbeziehung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe absehen kann, verzichtet 
werden (Artikel 4 Nr. 2, letzter Satz). Es ist zu befürchten, dass der Eingliederungshilfeträger 
fast regelmäßig davon ausgeht, dass es durch die Einbeziehung der öffentlichen Jugendhilfe 
zu Verzögerungen kommt. Damit würden die Chancen einer systemischen Betrachtung der 
Familiensituation auch vor der Zusammenführung der Leistungen unnötig geschmälert. Der 
Eingliederungshilfeträger ist an die Fristen im SGB IX gebunden. Sollte es tatsächlich zu unzu-
mutbaren Verzögerungen kommen, können die Personensorgeberechtigten ihre Zustimmung 
zur Beteiligung der Jugendhilfe zurückziehen. Die Entscheidung zur Beteiligung des Jugendhil-
feträgers sollte allein bei den Leistungsberechtigten liegen.  
 
Nr. 13 Anspruch gegen das Jugendamt, als Verfahrenslotse bei der Inanspruchnahme 
von Leistungen der Eingliederungshilfe zu vermitteln, zu unterstützen und 
zu begleiten – § 10b 
Die Unterstützung von besonders belasteten Familien durch ein Case-Management ist eine 
langjährige Forderung von Eltern behinderter Kinder und Eltern mit Behinderung. Die Funktion 
des Verfahrenslotsen bietet die Möglichkeit, bestehende Mängel des gegliederten Systems 
auszugleichen. Damit Eltern mit Behinderungen und Familien mit einem Kind mit Behinderung 
von diesem wichtigen und hilfreichen Angebot des Jugendamts erfahren, müssen die Bera-
tungspflichten der Eingliederungshilfe in § 106 SGB IX um den zwingenden Hinweis auf den 
Verfahrenslotsen der Kinder- und Jugendhilfe ergänzt werden.  

Die Verfahrenslotsen können behinderungsrelevantes Wissen nur dann ins Jugendamt tragen 
und dort strukturbildend wirken, wenn sie beim Träger der Jugendhilfe angesiedelt werden. 
Forderungen nach einer Leistungsträger unabhängigen Beratung und Begleitung sind nach-
vollziehbar, erscheinen aber im Zusammenhang mit der Funktion der Verfahrenslotsen nicht 
zielführend. Unabhängige Beratung, bzw. das Einholen einer zweiten Meinung ist gewährleis-
tet, da die ergänzende unabhängige Teilhabeberatung (EUTB) nach § 32 SGB IX  für Eltern mit 
Behinderung und Familien mit einen Kind mit Behinderung zur Verfügung steht und auch wei-
terhin in der Verantwortung bleibt.  
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Es erscheint notwendig, dass die Funktion des Verfahrenslotsen auch über die Übergangszeit 
hinaus von der öffentlichen Jugendhilfe bereitgestellt wird. Dazu wird angeregt, die Arbeit der 
Verfahrenslotsen und ihre Wirkung auf die Familien und das Jugendamt in die Evaluation (Ar-
tikel 9) einzubeziehen.  

In der Entwurfsfassung sind dem Verfahrenslotsen nur Aufgabenstellungen im Zusammen-
hang mit der Eingliederungshilfe zugewiesen. Das heißt, dass der Verfahrenslotse nicht dabei 
unterstützen kann, die Leistungen anderer Reha- und Leistungsträger (u. a. med. Rehabilita-
tion der GKV, Behandlungspflege, Pflegeleistungen nach SGB XI) zusammenzubringen. Dem 
gesetzlichen Auftrag entspricht es auch nicht, bei Bedarf in die Jugendhilfe hinein zu wirken, 
um die dort vorgesehenen Leistungen zugänglich zu machen. Um eine wirksame Unterstüt-
zung von Familien mit einen Kind mit Behinderung oder Eltern mit Behinderung zu ermögli-
chen, sollte die Aufgabenstellung der Verfahrenslotsen entsprechen erweitert werden. 

Schließlich ist die Frage der Qualifizierung dieser Lotsen zu beantworten. Hier bieten die Ver-
bände der Selbsthilfe, Selbstvertretung und Hilfe von und für Menschen mit Behinderung ihre 
Unterstützung an. 
 
Nr. 14 Jugendarbeit – § 11 
Die in § 11 geforderte Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Angebote der Jugendarbeit wird 
ausdrücklich begrüßt. Die Flankierung dieser Vorgaben durch die vorgesehenen Finanzie-
rungsmöglichkeiten und Sicherstellung und Strukturbildung durch die Jugendhilfeplanung 
werden ebenfalls begrüßt. Unberührt davon bleiben die Hindernisse bei der Inanspruchnahme 
von Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit, wenn persönliche Assistenz erforderlich ist. Die 
Kostenbeteiligung von Eltern an Assistenzleistungen behindert eine Inanspruchnahme erheb-
lich, führt dazu, dass die Dienstleistung nicht ausreichend zur Verfügung steht und damit der 
Zugang zur Jugendarbeit für Kinder und Jugendliche mit Assistenzbedarf auch bei barriere-
freien Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe eingeschränkt ist. 
 
Nr. 15 Förderung der Erziehung in der Familie – § 16 
Die Konkretisierung der Inhalte der Familienförderung wird begrüßt. Hier ist jedoch ein Zusatz 
erforderlich, der auf die Berücksichtigung der Belange von Eltern mit Behinderung und Fami-
lien mit einem behinderten Kind hinweist. 
 
Zu § 19 SGB VIII Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder 
Hier sollte die Berücksichtigung der besonderen Bedarfe von Müttern und Vätern mit Behin-
derung und von Kindern mit Behinderung aufgenommen werden. In dem Zusammenhang er-
scheint es auch erforderlich, die gemeinsame Aufnahme von Müttern und Vätern in gemein-
samen Wohnformen ausdrücklich zu ermöglichen. 
 
Nr. 17 Grundsätze der Förderung in Tageseinrichtungen – § 22 Abs. 2 
Die Zusammenarbeit der Einrichtungen und des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe mit an-
deren Rehabilitationsträgern bei der Förderung von Kindern mit Behinderung ist eigentlich 
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eine Selbstverständlichkeit. Die Aufnahme der Verpflichtung in die Grundsätze der Förderung 
in Tageseinrichtungen stärkt dieses Anliegen und wird begrüßt. In das Zusammenarbeitsgebot 
müssen neben den beteiligten Rehabilitationsträgern auch die Einrichtungen und Dienste der 
Hilfe für Kinder mit Behinderung oder einer drohenden Behinderung einbezogen werden. An-
gesichts der Bedeutung der Frühförder- und Beratungsstellen für junge Kinder mit (drohen-
der) Behinderung sollte diese Institution besonders erwähnt werden. 
 
Nr. 18 Tageseinrichtungen – § 22a 
Die vorgesehene Regelung wird ausdrücklich begrüßt. Es wird jedoch vorgeschlagen, den Be-
griff „besondere Bedürfnisse“ durch den Begriff „besondere Belange“ oder „besondere Be-
darfe“ zu ersetzen.  

Wie schon im Beteiligungsprozess ausgeführt, unterscheiden sich die Grundbedürfnisse von 
Kindern mit Behinderung nicht von denen nichtbehinderter Kinder. Es sind Bedürfnisse wie 
jene nach Nahrung, emotionaler und materieller Sicherheit, beständigen Bindungen, entwick-
lungsgerechten Entfaltungsmöglichkeiten in einer anregenden Umgebung oder einer offenen 
Zukunft. Dass ein Kind über eine Sonde ernährt wird, heißt hingegen nicht, dass dies auch 
seinem Bedürfnis entspricht. Das Bedürfnis, nicht durch Barrieren oder Verbote am Mitspielen 
gehindert oder in anderer Form diskriminiert zu werden, hat jeder Mensch. Auch dieses Be-
dürfnis ist also keine behinderungsspezifische Besonderheit.“ Die Kritik betrifft ebenfalls die 
Nrn. 41 und 46. 
 
Nr. 19 Kindertagespflege – § 23 
Hier wird eine Ergänzung wie in Nr. 18b) gewünscht.  
 
Nr. 22 Betreuung in Notsituationen - § 28a i.V.m. Nr. 25 – § 36a 
Hierzu wird auf die grundsätzlichen Bemerkungen verwiesen. Die Ausgestaltung und der nie-
derschwellige Zugang dieser Hilfe können bei vorübergehenden Belastungssituation sicher 
hilfreich sein. Alltagsunterstützende Leistungen für kontinuierlich besonders belastete Mütter 
und Väter mit Behinderung oder Familien mit einem Kind mit Behinderung werden damit nicht 
erreicht. 
 
Nr. 23 Junge Menschen mit seelischer Behinderung – § 35a 
Bereits mit der Änderung des § 35a SGB VIII durch das BTHG ist es versäumt worden, das 
Behinderungsverständnis UN-BRK-konform an die Formulierung des § 2 SGB IX anzupassen. 
Es fehlt die Berücksichtigung der konkreten Lebensbezüge, in denen ein Mensch mit Behinde-
rung lebt und die ihn in Wechselwirkung mit der Beeinträchtigung an der Teilhabe hindern 
können.  
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Es wird vorgeschlagen, § 35a wie folgt zu fassen: 
SGB VIII § 35 a Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 
(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn  

1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 
für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht und  

2. sie daher in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der 
gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft gehindert sein können. Kinder und 
Jugendliche sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung nach Satz 1 zu erwar-
ten ist.  
 
Nr. 24 Hilfeplan – § 36  
Es wird ausdrücklich begrüßt, dass die Hilfeplanung in einer für die Personensorgeberechtig-
ten und das Kind oder den Jugendlichen in wahrnehmbarer Form (a) zu gestalten ist, ebenso 
die Berücksichtigung von Geschwisterbeziehungen (b). Die Beteiligung anderer Sozialleis-
tungs- und Rehabilitationsträger sowie der Schule an der Hilfeplanung (c) findet die grund-
sätzliche Zustimmung. Als problematisch wird allerdings angesehen, dass die Beteiligung nicht 
von der Zustimmung der Leistungsberechtigten abhängig gemacht wird. Hier wird eine Rege-
lung gefordert, die der des Gesamtplanverfahrens nach § 117 SGB IX entspricht. 

Darüber hinaus sollte in geeigneten Fällen die Möglichkeit geschaffen werden, das Hilfeplan-
verfahren nach § 36 SGB VIII und das Gesamtplanverfahren nach § 117 SGB IX zusammenzu-
führen, um die Gestaltung von Komplexleistungen zu ermöglichen und den Beratungs- und 
Klärungsaufwand für die Betroffenen so gering wie möglich zu gestalten.  
 
Nr. 25 Steuerungsverantwortung und Selbstbeschaffung – § 36a,  
hier Betreuung in Notsituationen 
Der niederschwellige, antraglose Zugang zu Leistungen der Betreuung und Versorgung in Not-
situationen, analog dem Zugang zur Erziehungsberatung, wird begrüßt. Der Einsatz von ehren-
amtlichen Personen sollte nicht ausgeschlossen werden. Die besondere Erwähnung ehren-
amtlicher Personen könnte jedoch die Annahme nahelegen, es handele sich vorrangig um eine 
ehrenamtlich zu erbringende Leistung. Da bei alltagsunterstützenden Leistungen nicht aus-
schließlich Fachkräfte eingesetzt werden, die professionelle Anleitung und Begleitung benöti-
gen, sollte auf den besonderen Hinweis auf ehrenamtliche Personen verzichtet werden. 
 
Nr. 26 Übergangsplanung – § 36 b 
Die Übergangsplanung wird ausdrücklich begrüßt. Die Gestaltung erscheint geeignet, gerade 
im Übergang von der Kinder- und Jugendhilfe zur Eingliederungshilfe die erforderliche Konti-
nuität und Sicherheit der Leistungen zu gewährleisten.  
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Nr. 39 und 42b i.V. mit Nr. 5 Interessenvertretung – §§ 4a, 71, 78  
Die Einbeziehung von selbstorganisierten Zusammenschlüssen in die Arbeit der Jugendhil-
feausschüsse und der Arbeitsgemeinschaften wird ausdrücklich begrüßt. 
 
Nr. 41 Kostenübernahme, Qualitätssicherung – § 77 
Die Regelungen scheinen geeignet, eine inklusive Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe zu 
befördern, und werden begrüßt. Voraussetzung ist, dass der zusätzliche Aufwand für den Trä-
ger der Jugendhilfe materiell hinterlegt ist.  
 
Nr. 45 Strukturverantwortung für Zusammenarbeit und inklusive Ausrichtung – § 79 
Die Verantwortung des Jugendamtes für die Schaffung verbindlicher Strukturen sollte auch 
die Zusammenarbeit mit Einrichtungen und Diensten für junge Menschen mit Behinderung 
einbeziehen.  
 
Nr. 46 Inklusive Ausrichtung von Einrichtungen und Angeboten – § 79 a 
Die inklusive Ausrichtung und die Berücksichtigung der Belange junger Menschen mit Behin-
derung werden begrüßt. 
 
Nr. 47 Jugendhilfeplanung – § 80 
Die Berücksichtigung der jungen Menschen mit Behinderung bei der Jugendhilfeplanung stellt 
eine grundlegende Voraussetzung für eine inklusive Kinder- und Jugendhilfe dar und wird be-
grüßt. 
 
Nr. 56 Erhebungsmerkmale Kinder- und Jugendhilfestatistik – § 99  
Der Beteiligungsprozess und insbesondere die Beratungen in der UAG Statistik und Quantifi-
zierung hat die unzureichende Datenlage zu jungen Menschen mit Behinderung sowohl in der 
Eingliederungshilfe als auch in der Kinder- und Jugendhilfe deutlich gemacht. Nun werden die 
Defizite der Eingliederungshilfestatistik sicher nicht in einem KJSG zu beheben sein, aber zu-
mindest die Datenlage des Personenkreises in den Einrichtungen und Diensten der Kinder- 
und Jugendhilfe sollte verbessert werden. Dazu reicht es nicht, den Bezug von Eingliederungs-
hilfe der jungen Menschen in Jugendhilfebezügen zu erfassen. Zusätzlich sollten die Merkmale 
„anerkannte Schwerbehinderung“ und „Pflegebedürftigkeit nach SGB XI“ erfasst werden. 
 

Artikel 2 (Änderung des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz)  

Nr. 2 Berufsgeheimnisträger – § 4 

In die Liste der Berufsgeheimnisträger sollten auch Heilerziehungspflegerinnen und Heilerzie-
hungspfleger sowie Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen aufgenommen werden. 
Diese Berufsgruppen sind, neben den in § 4 Abs. 1 KKG aufgeführten, besonders häufig in 
Einrichtungen und Diensten der Behindertenhilfe vertreten. Sie benötigen wie die anderen 
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Fachkräfte die erforderliche rechtliche Sicherheit bei der Information des Jugendamtes bei 
Anhaltspunkten einer Gefährdung des Kindeswohls.  
 

Artikel 4 (Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) 

Nr. 2 Gesamtplanverfahren – § 117 
Auf die in § 117 Abs. 6 Satz 2 vorgesehene Abweichungsoption des Eingliederungshilfeträgers 
sollte verzichtet werden, siehe Begründung zu Nr. 12. 
 
Nr. 3 Gesamtplankonferenz – § 119 SGB IX 
Das Recht der Kinder- und Jugendhilfe nicht nur als Rehabilitationsträger, sondern auch in ih-
rer Eigenschaft als Träger der Hilfe zur Erziehung und anderer Leistungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe eine Gesamtplankonferenz nach § 119 SGB IX anzuregen, wird ausdrücklich begrüßt. 
Für besonders belastetet Familien und bei komplexen Bedarfen eröffnet sich damit die Mög-
lichkeit, Leistungen sinnvoll und zielgerichtet zusammenzuführen und wenigsten teilweise die 
Defizite der getrennten Zuständigkeit von Jugendhilfe und Eingliederungshilfe und des geglie-
derten Sozialsystems auszugleichen. Das Initiativrecht der Jugendhilfe sollte jedoch behutsam 
und in Abstimmung mit den Leistungsberechtigten eingesetzt werden. Das Bild der Jugend-
hilfe von Eltern behinderter Kinder und Eltern mit Behinderung wird nicht selten von der öf-
fentlichen Wahrnehmung des Jugendamtes als Eingriffsbehörde in Kinderschutzfällen ge-
prägt. Liegen keine gewichtigen Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Wohls des Kindes vor, 
so ist die Ausreichung von Leistungen auch der Kinder- und Jugendhilfe auf die konkrete An-
tragstellung zu begrenzen. Eine konkrete Antragstellung begrenzt in diesen Fällen auch die 
Hilfeplanung auf die beanspruchte Leistung. Der Beratungsauftrag der Jugendhilfe als Träger 
der Leistungen für alle Kinder und Jugendlichen sowie als Rehabilitationsträger bleibt davon 
unberührt. 
 

Artikel 9 (Übergangsregelung) 

Hierzu wird auf die grundsätzlichen Bemerkungen verwiesen.  
Der in Abs. 2 normierte Untersuchungsauftrag sollte um den Anpassungsbedarf der Einrich-
tungen und Dienste der Eingliederungshilfe für jungen Menschen mit Behinderung bei einem 
Zuständigkeitswechsel zum Träger der Kinder- und Jugendhilfe ergänzt werden. 
 

Artikel 10 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Siehe hierzu die grundsätzlichen Bemerkungen und Einschätzungen. 
 
  
Düsseldorf, 23. Oktober 2020 
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Keine strengen Anforderungen an den 
Wohngruppenzuschlag für Pflegebedürftige
Revisionen des Bundessozialgerichts vom 10.9.2020 – 
Az.: B 3 P 2/19 R, B 3 P 3/19 R, B 3 P 1/20 R

Sebastian Tenbergen

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10.9.2020 
in drei Revisionsverfahren über den Anspruch auf einen 
Wohngruppenzuschlag nach § 38a SGB XI für pflegebe-
dürftige Bewohner von Wohngruppen entschieden. Alle 
Urteile der Landessozialgerichte der Vorinstanzen wur-
den aufgehoben. Der 3. Senat des Bundessozialgerichts 
misst dem gesetzlichen Ziel der Leistung, ambulante 
Wohnformen pflegebedürftiger Menschen unter Beach-
tung ihres Selbstbestimmungsrechts zu fördern, hohe 
Bedeutung bei und hält einen strengen Maßstab für die 
Anforderungen an den Wohngruppenzuschlag nicht für 
gerechtfertigt. 

Nach Auffassung des Bundessozialgerichts muss sich 
die „gemeinschaftliche Beauftragung“ einer Person zur 
Verrichtung der im Gesetz genannten, die Wohngruppe 
unterstützenden Tätigkeiten an der Förderung der Vielfalt 
individueller Versorgungsformen und der Praktikabilität 
messen lassen. Deshalb unterliegt eine gemeinschaft-
liche Beauftragung keinen strengen Formvorgaben und 
kann auch durch nachträgliche Genehmigung erfolgen. 
Dafür reicht es aus, wenn innerhalb der Maximalgröße 
der Wohngemeinschaft von zwölf Personen einschließ-
lich der die Leistung begehrenden pflegebedürftigen 
Person mindestens zwei weitere pflegebedürftige Mit-
glieder an der gemeinschaftlichen Beauftragung mit-
wirken. Bei der beauftragten Person kann es sich auch 
um mehrere Personen und ebenfalls um eine juristische 
Person handeln, die dann wiederum durch namentlich 

benannte natürliche Personen die für die Aufgabenerfül-
lung nötige regelmäßige Präsenz sicherstellt. Auch scha-
det es nicht, wenn die Beauftragten noch andere Dienst-
leistungen im Rahmen der pflegerischen Versorgung 
übernehmen, solange keine solch enge Verbindung zur 
pflegerischen Versorgung besteht, dass diese als statio-
näre Vollversorgung zu qualifizieren wäre.

Trotz der Zielrichtung des Gesetzes wäre der Zuschlag 
(derzeit 214 Euro monatlich) allerdings zu versagen, 
wenn es sich nicht im Rechtssinne um eine ambulant be-
treute Wohngruppe, sondern faktisch um eine (verkapp-
te) vollstationäre Versorgungsform handelt oder wenn 
die in der Wohngruppe erbrachten Leistungen nicht über 
diejenigen der häuslichen Pflege hinausgehen, so das 
Bundessozialgericht. Für gesetzlich begünstigte Wohn- 
und Versorgungsformen ist maßgebend, dass die Betrof-
fenen im Sinne einer „gemeinschaftlichen Wohnung“ 
die Möglichkeit haben, Gemeinschaftseinrichtungen zu 
nutzen, und dass sie die Übernahme einzelner Aufgaben 
außerhalb der reinen Pflege durch Dritte selbstbestimmt 
organisieren können.

Das Bundessozialgericht war gleichwohl an abschlie-
ßenden Entscheidungen über die begehrten Zuschläge 
gehindert, weil die befassten Landessozialgerichte noch 
Feststellungen zum Vorliegen weiterer Anspruchsvoraus-
setzungen treffen müssen.

Rechtsdienst der Lebenshilfe – jetzt bestellen!

Der Rechtsdienst der Lebenshilfe informiert über aktuelle behindertenpoliti-
sche Entwicklungen, Reformen in der Sozialgesetzgebung und über aktuelle 
Rechtsprechung, die Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen 
betrifft. Die Fachzeitschrift genießt hohe Anerkennung bei Mitgliedern der 
Fachverbände, Gerichten, Sozialbehörden und Ministerien. Jährlich werden 
mehr als hundert Entscheidungen der Sozial-, Verwaltungs- und Zivilgerichte 
aller Instanzen sowie des Bundesverfassungsgerichts für die Leserschaft 
verständlich aufbereitet. Herausgeber der Zeitschrift ist die Bundesvereini-
gung Lebenshilfe. Ebenfalls am Rechtsdienst beteiligt sind der Bundesver-
band für körper- und mehrfachbehinderte Menschen (bvkm) und die übri-
gen Fachverbände für Menschen mit Behinderung. Die Zeitschrift erscheint 
viermal im Jahr und kostet im Jahresabonnement 47 Euro. 

Rechtsdienst der Lebenshilfe – jetzt bestellen! 
 
Der Rechtsdienst der Lebenshilfe informiert über aktuelle behindertenpolitische Entwicklungen, 
Reformen in der Sozialgesetzgebung und über aktuelle Rechtsprechung, die Menschen mit 
Behinderung und ihre Angehörigen betrifft. Die Fachzeitschrift genießt hohe Anerkennung bei 
Mitgliedern der Fachverbände, Gerichten, Sozialbehörden und Ministerien. Jährlich werden mehr als 
hundert Entscheidungen der Sozial-, Verwaltungs- und Zivilgerichte aller Instanzen sowie des 
Bundesverfassungsgerichts für die Leserschaft verständlich aufbereitet. Herausgeber der Zeitschrift 
ist die Bundesvereinigung Lebenshilfe. Ebenfalls am Rechtsdienst beteiligt sind der Bundesverband 
für körper- und mehrfachbehinderte Menschen (bvkm) und die übrigen Fachverbände für Menschen 
mit Behinderung. Die Zeitschrift erscheint viermal im Jahr und kostet im Jahresabonnement 47 
Euro.  
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Das Oberverwaltungsgericht Bremen hat entschieden, 
dass der Antrag auf Leistungen nach § 35a SGB VIII als 
Persönliches Budget bei grundsätzlichem Anspruch auf 
Leistungen nach § 35a SGB VIII das Jugendamt bindet. 
Insofern stehe dem Jugendamt kein Beurteilungsspiel-
raum zu. 

Antragsteller war ein im Jahr 2012 geborenes Kind mit 
seelischer Behinderung, vertreten durch seine Mutter. 
Diese beantragte Eingliederungshilfe nach § 35a SGB 
VIII für eine Schulassistenz in der Form des Persönli-
chen Budgets. Zwar wurde das beklagte Jugendamt 
mit Beschluss des Verwaltungsgerichts Bremen vom 
12.10.2018 verpflichtet, eine persönliche Assistenz als 
Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung zu bewil-
ligen. Soweit sich der Antrag darauf richtete, dass die 
Schulassistenz in Gestalt eines Persönlichen Budgets 
erbracht wird, lehnte das Gericht den Antrag jedoch ab. 
Zur Begründung der Ablehnung in der Leistungsausfüh-
rung als Persönliches Budget führte es aus, für ein Per-
sönliches Budget sei eine Zielvereinbarung erforderlich. 
Zudem komme dem Jugendamt in Bezug auf die Art der 
Hilfegewährung ein gerichtlich nur eingeschränkt über-
prüfbarer Beurteilungsspielraum zu.
 
Daraufhin erfolgten mehrere Verfahren des einstweiligen 
Rechtsschutzes, wobei das Verwaltungsgericht Bremen 
bei seiner Rechtsauffassung blieb. Letztendlich führte 
die Beschwerde des Antragstellers beim Oberverwal-
tungsgericht Bremen mit Beschluss vom 25. Mai 2020 
zum Erfolg. Das Oberverwaltungsgericht Bremen ver-
pflichtete das Jugendamt, dem Antragsteller bis zur Ent-
scheidung über seinen Antrag im Hauptsacheverfahren 
Eingliederungshilfe in Gestalt des Persönlichen Budgets 
in Höhe von 4.354 € monatlich zu bewilligen. Zur Begrün-
dung führte das Oberverwaltungsgericht Bremen aus, 
die Verweisung in § 35a Abs. 3 SGB VIII auf das sechste 
Kapitel des ersten Teils des SGB IX erfasse § 29 SGB IX. 
Damit habe der Antragsteller dem Grunde nach einen ge-
bundenen Rechtsanspruch auf die Leistungsausführung 
in Form eines Persönlichen Budgets. Der gerichtlich nur 
eingeschränkt überprüfbare Beurteilungsspielraum des 
Jugendamtes beziehe sich deshalb nicht auf die Frage, 
ob eine Leistung als Sachleistung oder als Persönliches 
Budget erbracht werde. Der Rechtsanspruch auf ein 
Persönliches Budget sei vielmehr eine zwingende ge-
setzliche Vorgabe, die den Beurteilungsspielraum des 
Jugendamtes beschränke.

Auch widersprach das OVG Bremen einer Entschei-
dung des OVG Nordrhein-Westfalen (Beschluss vom 
12.10.2018 – Az.: 12 A 3136/17), welches einen Rechts-
anspruch auf ein Persönliches Budget im Rahmen der 
Leistungen nach § 35a SGB VIII verneint hatte, weil ein 
solcher Anspruch den Strukturprinzipien des Rechts der 
Kinder- und Jugendhilfe widerspreche. Diese Auffassung 
sei zumindest seit dem 1.1.2020 mit Wortlaut und Ent-
stehungsgeschichte von § 35a SGB VIII unvereinbar. 
Das Gesetz räume dem Leistungsberechtigten, der ein 
Persönliches Budget in Anspruch nehmen wolle, einen 
Vertrauensvorschuss ein. Aus dem Umstand, dass der 
Antragsteller den vom Jugendamt gewünschten Leis-
tungserbringer ablehne und anstelle dessen ein Persön-
liches Budget in Anspruch nehmen wolle, könne nichts 
Negatives in Bezug auf Bedarfsdeckung und Qualitäts-
sicherung abgeleitet werden. Das OVG Bremen wider-
spricht ausdrücklich der Auffassung des OVG NRW, dass 
ein Persönliches Budget bei Kindern im Grundschulalter 
nicht den Zweck der Stärkung der Selbstbestimmung er-
füllen könne, weil Kinder in diesem Alter ohnehin über-
wiegend durch die Eltern fremdbestimmt lebten und das 
Persönliche Budget nicht das Selbstbestimmungsrecht 
der Eltern stärken solle. So verkenne das OVG NRW, dass 
die Rolle der Eltern, deren natürliches Recht die Pflege 
und Erziehung des Kindes von Verfassungswegen ist 
(Art. 6 Grundgesetz), gerade auch darin besteht, den 
Willen und die Wünsche des Kindes zu erforschen und 
ihnen in geeigneter Weise zur Umsetzung zu verhelfen.

Nach Auffassung des OVG Bremen sei zwar das Vorlie-
gen einer Zielvereinbarung grundsätzlich eine materielle 
Voraussetzung für die Gewährung eines Persönlichen 
Budgets. Allerdings sei der vom Gesetzgeber gewollte 
Rechtsanspruch auf ein Persönliches Budget weitge-
hend wertlos, wenn der Leistungsträger das Entstehen 
seiner Voraussetzungen dadurch verhindern könnte, 
dass er sich weigert, mit dem Leistungsberechtigten 
eine Zielvereinbarung abzuschließen. Das OVG Bremen 
hat allerdings offengelassen, ob sich das Fehlen einer 
Zielvereinbarung im Hauptsacheverfahren anspruchs-
vernichtend auswirken könnte. Wegen der Garantie des 
effektiven Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs. 4 Grundge-
setz müsse es jedenfalls im einstweiligen Rechtsschutz-
verfahren möglich sein, ein Persönliches Budget auch 
dann zuzusprechen, wenn eine Zielvereinbarung nicht 
abgeschlossen wurde.

Das Persönliche Budget in der 
Kinder- und Jugendhilfe
Beschluss des OVG Bremen vom 25.5.2020 – Az.: 2 B 66/20 

Sebastian Tenbergen
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Keine Beschäftigung pflegender Angehöriger 
im Rahmen eines Persönlichen Budgets
Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 25.9.2019 – 
Az.: L 7 SO 4668/15

Sebastian Tenbergen

Der volljährige Kläger hat eine schwere geistige und 
körperliche Behinderung und lebt im Haushalt seiner 
Eltern. Er hat einen Grad der Behinderung von 100 und 
die Merkzeichen Bl, H, B, Rf und aG und erhält von der 
Pflegeversicherung ein monatliches Pflegegeld nach 
Pflegegrad 5. Bei dem beklagten Sozialhilfeträger bean-
tragte der Kläger im Juli 2011 ein Persönliches Budget, 
welches sowohl Leistungen der Eingliederungshilfe als 
auch Leistungen der Hilfe zur Pflege mit umfasste. Die 
durch das Persönliche Budget finanzierten Leistungen 
sollten durch die Eltern des Klägers erbracht und mit ei-
nem Stundenlohn von 10 € vergütet werden.
.
Der Beklagte lehnte die Bewilligung des Persönlichen 
Budgets ab und führte zur Begründung aus, dass vom 
Persönlichen Budget keine Familienangehörigen bezahlt 
werden könnten. Die Hilfe durch Familienangehörige sei 
vorrangig, eine Bezahlung von Familienangehörigen im 
Rahmen der Hilfe zur Pflege nicht vorgesehen, da sie als 
nahestehende Personen nicht als besondere Pflegekräf-
te gemäß § 65 Abs. 1 S. 2 SGB XII anzusehen seien.

Die vom Kläger vor dem Sozialgericht Heilbronn erho-
bene Klage blieb erfolglos (Sozialgericht Heilbronn, Ge-
richtsbescheid vom 5.10.2015 – Az.: S 9 SO 721/14). Dem 
Kläger stünden keine Leistungen der Hilfe zur Pflege zu, 
da er von seinen Eltern betreut werde, was § 63 S. 1 SGB 
XII (a. F.) als grundsätzliche Hilfeart vorsehe. Ein An-
spruch auf eine Bezahlung seines Vaters im Rahmen der 
Eingliederungshilfe bestünde nicht, da die Betreuung 
nicht der Eingliederung des Klägers in die Gemeinschaft 
diene, sondern lediglich seiner Pflege. Auch sei weder 
ein Anstellungsvertrag geschlossen noch Zahlungen ge-
leistet worden.

Gegen die Entscheidung des Sozialgerichts Heilbronn 
erhob der Kläger Berufung beim Landessozialgericht Ba-
den-Württemberg und machte weiterhin einen Antrag auf 
ein Persönliches Budget geltend. Der Kläger führte aus, 
ein Arbeitsvertrag müsse nicht schriftlich geschlossen 
werden, sein Vater habe ihm die Vergütung gestundet. In 
einem späteren Schriftsatz teilte der Kläger dem Gericht 
mit, ein Arbeitsvertrag sei nicht geschlossen worden, 
weil er mangels finanzieller Mittel keine Sozialversiche-
rungsbeiträge leisten könne. Die Betreuung und Pflege 
durch eine andere Person könne er nicht akzeptieren, da 

hierdurch sein gesundheitlicher Zustand gefährdet wer-
den würde.

Das Landessozialgericht wies die Berufung des Klä-
gers als unbegründet zurück. Der Kläger habe keinen 
Anspruch auf die Gewährung eines Persönlichen Bud-
gets. Dem Kläger seien keine Kosten für die Betreuung 
und Pflege durch seinen Vater entstanden. Es könne 
nicht angenommen werden, der Kläger habe sich zur 
Entlohnung seines Vaters einschließlich der Abführung 
von Sozialversicherungsbeiträgen verpflichten wollen, 
unabhängig davon, ob der Beklagte diese Kosten über-
nehme. Auch handele es sich beim Persönlichen Budget 
nur um eine alternative Leistungsform, durch den sich 
an der Zielrichtung der zu Grunde liegenden Teilhaber-
leistungen nichts ändere. Es könnten daher nur solche 
Leistungen in das Budget einfließen, die auch ohne 
Budget zu gewähren wären. Im vorliegenden Fall seien 
bei der Bemessung des Persönlichen Budgets Einglie-
derungshilfeleistungen und Leistungen der Hilfe zur 
Pflege zu berücksichtigen. Die Betreuung des Klägers 
durch seinen Vater im Rahmen der Eingliederungshilfe 
komme nicht in Betracht, da der sachliche Anwendungs-
bereich der §§ 53, 54 SGB XII (a. F.) nicht gegeben sei. 
Die Eingliederungshilfe habe zum Ziel, auf eine Integra-
tion des Menschen mit Behinderung in die Gesellschaft 
und auf eine entsprechende berufliche Rehabilitation 
hinzuwirken, was die Betreuung durch den Vater nicht 
verwirkliche. Zweck der Betreuung durch den Vater sei 
die Unterstützung bei den alltäglichen Verrichtungen 
des Alltags. Der vom Kläger geltend gemachte Anspruch 
auf Übernahme der Betreuungskosten könne auch nicht 
auf die Leistungen der Hilfe zur Pflege gestützt werden. 
Zwar komme generell ein Anspruch des Klägers aus § 
63 Abs. 1 S. 1 Nr. 1f i. V. m. §§ 64 f. SGB XII in Betracht. 
Soweit die Sicherstellung der häuslichen Pflege im Rah-
men des Arbeitgebermodells erfolge, seien danach die 
angemessenen Kosten zu übernehmen, wobei das Ar-
beitgebermodell als Sicherstellung der Pflege durch von 
den Pflegebedürftigen selbst beschäftigten besonderen 
Pflegekräften definiert werde. Dem Begriff der besonde-
ren Pflegekraft sei aber immanent, dass ein Arbeitgeber-
modell nicht durch die Festanstellung pflegender Ange-
höriger verwirklicht werden könne. Die Anstellung einer 
fremden Person sei erforderlich. Die damit verbundene 
Ungleichbehandlung von Pflegebedürftigen, die von na-
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hestehenden Angehörigen gepflegt würden, gegenüber 
Pflegebedürftigen, die besondere Pflegekräfte einsetz-
ten, sei verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. 
Auch begründe sich der Anspruch des Klägers auf die 
Übernahme der Kosten durch die Pflege seines Vaters 
nicht aus Art. 19 der UN-Behindertenrechtskonvention. 
Art. 19 der UN-Behindertenrechtskonvention sei nicht 
unmittelbar anwendbar, die Norm formuliere keinen ein-
klagbaren Rechtsanspruch.

Anmerkung:
Der Entscheidung liegt ein in der Praxis häufig vorkom-
mender Sachverhalt zu Grunde: Eltern betreuen und 
pflegen ein erwachsenes behindertes Kind in der eige-
nen Häuslichkeit in einem zeitlich nicht unerheblichen 
Umfang. Hierbei wird der unentgeltliche Einsatz der 
Eltern vor allem als Ausdruck familiärer Verbundenheit 
und Solidarität angesehen. Zwar sind Verwandte in ge-
rader Linie zum Unterhalt verpflichtet und Eltern und 
Kinder einander Beistand und Rücksicht schuldig. Bei 
der Festlegung der Grenzen der gegenseitigen familiä-
ren Beistandspflicht kommt es jedoch zu kaum lösba-

ren Problemen. Der grundgesetzliche Schutzauftrag des 
Staates aus Art. 6 Grundgesetz beinhaltet die Pflicht des 
Staates, für finanzielle Rahmenbedingungen für Eltern 
zu sorgen, die sich dafür entscheiden, ihr behindertes 
Kind zuhause zu betreuen. Diese Verpflichtung wird je-
doch nicht erfüllt, wenn Eltern und Kinder von gesetzli-
chen Ansprüchen mit der Folge einer sie benachteiligen-
den Ungleichbehandlung ausgeschlossen werden. Auch 
hat der Gesetzgeber mit dem Angehörigen-Entlastungs-
gesetz die gegenseitige finanzielle Unterhaltspflicht er-
heblich eingeschränkt – Eltern und ihre erwachsenen 
Kinder müssen sich an den Lebensunterhaltskosten nur 
noch dann finanziell beteiligen, wenn sie ein Jahresein-
kommen von mehr als 100.000 € haben. Wenn Eltern, 
die ein erwachsenes behindertes Kind zuhause betreu-
en, aufgrund der Betreuung gezwungen sind, erhebliche 
zeitliche und finanzielle Nachteile in Kauf zu nehmen, 
beispielsweise durch die Aufgabe des Berufs eines El-
ternteils, kommt dies dem Aufruf gleich, das Kind in eine 
gemeinschaftliche Wohnform zu geben. Dies ist weder 
im Sinne der Betroffenen, die lieber im häuslichen Um-
feld leben möchten, noch im Sinne der Staatsfinanzen.

bvkm: garantiert gut informiert!
Unsere Neuerscheinungen und Neuauflagen

BEACHTE!
Alle Rechtsratgeber des bvkm stehen im Internet unter www.bvkm.de in der Rubrik „Recht 
& Ratgeber“ kostenlos als Download zur Verfügung. Die gedruckten Versionen der Ratge-
ber können bestellt werden unter: bvkm, Brehmstr. 5-7, 40239 Düsseldorf, info@bvkm.de, 
Tel.: 0211/64004-15.

Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehin-
derte Menschen (bvkm) hat sein Merkblatt zur „Grund-
sicherung nach dem SGB XII“ aktualisiert. Dieses 
Merkblatt richtet sich speziell an erwachsene Men-
schen mit Behinderung. Diese können Leistungen der 
Grundsicherung nach dem Recht der Sozialhilfe (SGB 
XII) beziehen, wenn sie dauerhaft voll erwerbsgemin-
dert sind. 

Das jetzt umfassend aktualisierte Merkblatt berück-
sichtigt die zum 1. Januar 2020 in Kraft getretenen Än-
derungen aufgrund des Angehörigen-Entlastungsge-
setzes. Mit diesem Gesetz wurde u.a. klargestellt, dass 
Menschen mit Behinderung, die den Eingangs- und 
Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für behinderte 
Menschen (WfbM) durchlaufen, Anspruch auf Grund-
sicherung haben. Auch geht das Merkblatt auf die 

Änderungen durch das Bundesteilhabe-
gesetz (BTHG) ein, mit dem für Grundsi-
cherungsberechtigte insbesondere ein 
Mehrbedarf für das gemeinschaftliche 
Mittagessen in WfbM eingeführt wor-
den ist. Die Vereinfachungen beim Leis-
tungszugang – wie z.B. die befristete 
Aussetzung von Vermögensprüfungen 
–, die während der Corona-Pandemie 
gelten, werden ebenfalls eingehend 
erläutert. Wie immer verdeutlicht das 
Merkblatt in bewährter Form anhand 
konkreter Beispiele, wie hoch die 
Grundsicherung im Einzelfall ist und wie 
sich die Freibeträge vom Renten- und 
Werkstatteinkommen berechnen.

Grundsicherung nach dem SGB XII  
Neuer Ratgeber erschienen
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Der bewährte Rechtsratgeber „Mein Kind ist behindert 
– diese Hilfen gibt es“ des Bundesverbandes für kör-
per- und mehrfachbehinderte Menschen e.V. (bvkm) 
wurde Anfang 2020 komplett überarbeitet und ist jetzt 
in die türkische und die französische Sprache über-
setzt worden. Die aktuellen zweisprachigen Versionen 
berücksichtigen alle für Menschen mit Behinderung 
wichtigen Änderungen, die zum 1. Januar 2020 auf-
grund des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) und des 
Angehörigen-Entlastungsgesetzes in Kraft getreten 
sind. 

Besonderes Augenmerk wird in der Neuauflage auf das 
neue Recht der Eingliederungshilfe gelegt. Hier haben 
sich 2020 durch das BTHG erhebliche Veränderun-
gen ergeben. Insbesondere ist es zu Verbesserungen 
bei der Heranziehung von Einkommen und Vermögen 
gekommen und bestimmte Leistungen der Eingliede-
rungshilfe dürfen nun an mehrere Leistungsberech-
tigte gemeinsam erbracht werden (sogenanntes Poo-
len von Leistungen). Ebenfalls berücksichtigt sind 
das 2020 eingeführte Budget für Ausbildung und der 
Mehrbedarf für Grundsicherungsberechtigte, die in 
Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) an der 
gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung teilnehmen.

Der Ratgeber gibt ferner einen gut verständlichen 
Überblick darüber, welche Leistungen von den Kran-
ken- und Pflegekassen erbracht werden und welche 
Vergünstigungen man mit einem Schwerbehinderten-
ausweis erhält. Hinweise für Menschen mit ausländi-
scher Staatsangehörigkeit enthält der Ratgeber eben-
falls. Berücksichtigt sind hier die Rechtsänderungen 
durch das sogenannte „Migrationspaket“.

Für behinderte Menschen und ihre Familien ist es nicht 
immer leicht, sich im Dickicht der Sozialleistungen zu-
rechtzufinden. Kommen sprachliche Probleme hinzu, 
entstehen weitere Barrieren. Hier setzt der aktuelle 
Ratgeber an. Aufgrund der Zweisprachigkeit kann der 
Ratgeber z.B. auch zur Verständigung mit Behörden 
genutzt werden. 

Die französisch-deutsche Version des Ratgebers konn-
te dank einer Kooperation mit dem Elternnetzwerk 
NRW sowohl als digitale als auch als Druck-Version 
umgesetzt werden. Auch die türkisch-deutsche Versi-
on liegt sowohl als Druck-Version als auch als digitale 
Version vor.

Im digitalen Format liegt der Ratgeber in der aktuellen 
Version auch in englich-deutscher und arabisch-deut-
scher Sprache in digitaler Form vor. In älteren Versionen 
sind nach wie vor die digitalen Ausgaben des Tagebers 
in russisch-deutscher und vietnamesisch-deutscher 
Sprache vor.

Die Ratgeber stehen im Internet unter www.bvkm.de 
kostenlos als Download zur Verfügung. 

Die gedruckten Versionen des Ratgebers können für 
jeweils 1 Euro im Webshop unter www.bvkm.de/verlag 
oder hier bestellt werden: 
bvkm, Brehmstr. 5-7, 40239 Düsseldorf, 
versand@bvkm.de, Tel.: 0211/64004-15

Mein Kind ist behindert – diese Hilfen gibt es 
Rechtsratgeber in türkisch-deutscher und französich-deutscher Sprache erschienen  
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Planung, Disziplin und Geduld:  
Wohnen in Zeiten von Corona 
Ein Blick hinter die Kulissen besonderer (und anderer) Wohnformen

Anne Willeke

Wir alle durchleben gerade beispiellose Zeiten. Als Dach-
verband interessiert uns umso mehr, was die Menschen in 
„unseren“ besonderen Wohnformen bewegt und was sie 
bewegen: wo der Schuh drückt, mit welchen Themen die 
Einrichtungen konfrontiert sind und in welchen Bereichen 
sie bereits gute Lösungen gefunden haben.

Eine harte Prüfung
Der Lockdown im März war eine Prüfung für alle Beteilig-
ten in den besonderen Wohnformen: Das Personal, die 
Bewohner_innen und die Angehörigen waren plötzlich mit 
einer völlig neuen Situation konfrontiert. „Schlimm war 
es, dass unsere Bewohner Mama, Papa und enge Vertrau-
te nicht mehr sehen konnten. Die meisten unserer Bewoh-
ner sind noch nicht in der Lage zu telefonieren, verstehen 
aber sehr wohl, dass da was nicht stimmt. Von einem Tag 
auf den anderen musste alles umgedacht werden, denn 
nun hieß es 24 Stunden, sieben Tage die Woche sind alle 
Bewohner, die sonst unter der Woche in der Werkstatt be-
treut werden, im Haus.“ So wie Stephanie Alter (WiKi gGm-
bH Wilhelmshaven) den Beginn der Pandemie beschreibt, 
ging es vielen Anbietern besonderer Wohnformen. Es wur-
den hier und da Möglichkeiten eingeräumt, sich draußen 
unter Schutzvorschriften zu sehen – in der Wohneinrich-
tung der Elterninitiative Vogtland e.V. sah die Praxis z.B. 
so aus, dass während des Lockdowns zwei Personen, vor-
her angemeldet, jemanden für eine Stunde zum Spazieren 
begleiten durften. Es ging bei allen darum, die strengen 
Vorschriften umzusetzen und einzuhalten, um die Krise 
einzudämmen, sich und andere zu schützen. „Wir haben 
kleine Einheiten gebildet, d.h. wenig Personalwechsel bei 
jedem Bewohner“, berichtet Corinna Depenbrock (Verein 
für körper- und mehrfachbehinderte Menschen Alsbachtal 
e.V.), „in der Hoffnung, dass es sich im Fall der Fälle nicht 
so ausbreitet. Aber was passiert, wenn jemand Corona 
hat, ist trotzdem die Sorge. Vor allem die Sorge: Was, 
wenn ich es einschleppe?“.

Eltern, Angehörige, Sozialkontakte
Einzelne Wohnheime wurden in Folge des Lockdowns im 
März geschlossen und öffneten ein paar Wochen später 
wieder ihre Türen, zunächst für die Notbetreuung, dann 
wieder für alle. Auch bei den Wohneinrichtungen, die ge-
öffnet blieben, entschieden einige Eltern, ihre (erwach-

senen) Kinder nach Hause zu holen. Nicht ohne Sorgen 
seitens der Wohneinrichtungen: „Wir haben deutlich ge-
macht, dass wir ihren Sohn oder ihre Tochter nicht einfach 
wiederaufnehmen können: Was, wenn ihre Eltern krank 
werdet? Dann ist euer Kind nicht versorgt. Es kann nicht 
direkt zurückkehren in die Einrichtung.“ Diese Frage be-
schäftigte die Mitarbeitenden und selbstverständlich 
auch die Eltern. In einer Einrichtung mit 24 vollstationären 
Plätzen wurden z.B. acht Bewohner_innen abgeholt. Nach 
der Rückkehr aus dem Elternhaus musste einiges wieder 
neu erlernt werden, zum Beispiel Toilettentraining, Regeln 
des Hauses, Einhaltung der Nachtruhe oder Aushalten 
von Lautstärke. 

Alle, die in ihren Wohneinrichtungen blieben, mussten 
dort ab dem Zeitpunkt für zwei Monate mit strengen Auf-
lagen leben. Vielen Eltern fiel es schwer, die Kontaktbe-
schränkungen zu akzeptieren, so wollten sie verständ-
licherweise für ihre Kinder sorgen und gerade in dieser 
schwierigen Zeit für sie da sein. Dennoch hat der Großteil 
insgesamt gut mitgemacht, die Lage verstanden, techni-
sche Möglichkeiten genutzt, um sich nach den Kindern zu 
erkundigen, den Kontakt aufrecht zu erhalten. Besonders 
schwer fiel den Angehörigen, in der Öffnungsphase zwar 
wieder live in Erscheinung zu treten, aber die Bewohner_
innen nicht berühren und nichts mitbringen zu dürfen. 
Einigen schwerbehinderten Bewohner_innen, die auf Kör-
perkontakt als Kommunikationsmittel – auch und gerade 
mit ihren Angehörigen – angewiesen sind, wurde dieser in 
manchen Einrichtungen unter Einhaltung von Schutzmaß-
nahmen nach der Aufhebung des absoluten Besuchsver-
bots möglich gemacht.

Für manche, gerade betagtere Eltern (und damit Risiko-
gruppe) kam die schrittweise Lockerung der Kontaktbe-
schränkungen zu früh, sie hatten sich an Telefonate und 
Videokontakte gewöhnt und wollten jedes Risiko abwen-
den. Als es grundsätzlich wieder erlaubt war, Kontakte zu 
den Angehörigen zu pflegen, standen kreative Überlegun-
gen an, wie es gelingen kann, sich zu sehen und gleichzei-
tig die Vorschriften einzuhalten. Manche nutzten ein gro-
ßes Außengelände für Spaziergänge, in Wilhelmshaven 
beispielsweise dienten ein Teehaus und ein Snoezelen-
raum am Notausgang als Begegnungsstätten auf Abstand. 
In der Regel mit Vollschutz und Kittel, nicht immer einfach, 
aber besser als nichts. Es ist komplizierter geworden, sich 
zu treffen. „Besuch muss sich telefonisch anmelden, in 
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eine Liste eintragen, Mundschutz tragen, Hände des-
infizieren und sich dann mit dem Bewohner in des-
sen gelüftetem Zimmer oder auf dem Außengelände 
aufhalten,“ so die Praxis nicht nur in der Münchener 
Pfennigparade. Berichtet wird von vielen unklaren Si-
tuationen, Missverständnissen sowie Unverständnis 
der Angehörigen, immer wieder auch Verstößen gegen 
die Vorschriften der Häuser.

Mediennutzung 
Ein großer Vorteil in der heutigen Zeit ist die Chance, 
Kontakt über Medien zu halten. Viele verstärkten ihr 
digitales Angebot, was häufig eh schon auf dem Plan 
stand: „Durch die Krise wurde es befördert“, so die 
Erkenntnis im VKM Würzburg. Über soziale Medien 
wurden Videokonferenzen gehalten, Videobotschaften 
und Bilder geschickt – entweder direkt oder über das 
Personal vermittelt. Über die Stiftung Wohlfahrtspfle-
ge oder die Aktion Mensch konnten Tablets organisiert 
werden. Die Telekom hatte für die Zeit Smartphones zur 
Verfügung gestellt, die z.B. im Verein fuer-ein-ander in 
Beckum zum Einsatz kamen. Ein wertvoller Fortschritt 
während der Krise: Mit Angehörigen und Freunden on-
line in Kontakt zu treten birgt neue Chancen der Kom-
munikation, auch über diese Zeiten hinaus. 

Lockerungen: Erneute Herausfor-
derung 
Die Lockerung der Kontaktbeschränkungen war für 
viele ein Wiedergewinn an Freiheit, jedoch brachte 
sie auch neue Herausforderungen für die besonderen 
Wohnformen mit sich: „Der Lockdown war schwer, aber 
die langsame Öffnung auch“, fasst Silvia Böning-An-
tunes, Fachleitung Wohnen, aus Beckum zusammen: 
„Wenn man Menschen wie Therapeut_innen wieder 
reinholt in die Einrichtungen, braucht es von allen eine 
Selbstauskunft, das Personal muss jeden abholen und 
einweisen. Die Kontaktsteigerungen sind häufig sehr 
angstbesetzt.“

Ähnliches berichtet Klaus Streicher, Gesamtleitung 
Wohnanlagen aus dem ZfK Würzburg: „Der Lockdown 
war eher kein Problem. Das Einigeln ist uns zunächst 
nicht schwergefallen. Erst nach längerer Zeit war die 
Gruppentrennung innerhalb des Hauses für die Be-
wohner*innen ein Problem aufgrund der Kontakte 
und Freundschaften untereinander, und die fehlenden 
Therapien (durch externe Therapeut*innen, KG und 
Ergo). Die ersten Lockerungen wurden durch dauernd 
geänderte Verordnungen problematisch. Viele Dinge 
waren kaum zu organisieren, zum Beispiel, dass Thera-
peut*innen zunächst gar keine anderen Behandlungs-
kontakte haben sollten. Aber auch die Ungeduld der 
Angehörigen, was Besuche angeht, war ein Problem. 
Ein neuerlicher Lockdown wäre (ggf. mit Einschrän-
kungen, z.B. Zugang für Behandler_innen) einfacher. 
Es besteht oft Unwillen, sich an Regeln zu halten (Be-
sucher_innen) und Unverständnis, dass z.B. Gruppen 
nicht betreten werden dürfen. Im Moment ist es eher 
schwieriger, Grenzen zu setzen.“ 

Die Sorge und Vorsicht seitens des Personals zieht 
sich durch – bei dem hohen Maß an Verantwortung 
allzu verständlich. „Als Kontakte wieder erlaubt wa-
ren, haben wir sie sehr begrenzt – lieber eine Person, 
die regelmäßig kommt (in der Regel waren es die Müt-
ter) als viele verschiedene Besucher_innen“, so Co-
rinna Depenbrock (VKM Alsbachtal). Auch innerhalb 
der Wohneinheiten blieben viele trotz Lockerung der 
Maßnahmen sehr vorsichtig. Der BeWo-Anbieter mit-
einander leben e.V. Köln, mit einem Apartmenthaus 
berichtet: „Wir machen wieder gemeinsame Aktionen, 
achten dabei aber auf kleine Gruppengrößen von ca. 3 
Personen. Auch wenn laut Verordnungen schon größe-
re Zusammenkünfte erlaubt wären. Vielen fällt es näm-
lich schwer, die Hygienemaßnahmen einzuhalten.“ 
Gerade, weil es häufig Menschen betrifft, die zur Risi-
kogruppe gehören, ist ein gesteigertes Interesse wahr-
nehmbar, das Infektionsrisiko so weit wie möglich zu 
begrenzen.

Hygiene, Pflege, Therapie
Die erste Zeit der Covid-19-Pandemie war stark geprägt 
von der Suche nach Hygieneprodukten: „Habe ich ge-
nug, wo bekomme ich es her, Vergleichen der verschie-
denen Firmen, das war alles ein Riesenarbeitsauf-
wand. Und dann blieb der Container irgendwo in Asien 
stecken“, so die Erinnerung von Silvia Böning-Antu-
nes, Fachleitung Wohnen, aus Beckum. Fast überall 
mangelte es an Material. „Es gab keine Schutzkittel in 
der benötigten Ausführung und Menge“, so die Erfah-
rung in Würzburg. Zeitintensiv und fast unmöglich zu 
realisieren war auch die Entwicklung und Umsetzung 
von Maßnahmenkonzepten: Dicht getaktet, häufig alle 
14 Tage, folgten neue Erlasse, nach denen bestehen-
de Konzepte angepasst werden mussten. Die Zustän-

ICP München: Kinder und Eltern im Videochat
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digen aus den Wohneinrichtungen standen regelmäßig 
vor der Aufgabe, die Änderungen innerhalb der jeweili-
gen Fassung zu identifizieren und ihr bestehendes Hygi-
enekonzept entsprechend anzupassen. Bis dieses vom 
Gesundheitsamt freigegeben wurde, war häufig schon 
wieder eine gewisse Zeit vergangen, wenig später folgten 
neue Verordnungen. Was heute noch aktuell ist, gilt mor-
gen schon nicht mehr. Ein Hamsterrad. Die große Sorge 
v.a. auf der Leitungsebene, wie sie ihre Maßnahmenpläne 
bei der Taktung unter enormem Zeitdruck erstellen und 
somit ihre Arbeit verantwortlich durchführen können.

Die Umsetzung und Kontrolle der vorgegebenen Schutz- 
und Hygienemaßnahmen erforderte sehr viel Planung, 
Disziplin, Durchsetzungsvermögen und Geduld im ganzen 
Tagesablauf der Wohneinrichtungen – sowohl bei den Mit-
arbeitenden als auch den Bewohner_innen. Die Verant-
wortlichen waren von einem Tag auf den anderen in der 
Pflicht, hauseigene Hygienekonzepte und deren ständige 
Anpassung zu entwickeln. Für einige Bewohner_innen 
waren die Hygienemaßnahmen leicht umzusetzen. Sie 
lernten, was zu tun ist, hielten sich vermehrt in ihren ei-
genen Zimmern auf, trugen auf dem Flur zuverlässig ihren 
Mund-Nasen-Schutz, achteten beim Essen auf Abstände. 
Es gab jedoch bei vielen auch enorme Schwierigkeiten: 
Die Maßnahmen wurden nicht verstanden bzw. verinner-
licht, Einzelne nahmen Flaschen mit Desinfektionsmittel 
in den Mund oder wollten es trinken, der Mund-Nasen-
Schutz wurde immer wieder vergessen, nicht geduldet 
oder konnte nicht selbst an- und ausgezogen werden, vor 
allem konnten Abstandsregelungen bei intensiver Pflege 
kaum eingehalten werden. Gerade für Bewohner_innen, 
die über Körperkontakt kommunizieren, war das Einhal-
ten von Abstandsregeln extrem verstörend. „Allgemein ist 
das Tragen von Masken ungünstig, da in unseren Häusern 
viel über nonverbale Kommunikation läuft“, beschreibt 
Wolfgang Dürr, Geschäftsführer von Leben mit Behinde-
rung Ortenau, das Dilemma. Besonders schwierig ist die 
Einhaltung von Hygienevorschriften, seitdem der Zugang 
von Externen wieder erlaubt ist. „Das ist nur noch bedingt 
zu kontrollieren“, erklärt eine Mitarbeiterin, „die Einhal-
tung der Regeln fällt den Angehörigen oft schwer.“ Es ist 
eine riesige Herausforderung für alle. Die Vorschriften ste-
hen im Kontrast zu den menschlichen und emotionalen 
Bedürfnissen.

Es ist immer ein Abwägen. „Wir müssen kreativ und an-
ders denken. Ich arbeite immer auf die Gefahr hin, Fehler 
zu machen, und ich muss bestimmte Risiken eingehen, 
weil ich einen Auftrag habe“, so Elisabeth Reitz vom VKM 
Hamm. Diese Einschätzung teilen viele. Wer strikt alle Re-
geln wie z.B. Abstandhalten einhalten möchte, kann nie-
manden intensiv pflegen. Wem Kontakte völlig entzogen 
werden, bei mangelnden Mitteln der Kontaktaufnahme, 
läuft Gefahr, zu vereinsamen.

Die Krise bedeutete große Einschnitte. Es fiel einiges an 

Alltagsförderung weg, da z.B. Küchenaufgaben von den 
Bewohner_innen nicht übernommen werden durften. 
Auch Freizeitangebote fielen zumeist aus oder konnten 
nur in kleinem Rahmen durchgeführt werden. Ein extre-
mes Problem war für Viele der Mangel an Therapie wäh-
rend des Lockdowns. Die Spätfolgen sind noch nicht 
absehbar. Eine Bewohnerin aus Wilhelmshaven hatte ge-
rade neue Orthesen und eine Rollstuhlschale bekommen, 
doch nach dem Therapieausfall passten diese nicht mehr 
und mussten neu angefertigt werden. Ohne Physiothera-
pie über mehrere Wochen verformen sich die Körper. Es ist 
den Mitarbeiter_innen hoch anzurechnen, dass sie sich 
teilweise telefonisch und per Video in den Praxen kundig 
machten, welche Übungen sie ausführen konnten, um auf 
eine Spastik einzuwirken. „Aber wir sind eben keine The-
rapeuten“, betont Stephanie Alter (WiKi Wilhelmshaven). 
Ein Bewohner, der nach langer Zeit im Wohnheim wieder 
mit dem Bus zur Arbeit fahren sollte, konnte den Weg 
nicht mehr allein bewältigen, da er das Bein nicht mehr 
auf den Tritt im Bus bekam. Im Wohnbereich ist alles barri-
erefrei, das Hochsteigen musste er in der Zeit nicht üben. 

Ein paar therapeutische Ansätze konnten über die virtu-
elle Schiene aufgefangen werden. Die Münchener hatten 
ihr System zügig umgestellt: „Unsere Therapeuten und 
Konduktoren konnten online Therapie/Förderung anbie-
ten, so dass eigentlich nur zwei Wochen lang keine The-
rapie stattfand, dann waren alle so weit, dass konduktiv 
geleitete,“ so Internatsleiter Jörg Nagl und Geschäftsfüh-
rerin Beate Höß-Zenker.

Fahrdienst
Die Nutzung von Fahrdiensten spielt in besonderen 
Wohnformen häufig eine große Rolle im Alltag. Eine 
Schwierigkeit stellt die Fahrdienstnutzung allerdings dar, 
wenn kein Mundschutz getragen werden kann, berichtet 
Corinna Depenbrock (VKM Alsbachtal). In dem Fall werden 
die Bewohner_innen in Duisburg/Oberhausen von Mitar-
beiter_innen befördert, die ohnehin mit den Personen in 

ICP München: Therapieanleitung für zuhause
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Kontakt stehen. Die große Frage ist, wer die Kosten hierfür 
übernimmt und wie lange diese Notlösung anhalten soll. 
Auch die Frage nach Kapazitäten drängt sich auf: Wenn 
Einzelbeförderung genehmigt wird, reichen die Fahrzeuge 
nicht aus. Der Verein bekommt es irgendwie hin mit gu-
ter Organisation, aber dauerhaft können Einzelfahrten – 
vom Wohnheim organisiert und vom Betreuungspersonal 
durchgeführt – keine Lösung sein.

Werkstattöffnung
Einige Kolleginnen und Kollegen sprachen ein neues Di-
lemma an: die Frage, wie es mit der Werkstattöffnung 
weitergeht, die zur Zeit der Gespräche kurz bevorstand. 
Es entstehen neue Kontaktketten, viele wohnformenüber-
greifende Begegnungen, die nicht mehr kontrollierbar 
sind. Viele Wohneinrichtungen wünschen sich eine struk-
turierte Testung in den Werkstätten. Getestet wird aber 
bislang nur beim Auftritt von Symptomen.

Testungen
Die Testsituation überhaupt stellt sich in den verschiede-
nen Einrichtungen unterschiedlich dar und die Situation 
ändert sich jeweils im Verlauf der Zeit. Häufig hängt es von 
den jeweiligen Hausärzt_innen ab. Ein Coronavirus-Test 
wurde bei Mitarbeiter*innen und Bewohner_innen zu-
mindest am Anfang der Pandemie in der Regel nur im Ver-
dachtsfall durchgeführt. „Testungen waren zu Beginn auf 
Wunsch nicht möglich, Testungen bei Bewohner_innen 
obliegen den Eltern. Testungen über die Einrichtung wer-
den nur nach Anmeldung wegen Verdacht und Krankheits-
symptomen genehmigt“, klärt Beate Höß-Zenker aus der 
Stiftung Pfennigparade in München auf. 

Im ZfK Würzburg sah die Praxis so aus: „Bewohner_innen 
mussten meist von uns getestet werden und die Tests 
auch von uns ins Labor gebracht werden, was ein hoher 
Zeitaufwand ist. Testungen bei den Hausärzten sind je 
nach persönlicher Einstellung des Hausarztes schwierig 
oder auch unproblematisch möglich. Der Hinweis der 
Mitarbeiter_innen, dass sie hier arbeiten, ist hilfreich, oft 
aber auch notwendig“, beschreibt Klaus Streicher.

Wenn getestet wird, hat es immer auch Folgen für die Ein-
richtung in Bezug auf die Wartezeit, wie Wolfgang Dürr 
(Leben mit Behinderung Ortenau), offenlegt: „Anfangs 
war es schwierig, Bewohner_innen mit Symptomen testen 
zu lassen. Dadurch mussten unnötig lange Isolationszei-
ten eingehalten werden. Später wurden Reihentestungen 
bei Bewohner_innen durchgeführt. Es galt nicht als Ange-
bot für Mitarbeiter, da es in unseren Augen wenig aussa-
gekräftig ist.“ 

Im Therapiezentrum Bonn sah die Praxis ähnlich aus: 
„Rückkehrer wurden getestet, das war problemlos. Be-
wohner_innen, die erkältet waren, wurden auf Veranlas-

sung der jeweiligen Hausärzte getestet, z. T. persönlich, z. 
T. vom Abstrichzentrum. Bei letzterem war die Dauer der 
Ergebnismitteilung oft lang, dadurch mussten Bewohner 
– als Verdachtsfälle – unnötig lange im Zimmer verbleiben 
und mit Schutzausrüstung versorgt werden“, erfahren wir 
von Katharina Fennekohl, Pädagogische Bereichsleitung.

Personal
Der Arbeits- und Personalaufwand ist bei den meisten Ein-
richtungen während der Corona-Zeit gestiegen. Insgesamt 
sind die Erfahrungen, was das Engagement des Perso-
nals betrifft, sehr positiv. Neben den Ängsten, Fehler zu 
machen oder eine Infektionskette in die Einrichtung zu 
tragen, wurde über guten Zusammenhalt und eine hohe 
Flexibilität der Teams berichtet. Für das Personal bedeutet 
die Pandemie einen „Umgang mit zusätzlichen Verant-
wortlichkeiten“, erklärt Wolfgang Huwer (Therapiezen-
trum BeWo WG Sankt Augustin). Die meisten lebten mit 
starken privaten Einschränkungen, da sie wussten, dass 
sie mit Menschen arbeiten, die zur Risikogruppe gehö-
ren. Die hohe Verantwortung gepaart mit Ängsten im Hin-
blick auf Gesundheit und berufliche Situation sowie der 
fehlende Ausgleich zur Arbeit führte auch zu Frust, psy-
chischem Stress und depressiven Phasen seitens der Mit-
arbeiter*innen, manche arbeiteten am Limit. Es lief nicht 
immer erfolgreich, die personelle Besetzung an die neue 
Situation anzupassen. Während normalerweise alle Be-
wohner_innen einer Tagesbeschäftigung/Arbeit nachgin-
gen, blieben plötzlich alle in der Wohneinrichtung. Hinzu 
kam die Herausforderung, dass Mitarbeiter_innen, die 
selbst zur Risikogruppe gehörten, nicht verfügbar waren. 
Zeigen sich Erkältungssymptome beim Personal, besteht 
das Problem, dass sie bis zum Erhalt des Testergebnisses 
häufig eine Woche ausfallen. Manche Anbieter hatten das 
Glück, im Rahmen der Fachleistungsstunden alles abde-
cken zu können bzw. auf Personal aus anderen Bereichen 
(z. B. Integrationshelfer, Internat, WfbM, Freizeitangebot, 
interne Fördergruppen) zurückgreifen zu dürfen. In an-
deren Einrichtungen war der personelle Engpass nicht 
ad-hoc aufzufangen und es kam zu bedauerlichen Situa-
tionen. Vor allem der lange Zeitraum ist schwierig zu ma-
nagen, das Personal stark beansprucht, die Herbst- und 
Winterzeit mit steigenden Infektionszahlen präsent. Den-
noch: Der Zusammenhalt während der Krise sei gut, be-
richtete der Großteil. In größeren Einrichtungen, wie z.B. 
der Pfennigparade München, wurde von Beginn an ein 
„Krisenstab Covid“ gegründet, in welchem jeder Bereich 
mit einer Person vertreten war. So konnten Informationen 
schnell verarbeitet und Engpässe von Material gemein-
sam geschultert werden. 

Ein Problem stellte auch die Unterbrechung der gewohn-
ten Kommunikationsstrukturen dar, z. B. die Tatsache, 
dass es in der einen oder anderen Wohneinheit keine 
Teamsitzung mehr gab. „Sie führte zu Missverständnis-
sen und anderen Schwierigkeiten, die durch regelmäßige 
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Kommunikation eher hätten vermieden werden können. 
Es fehlte der Raum für Reflexion und gemeinsam abge-
sprochene Lösungen“, so z. B. eine Rückmeldung aus 
Bonn.

Glück im Unglück: Erkenntnisse 
und kreativer Gewinn
Die Pandemie war und ist eine harte Prüfung für alle. 
Neben allen Herausforderungen, die zu meistern sind, 
brachte die Zeit aber auch eine Vielfalt von kreativen Alter-
nativen hervor, von denen das Personal und die Bewoh-
ner_innen zum Teil sogar langfristig profitieren können.

Eine beeindruckende Erkenntnis meldeten mehrere Ein-
richtungen zurück: „Wir haben die Bewohner_innen un-
terschätzt, wie schnell sie eine Krise annehmen und sich 
eigene Handlungsstrategien aneignen“, so die Kollegin 
aus dem Alsbachtal. „Die meisten hatten sich schnell an 
die neue Tagesstruktur gewöhnt und entschieden, welche 
Wege sie z.B. spazieren gehen können, ohne vielen Men-
schen zu begegnen.“ Dies deckt sich mit der Schilderung 
der Ortenauer Wohneinrichtung: „Es war beeindruckend, 
wie sich Menschen mit z. T. schweren Behinderungen und 
auch autistischen Verhaltensweisen mit der ungewöhn-
lichen Situation arrangierten“, so die Erfahrung. Durch 
kreative Angebote und gemeinsame Zeit sind viele WGs 
näher zusammengerückt. Die Medienkompetenz ist bei 
den meisten deutlich gewachsen, die digitale Ausstat-
tung häufig besser, als vor der Krise. 

Durch die lange Trennung von ihren Eltern gab es die Er-
fahrung des selbstständigeren Lebens, die Bewohner*in-
nen im Therapiezentrum Bonn beispielsweise sind stolz 
darauf, ohne Eltern klarzukommen: „Ich bin erwachsener 
und reifer geworden.“ Und es gab weitere Erkenntnisse: 
„Es war zum Teil wie ein Sommercamp: viel Zeit, schöne 
Begegnungen, größere Personaldichte.“ Interessant auch 
die Entwicklung in Bezug auf das Arbeitsleben: „Einigen 
Bewohnern hat die Zeit ohne WfbM so sichtbar gut getan, 
dass sie jetzt ‚in Rente‘ sind“ (TZ Bonn). Es gab aber auch 
die Rückmeldung, z.B. aus dem Vogtland, dass die Be-
wohner_innen es jetzt wieder mehr schätzen, in die WfbM 
gehen zu dürfen und ihre Kolleg_innen dort zu treffen.

Der Wegfall diverser Freizeitangebote führte zu einer Of-
fenbarung: „Manches fehlt gar nicht! Einige Angebote 
wurden anscheinend nur aus Gewohnheit genutzt und 
zu Corona-Zeiten nicht vermisst. Wir werden also unsere 
Angebote überprüfen“, so die überraschende Erkenntnis 
samt logischer Schlussfolgerung im Alsbachtal.

Dass Personal aus anderen Bereichen mancher Vereine 
in den Wohnbereich wechselte, war eine sehr schöne Er-
fahrung für viele Mitarbeiter_innen aus diversen Einrich-
tungen. Ein Blick über den Tellerrand, ein Gewinn für viele 

Beteiligte.

Eine Entwicklung gibt es auch in der Hinsicht, dass 
Wohnanbieter „stärker auf die Wünsche des Personals 
eingehen können bezüglich Stellenwechsel oder Stellen-
teilung“, eine positive Erkenntnis der reha gmbh in Saar-
brücken/Neunkirchen.

„Insgesamt haben wir alle profitiert, weil wir viel Neues 
dazu gelernt haben, auch wenn es anstrengend war. Jetzt 
können alle Mitarbeitenden mit TEAMS und ZOOM umge-
hen. Wir wissen, dass Homeoffice effektiv ist und dass 
wir uns selbst auch in Krisensituationen gut organisieren 
können“, so die Erkenntnisse in München.

Durchhalten!
Die zweite Welle, die im Frühjahr bereits vorausgesagt 
war, trifft gerade ein. Umso wichtiger ist es, zusammen-
zuhalten, Verantwortung zu übernehmen für sich und 
andere. Der bvkm wünscht allen Einrichtungen, diese 
besonderen Zeiten möglichst gut zu überstehen. Wir sind 
weiterhin für Sie da. Halten Sie uns auf dem Laufenden, 
was Ihre aktuellen Themen betrifft. Auf der folgenden Sei-
te finden Sie vielleicht die eine oder andere Anregung für 
die kommende Zeit.

Vielen Dank an: 
WiKi gGmbH Wilhelmshaven, vkm Hamm e. V., fu-
er-ein-ander, Verein für körper- und mehrfachbehinderte 
Menschen e. V. Kreis Warendorf, Verein körper- und mehr-
fachbehinderte Menschen Alsbachtal e.V. Oberhausen, 
Leben mit Behinderung Ortenau e.V., Pfennigparade Pho-
enix Konduktives Internat München, Elterninitiative Hilfe 
für Behinderte und ihre Familien im Vogtland e.V. Plauen, 
Verein für Menschen mit Körper- und Mehrfachbehinde-
rung Würzburg, Pro Mobil Leben und Wohnen im Quartier 
gGmbH Velbert, reha gmbh Saarbrücken, miteinander le-
ben e.V. Köln, Gemeinnützige Gesellschaft für ein Thera-
piezentrum mbH Bonn.

Ideen zur Beschäftigung lesen Sie 
auf den nächsten Seiten.
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Lager-Koller vorbeugen:  
Nachmachen erwünscht!
Die Natur entdecken, Hof und Garten nutzen, Spaziergänge machen – 
Aktivitäten im Freien gehören fortan zum Alltagsprogramm der 
besonderen Wohnformen. Einige Organisationen hatten darüber hinaus 
ganz besondere Ideen – vielleicht ist ja auch etwas für Sie dabei:

Wiki Wilhelmshaven
Wir haben Stoff- und Gummibandspenden gesammelt, ge-
meinsam „Snutenpullis“ genäht und von den zahlreichen 
Spenden eine Nintendo Switch für den Gemeinschafts-
raum und 3 neue Paddel für unsere Stand-Up-Paddling-
Boards gekauft. Kurz darauf ist es durch Sp endenanträge 
bei der Aktion Menschen noch gelungen, ein Board von 5 x 
2 Metern anzuschaffen, welches es auch Rollstuhlfahrern 
ermöglicht, aufs Wasser zu kommen.“ 

„Das Autokino in Wilhelmshaven machte es möglich und 
sorgte auch bei unseren Bewohnern für eine willkomme-
ne Abwechslung. An drei Spieltagen sind wir mit unseren 
Bussen dort hingefahren und konnten, geschützt vor drit-
ten, in unseren Fahrzeugen daran teilnehmen.“
 
„Im Internet sind wir auf die Steinschlange aufmerksam 
geworden und haben uns gedacht, das können wir auch. 
Gesagt, getan. Die Steine hierfür haben wir aus unserem 
Garten gesammelt und bunt verziert. Die Steinschlange 
legten wir an unserem Grundstück entlang aus, so dass 

auch Anwohner sich an dieser kreativen Aktion beteiligten 
konnten. Es war für die Bewohner eine große Freude zu 
sehen, wie die Schlange immer länger wurde und diese 
nun immer weiter in den Ort hineinführte.“ 
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VKM Hamm
„Wir haben Sitzmöbel aus Paletten gebaut, Wikinger im 
Park gespielt, eine Schnitzeljagd mit Abstand durchge-
führt, wir waren Angeln und es wurde eine Messe auf dem 
Parkplatz durchgeführt, an der sich Menschen aus unse-
rem Wohnbereich beteiligt haben.“ 

Elerninitative Voigtland, Plauen
„Wir haben die Möglichkeit von Skype und Videotelefonie 
mit Angehörigen und Freunden entdeckt – unsere Bewoh-
ner waren begeistert.“

Mandy und David leben in zwei verschiedenen WGs des 
Vereins und haben sehr gerne miteinander geskypt.

„Unsere Bewohner haben jede Woche einen Tag lang ein 
ein Theaterprojekt erarbeitet und dies in die sozialen 
Netzwerke gestellt.“ 

Roy und David leben gemeinsam in einer WG und spie-
len schon lange in einem inklusiven Theaterprojekt mit. 
Zu Corona-Zeiten nutzte die Gruppe die sozialen Medien, 
um Wochenaufgaben zu erarbeiten und umzusetzen. Die 
Fotos zeigen, wie sich Roy und David ein Corona-Virus vor-
stellen und mit welchen Mitteln die Bewohner_innen der 
WG es bekämpfen möchten.

Pro mobil, Velbert
„Videotelefonie und neue Medien rückten deutlich stär-
ker in den Fokus, durch mehr Möglichkeiten der Beschäf-
tigung mit dieser Thematik konnten die Kunden intensiver 
geschult werden und sind deutlich sicherer im Umgang 
mit den neuen Medien.“ 
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Alles Boccia – eine Sportart für Alle! 
Die inklusive Sportart Boccia ist nahezu überall spielbar

Sven Reitemeyer

Das Coronavirus hat uns nun schon lange im Griff und ver-
ändert den gewohnten Alltag. So langsam kehrt hier und 
da möglicherweise auch die Langeweile ein. Wie wäre 
es mit etwas Neuem? In diesem Beitrag möchten wir die 
Sportart Boccia vorstellen. Wer jetzt an die abendliche 
Freizeitbeschäftigung mit Metallkugeln auf Dorfplätzen in 
südlichen Ländern denkt oder an die Kugeln aus Hartplas-
tik, die das Picknick auf der Wiese abrunden, muss etwas 
umdenken. Boccia bietet Menschen, die in ihrer Mobilität 
stark eingeschränkt sind, die Möglichkeit, sich sportlich 
zu betätigen und an Wettkämpfen teilzunehmen. Boccia 
ist ein ideales Spiel für Sportvereine, Schulen und ande-
re Einrichtungen. Gespielt wird mit speziellen Bällen, die 
für Menschen mit Cerebralparese entwickelt worden sind. 
Boccia kann als Freizeit- und als Wettkampfsport durchge-
führt werden. Und das Beste: Für die Ausübung des Sports 
benötigt es nicht viel: ausreichend Platz und ein Ballset. 
Das war es schon. In Zeiten von Corona, kann auch in der 
heimischen Küche, im Flur oder an der frischen Luft ge-
spielt werden.

In Deutschland werden regelmäßig Landesmeisterschaf-
ten und seit 2004 Deutsche Meisterschaften durchge-
führt. Bei den Deutschen Meisterschaften des bvkm, bei 
internationalen Wettbewerben, wie z.B. Europa- oder 
Weltmeisterschaften und bei den Paralympics, werden 

die internationalen Regeln der Boccia International Sports 
Federation (BISFed) angewandt. Danach dürfen nur Men-
schen mit Schwerstbehinderung teilnehmen, die einen 
Rollstuhl benutzen und bei denen eine motorische Stö-
rung des Wurfarms vorliegt. 

Bei Wettkämpfen treten die SportlerInnen in verschiede-
nen Wettkampfklassen (BC1 bis BC4) an, je nach körperli-
chen Voraussetzungen der Sportlerinnen und Sportler. Die 
SportlerInnen der Wettkampfklasse BC3 spielen mit einer 
Abrollhilfe (Rampe).  
 

Damit es rollt: Marke Eigenbau  
Die Vielfalt der Rampen ist augenscheinlich. Es existieren 
hohe und niedrige Rampen, sowohl aus Metall als auch 
aus Holz, manche sehen sehr nach Marke Eigenbau aus, 
andere nach Fabrikware, alle aber mit schwenkbaren 
Elementen auf einem festen Fuß stehend. Um mit einer 
Rampe, bei Wettkämpfen, antreten zu dürfen, müssen be-
stimmte Kriterien an deren Beschaffenheit erfüllt sein. Der 
Preis eines gekauften Modells liegt in der Regel zwischen 
1000 und 5000 Euro. Keine Summe, die man anfänglich 
ausgeben möchte, um den Sport auszuprobieren. Auch 
ein Regenrohr kann im ersten Schritt die Funktion erfül-
len, den Ball auch ohne aktive Armbewegung ins Rollen 



	 Dezember 2020	 bvkm.aktuell Nr. 2/2020	 63

bvkm. Projekte 

zu bringen. Für die Teilnahme an einem Wettkampf aller-
dings existieren klare Vorgaben, die erfüllt sein müssen. 
Hier ist niemand mit einem abgewandelten Regenrohr zu 
sehen. 

Kreative Hilfsmittel
Kreativität ist auch in einer anderen Sache gefragt: Man-
che Sportlerinnen und Sportler fischen die Bälle nach und 
nach aus einer Tasche, die sie zwischen den Knien oder 
auf den Fußstützen des Rollstuhls bei sich tragen. Andere 
lassen sich die Bälle nach und nach von ihren Assisten-
tInnen anreichen. Eine Variante ist besonders kreativ. Um 
die sechs Bälle greifbar zu haben, tragen viele Sportlerin-
nen und Sportler eine Muffin-Form auf dem Schoß, die wie 
ein Bauchladen mit einem Gurt um den Körper gehängt 
ist. Die Form birgt Platz für genau sechs Bälle und ist mitt-
lerweile kein Geheimtipp mehr unter den Beteiligten. 

Ausprobieren und Kennenlernen
Boccia ist eine Entdeckung für Menschen, die auf einen 
Rollstuhl angewiesen und darüber hinaus z.T. stark in 
ihren motorischen Fähigkeiten eingeschränkt sind, sich 
aber dennoch sportlich und ggf. sogar unter Wettkampf-
bedingungen mit anderen messen möchten. Es wäre vor 
allem wünschenswert, noch mehr Frauen für den Sport zu 
begeistern, um eine Ausgewogenheit der Geschlechter zu 
erzielen. 

Wer Lust bekommen hat, den Sport auszuprobieren, sollte 
sich erkundigen, wo in der Nähe Boccia, auch Hallenboc-
cia oder Para-Boccia genannt, angeboten wird. Der bvkm 
ist gern behilflich bei der Vermittlung von Kontakten. 

Darüber hinaus gibt es die Möglichkeit, sich das nächs-
te Qualifikationsturnier im März 2021 in Duisburg oder 
die Deutschen Meisterschaften 2021 live in Wiesbaden 
anzusehen. Nähere Informationen auf unserer Website  
www.bvkm.de/veranstaltungen 

Sportkarten
Boccia wird als eine von 10 Sportarten auf den  
bvkm-Sportkarten erklärt. Die Sportkarten sollen Anre-
gung geben, neue Sportarten auszuprobieren bzw. be-
kannte Sportarten zu verändern, sodass jede/r Interes-
sierte teilnehmen kann. Die Spielbeschreibungen dienen 
als erste Orientierung, Regeln dürfen – je nach den Erfor-
dernissen und Erwartungen der Sportgruppe – verändert 
werden. 

Boccia-Broschüre 
Die Broschüre „Boccia – Einführung in eine paralympi-
sche Sportart“ vermittelt grundlegende Informationen 
über die Sportart Boccia, um so den Aufbau entsprechen-
der Sportgruppen in Vereinen, Schulen oder beruflichen 
Einrichtungen zu erleichtern. Sie bietet insbesondere für 
LehrerInnen und ÜbungsleiterInnen einen kompakten 
Überblick. Die Broschüre und die Sportkarten sind kos-
tenlos erhältlich unter: www.verlag.bvkm.de

Was wird benötigt? 	
•	 Spielfeld (12,50 x 6 m) mit ebenem Boden 
•	 Ballset bestehend aus sechs roten und sechs 

blauen Bällen und einem weißen Ball (Jackball) 
(alternativ Crossboccia-Ballset), online bestellbar! 

•	 Abrollhilfen (z.B. Rampen) 
•	 Ballbehälter (z.B. Tasche oder Muffin-Form) 
•	 für Schiedsrichter: Farbanzeiger (rot/blau), Maß-

band, Zirkel, Anzeigetafel 

Wie wird gespielt? 	
Beim Einzelwettbewerb besitzt jeder Spieler sechs 
Bälle einer Farbe; es werden vier Runden gespielt. 

Zu Beginn wird der Jackball (weißer Ball) ins Spielfeld 
gebracht. Durch Münzwurf wird entschieden, wer dem 
Jackball in Runde 1 und 3 ins Spielfeld bringt und wer 
den Jackball in Runde 2 und 4 ins Spielfeld bringt. 

Wer den Jackball spielt, spielt auch den ersten farbi-
gen Ball. Anschließend bekommt die Gegenseite das 
Recht, ihre Bälle  zu spielen. Eine Seite darf so lange 
die eigenen Bälle spielen, bis es ihr gelingt, einen Ball 
näher an den Jackball zu platzieren als der nächste 
Ball der Gegenseite. Ziel des Spiels ist es, möglichst 
viele eigene Bälle näher am Jackball zu platzieren als 
der Gegner. Das kann z.B. durch eigenes zielgenaues 
Platzieren, aber auch durch Wegtreiben des gegneri-
schen Balles geschehen oder durch Blockieren der 
gegnerischen Bahn.

Der Ball kann mit der Hand, dem Fuß oder mit einer Ab-
rollhilfe (Rampe) gespielt werden. Für jeden Ball, der 
näher am Zielball liegt als der nächste Ball der Gegen-
seite, gibt es einen Punkt. Die Punkte der vier Runden 
werden addiert. Die Summe ergibt das Endergebnis. 
Gewinner ist der Spieler mit der höchsten Punktzahl.

Info-Kasten
Boccia
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Neues von der Aktion Mensch
Aktion Mensch verbessert das Förderangebot „Pauschalförderung  
Bildungsveranstaltungen“

Aufgrund der Corona-Pandemie und den damit einher-
gehenden Beschränkungen haben sich die Rahmenbe-
dingungen für Bildungsveranstaltungen verändert. So 
ist zum Beispiel die Reisetätigkeit stark zurückgegangen 
beziehungsweise viele Bildungsveranstaltungen finden 
in veränderter Form statt: In größeren Räumen, kleineren 
Gruppen, digital oder hybrid (Mischform aus Präsenz- und 
Online-Veranstaltung). Um den geänderten Bedingungen 
Rechnung zu tragen, hat die Aktion Mensch ihre Pau-
schalförderung für Bildungsveranstaltungen angepasst. 
Folgende Verbesserungen werden am Förderangebot vor-
genommen:

Bislang wurden Bildungsveranstaltungen nur gefördert, 
wenn der beantragte Zuschuss mindestens 700 Euro be-
trug.

	» NEU ist: Die Mindestfördersumme von 700 Euro 
entfällt.

Bislang betrugen die Tages- und Übernachtungspauscha-
le für Teilnehmende, Betreuer*innen und Referent*innen, 
die bei der Veranstaltung vor Ort sind, 30 Euro.

	» NEU ist: Die Tages- und Übernachtungspauschalen 
wurden auf 40 Euro angehoben.

Bislang wurden ausschließlich Bildungsveranstaltungen 
als Präsenzveranstaltungen gefördert.

	» NEU ist: Es werden jetzt auch digitale Bildungs-
angebote gefördert. Bei digitalen Veranstaltun-
gen beträgt die Pauschale für Teilnehmende und 
Referent*innen, die sich online beziehungsweise 
virtuell bei einer Bildungsveranstaltung zuschal-
ten, 30 Euro pro Person und Tag. 

	» Achtung: Pro Veranstaltung ist die Förderung hier 
auf maximal 50 Personen begrenzt.

Wichtig: Es können auch sogenannte hybride Veranstal-
tungsformate gefördert werden. Hierbei gelten je nach 
Teilnahmeform die entsprechenden Pauschalen.

Die vorgenannten Änderungen/Anpassungen sind ab so-
fort bis 1. November 2021 gültig.

Nutzen Sie die Möglichkeiten der Förderung 
von Bildungsveranstaltungen!

Die Förderung von Bildungsveranstaltungen wird bislang 
nur zögerlich von den Mitgliedsorganisationen des bvkm 
in Anspruch genommen. Wir möchten daher die Gele-
genheit nutzen, Ihnen diese Fördermöglichkein noch mal 
grundsätzlich darzulegen. 

Was fördert die Aktion Mensch?
	» Bildung und Erfahrungsaustausch: Für Menschen 

mit Behinderung, ihre Angehörigen und ehrenamt-
liche Mitarbeitende sind der Informations- und 
Erfahrungsaustausch besonders wichtig. Damit das 
gelingt, fördert die Aktion Mensch Seminare und 
Workshops, die Fortbildung und Erfahrungsaus-
tausch unterstützen.

	» Das Förderangebot umfasst sowohl überregionale 

Bildungsveranstaltungen als auch lokale Bildungs-
angebote 

Welche Anforderungen werden 
gestellt? 

	» Die Tagespauschale kann gewährt werden, wenn 
in mindestens vier Zeitstunden Bildungsinhalte 
vermittelt werden. Am ersten und /oder am letzten 
Tag darf die Vermittlung der Bildungsinhalte weni-
ger als vier Zeitstunden betragen. In diesen Fällen 
werden der erste und der letzte Tag als ein förder-
fähiger Tag zusammengefasst. Die Vermittlung der 
Bildungsinhalte muss an beiden Tagen zusammen 
mindestens vier Zeitstunden umfassen.
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	» Es sind sowohl mehr- als auch eintägige Veranstal-
tungen möglich. Es werden die gleichen Tagespau-
schalen gewährt. 

	» Die Übernachtungspauschale kann gewährt wer-
den, wenn 

•	 am nächsten Tag eine Bildungsveranstaltung 
stattfindet

•	 am Tag zuvor eine Bildungsveranstaltung statt-
gefunden hat

•	 D.h. die Zahl der Übernachtungspauschalen 
kann maximal um eine höher sein als die Zahl 
der Tagespauschalen.

	» Bei hybriden Veranstaltungen (Mischform aus Prä-
senz- und Online-Veranstaltung) kann für Personen 
vor Ort (Teilnehmer*/Betreuer*/Referent*innen) 
die höhere Tagespauschale sowie die Übernach-
tungspauschale angerechnet werden. Für die Per-
sonen, die online an der Veranstaltung teilnehmen 

(maximal 50 Online-Teilnehmende), wird nur die 
Tagespauschale in Höhe von 30 Euro gewährt.

Aufwendungen für die Zugänglich-
keit des Angebots 

	» Neben den Tages- und Übernachtungspauscha-
len entsprechend der Anzahl der Teilnehmenden 
können auch Kosten gefördert werden, die not-
wendig sind, um für Menschen mit Behinderung 
das Bildungsangebot zugänglich zu machen. Dazu 
zählen z.B.

•	 Kosten für Behindertenfahrdienste
•	 Kosten für Ausleihe von Hilfsmitteln (Pflegebet-

ten, Lifter)
•	 Kosten für Betreuungskräfte
•	 Kosten für Gebärden- oder Schriftdolmetschung 
•	 etc.

Die Aktion Mensch regelt die Anerkennung 
von Stornogebühren neu

Ende Februar/März 2020 brach die Corona-Pandemie aus. 
Damit hatte niemand gerechnet. Viele Organisationen 
hatten für das Jahr 2020 Ferienreisen oder Bildungsmaß-
nahmen für Menschen mit Behinderung geplant und zur 
Förderung bei der Aktion Mensch beantragt. Die meisten 
Ferienreisen mussten in 2020 allerdings abgesagt wer-
den. Auch Bildungsmaßnahmen konnten nur zum Teil 
stattfinden. Die Organisationen standen vor dem Prob-
lem, dass in vielen Fällen Stornokosten für Unterkünfte 
und Bildungshäuser fällig wurden. Die Aktion Mensch hat 
hier unbürokratische Hilfestellung für die Projekt-Partner 
geleistet. Sie hat unter anderem durch die Corona-Pande-
mie entstandenen Kosten (Storno- oder Ausfallkosten) im 
Rahmen des bewilligten Kostenplans beim Verwendungs-
nachweis anerkannt. Dies war eine große Hilfe, die auch 
Mitgliedsorganisationen des bvkm sehr unterstützt hat. 
Diese Regelung gilt weiter für Anträge, die bis Ende Ok-
tober 2020 eingereicht wurden und in der Folgezeit durch 
das Kuratorium der Aktion Mensch bewilligt werden.

Neue Regelung für Anträge, die ab 
1. November 2020 gestellt werden
Die Aktion Mensch möchte (und muss) ihre Fördermittel 
wirtschaftlich und sparsam verwenden. Das wünscht sie 
sich auch von ihren Projekt-Partnern. Inzwischen beglei-
tet uns die Corona-Pandemie seit mehreren Monaten, ein 
Ende ist derzeit leider noch nicht in Sicht. Bei der Planung 
von Ferienreisen und Bildungsmaßnahmen müssen da-
her Stornofristen seitens der Projekt-Partner in den Blick 
genommen und Reisen ggf. rechtzeitig abgesagt werden. 
Dies liegt im Verantwortungsbereich der Projekt-Partner. 
Die Aktion Mensch kann nicht mehr als „Ausfallbürger“ 
fungieren. Mit Blick auf die aktuelle Situation der Pande-
mie möchte die Aktion Mensch bei neu bewilligten Anträ-
gen bereits im Vorfeld ausschließen, dass Storno- oder 
Ausfallgebühren gefördert werden und hat daher folgende 
Festlegung getroffen:

Für eingereichte Anträge ab 1. November 2020 werden 
keine Storno- oder Ausfallkosten mehr anerkannt.
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Reinhold Scharpf, Stellvertretender Vorsitzender des 
bvkm, hat für sein Engagement für die Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen das Bundesverdienst-
kreuz erhalten. 

Aus der Allgäuer Zeitung
12. September 2020: Die bayerische Sozialministerin 
Carolina Trautner hat am Donnerstag das Bundesver-
dienstkreuz an den Dietmannsrieder Reinhold Scharpf 
verliehen. Scharpf habe sich aufgrund seines langjähri-
gen und vielfältigen Engagements um die Inklusion von 
Menschen mit Behinderung in die Gesellschaft beson-
ders verdient gemacht, begründet das Sozialministerium 
diese Entscheidung.

Von 1996 bis 2018 war Scharpf Geschäftsführer des Ver-
eins für Körperbehinderte Allgäu. Unter seiner Führung 
wurde 2001 die Körperbehinderte gGmbH sowie 2004 
die Stiftung Körperbehinderte Allgäu gegründet.

Integratives Hotel in Kempten eröffnet
Vor vier Jahren eröffnete das komplett barrierefreie und 
integrative Allgäu ART Hotel in Kempten, dessen Ge-
schäftsführer Scharpf ist. Seit 15 Jahren ist der Oberall-
gäuer laut Ministerium mit „großem Engagement Bei-
sitzer im Vorstand des Landesverbandes Bayern für 
körper- und mehrfachbehinderte Menschen sowie im 
Stiftungsrat der Stiftung Leben pur“.

Reinhold Scharpf selber sagt 
anlässlich der Verleihung: 
Ich bin dankbar, dass ich vor über 40 Jahren Menschen 
mit Behinderung begegnet bin und ich diesen Weg bis 
heute gehen darf. Ich habe für mich sehr viel gelernt, 
auch gerade in schwierigen Situationen.
 
Das Bundesverdienstkreuz nehme ich gerne an, als per-
sönliche Auszeichnung für meine Arbeit, die ich immer 
von Herzen gemacht habe. Es ist aber auch eine Aus-
zeichnung für die Menschen mit Behinderung, die damit 
als Teil der Gesellschaft gewürdigt werden. So sehe ich 
die Verleihung des Bundesverdienstkreuzes nicht nur für 
mich, sondern für  alle, die in sich für Menschen mit Be-
hinderung engagieren.
 
Inklusion muss immer mehr und mehr gelebt werden. 
Inklusion muss eine Haltung sein, damit die Werte der 
Inklusion in die Gesellschaft hineinwirken können. Barri-
erefreiheit darf sich nicht nur auf die baulichen Barrieren 
beziehen, sondern muss zu einem selbstverständlichen 
Miteinander führen. Deshalb ist auch wichtig, dass wir 
Menschen mit Behinderung „empowern“, befähigen, 
sich für die ihre eigene Sache stark zu machen. Da haben 
wir gerade als Einrichtungen noch eine Verpflichtung und 
Verantwortung wahrzunehmen.“

Herzlichen Glückwunsch sagt auch der bvkm.

Bundesverdienstkreuz für Reinhold Scharpf
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MINA – Projekt Ehrenamt in Vielfalt 

Der Verein MINA – Leben in Vielfalt e.V. setzt sich seit 
2010 für die Bedarfe und Rechte von Menschen mit 
Migrations- und/oder Fluchterfahrung und Behinderung 
sowie deren Angehörige ein. Das seit 2019 bestehende 
Projekt Ehrenamt in Vielfalt hat zum Ziel, das Wissen von 
MINA an der Schnittstelle Flucht, Migration und Behinde-
rung bundesweit zu tragen und zu sensibilisieren. 2020 
und 2021 finden jeweils vier Workshops zur Schnittstelle 
Flucht, Migration, Behinderung sowie eine Prozessbe-
gleitung für drei Mitgliedsorganisationen des bvkm statt. 
Es ist November und somit fast Halbzeit im Projekt. Der 
passende Moment, um Revue passieren zu lassen, was 
geschehen ist, und einen Ausblick auf das nächste Jahr 
zu geben.

Vier Workshops und ein Virus 
Die Planung der Workshops begann mitten im bundes-
weiten Lockdown. Die Hoffnung, dass Präsenz-Work-
shops Ende des Jahres wieder möglich sein werden, war 
groß. Doch trotzdem schloss die Vorbereitung auch die 
mögliche Durchführung von online Workshops ein – das 
sollte sich auszahlen.

Während die Frage, ob Online- oder Offline-Format eine 
ganze Weile im Raums schwebte, stand das inhaltli-
che Grundgerüst der Workshops Wege zu Teilhabe und 
Engagement schnell: konkrete Wissensvermittlung zu 
Themen wie Diversität, Inklusion und rechtlichen Grund-
lagen an der Schnittstelle Flucht, Migration und Behin-
derung sowie der konkrete Bezug zur Praxis mit Themen 
wie: Zugang und Empowerment der Zielgruppe, kultur-
empathische Beratung, ehrenamtliches Engagement 
und Umsetzung von Selbsthilfeangeboten. Externe Refe-
rent_innnen zum Thema Recht konnten gewonnen wer-
den sowie regionale Beispiele guter Praxis aus den Städ-
ten Halle, Berlin, Stuttgart und Kassel vorgestellt werden. 

Als Anfang Oktober das Infektionsgeschehen erneut zu-
nahm, zogen die Workshops dann aus der realen in die 
digitale Welt um. Mitte Oktober war es soweit: Der erste 
dreitägige Online-Workshop von MINA begann, in zeit-
lich leicht abgespeckter Version und mit hochmotivierten 
Teilnehmenden aus unterschiedlichsten Bereichen der 
Behinderten- und Geflüchtetenhilfe sowie aus Migran-
tenorganisationen. Das Fazit nach drei Tagen: Wir haben 
erkannt, der digitale Austausch ist zwar ungewohnt, bie-
tet allerdings viele kreativen Ideen zur interaktiven und 
partizipativen Gestaltung im virtuellen Rahmen. Diese 
konnten wir mit Erfolg umsetzen, Wissen vermittelt und 
einen Raum für Vernetzung schaffen.

Prozessbegleitung 
Auch der Auftakt der Prozessbegleitung für drei Mit-
gliedsorganisationen des bvkm fiel in den ersten 
Lockdown. Nach eine verlängerten Ausschreibungs- und 
Auswahlphase standen Anfang des Sommers drei Orga-
nisationen fest: Der VKM in Hamm, der FED Leipzig e.V. 
und die GfI Hannover werden bis Mitte 2021 von MINA 
begleitet. Dabei sollen konkrete Lösungswege erarbeitet 
werden, wie Menschen mit Migrations- und/oder Fluch-
terfahrung und einer Behinderung wirksam erreicht und 
begleitet werden können. 

Die Mitarbeiter_innen der jeweiligen Organisationen 
nannten beim ersten Treffen mit MINA im Sommer di-
verse Themen als zentrale Punkte und Ziele der Prozess-
begleitung innerhalb der Organisation. Dazu gehörten: 
der Abbau von Barrieren, die Etablierung von Vielfalt als 
Grundgedanke, Austausch und Vernetzung mit anderen 
Organisationen und die Entwicklung von wirksamen 
Maßnahmen, die den Menschen im Fokus haben und 
sich an dessen Bedarfe orientieren.

In jeder Organisation führen aktuell einberufene Ar-
beitsgruppen bestehend aus Mitarbeiter_innen, Ehren-
amtlichen, Externen und Vertreter_innen der Zielgruppe 
Befragungen der Zielgruppe durch. Das ist nicht immer 
einfach unter den aktuellen Corona-Maßnahmen und er-
fordert nicht nur im Bereich der Digitalisierung kreatives 
Umdenken. Im Dezember werten die Teams zusammen 
mit MINA in einem digitalen Workshop die Ergebnisse 
aus, bevor es im neuen Jahr mit der konkreten Ideenent-
wicklung und der Umsetzung der Maßnahmen in den 
jeweiligen Organisationen weitergeht. Dann, so die Hoff-
nung, wieder in Präsenz.

Trotz kreativer, digitaler Veranstaltungsformate ist 
der Wunsch für 2021, wieder Präsenzveranstaltungen 
durchzuführen und damit einen direkten Austausch mit 
den Teilnehmenden und der Zielgruppe bei den Work-
shops, im Rahmen der Prozessbegleitung und anderen 
öffentlichen Veranstaltungen zu ermöglichen. Auch im 
Bereich Sensibilisierung der Öffentlichkeit, ein weiterer 
Eckpfeiler des Projekts Ehrenamt in Vielfalt, ist mehr 
Präsenz im kommenden Jahr angedacht. Geplant ist ein 
partizipatives Projekt mit dem Personenkreis von MINA 
und Studierenden einer Berliner Hochschule. Ziel des 
Projekts ist es, den Personenkreis zu stärken und bun-
desweit für Themen der Schnittstelle Flucht, Migration 
und Behinderung zu sensibilisieren. Dazu sind sowohl 
ein Film- als auch ein Buchprojekt geplant. 
 
Mehr Infos unter: mina-berlin.eu/ehrenamt-in-vielfalt
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Die Lumia Stiftung unterstützt betroffene Familien in 
ganz Deutschland, kostenfrei und zeitlich unbegrenzt. 
Von Beginn an nahm sie die besondere Lebenssituation 
von Familien in den Blick, in denen ein Kind infolge eines 
plötzlichen Ereignisses eine schwere Hirnschädigung er-
litten hat. Hier leistete die Stiftung, zunächst für viele 
Jahre mit Sitz in Berlin, viel Aufbauarbeit, um das Krank-
heitsbild sowie die besonderen Bedarfe der Familien in 
den Fokus zu rücken.

Heute ist die Lumia Stiftung in Deutschland eine feste 
Größe zu diesem Thema und begleitet, vernetzt und un-
terstützt, inzwischen von Hannover aus, Familien je nach 
individueller Situation und Bedarfslage.

Dabei wird gerade in diesem Jahr die besondere Lebens-
situation der Familien sichtbar: In einer Zeit, in der Ab-
stand geboten ist und übliche Kontaktwege zusätzlich 
erschwert werden, verstärken sich Isolation und Verletz-
lichkeit, wo sie ohnehin als Teil des Lebens beschrieben 
werden.

Eltern, die sich an die Stiftung wenden, haben die Erfah-
rung gemacht, dass sich durch ein plötzliches Ereignis 
ihre gesamte Lebenssituation innerhalb kürzester Zeit 

von Grund auf ändert. Die Folgen eines Sauerstoffman-
gels oder schweren Schädelhirntraumas, hervorgerufen 
durch einen Unfall oder eine plötzlich eintretende Er-
krankung, führen zu umfassenden Einschränkungen in 
der Kommunikation ihres Kindes. Familie, Freunde und 
weitere Bezugspersonen stehen vor der Herausforde-
rung, mit dieser unerwartet veränderten Situation umzu-
gehen.

Für die Gründer der Lumia Stiftung wurde dies greifbar, 
als sie im Jahr 2000 eine Mutter kennenlernten, deren 
Zwillinge schwer verunfallt sind.

 „Wir waren tief berührt von dieser Begegnung mit der 
Mutter, von ihren Gefühlen, wir haben gespürt, wie allei-
ne gelassen sie sich in ihrer Situation fühlte. Danach ha-
ben wir beschlossen, für Eltern und Kinder, die eine ähn-
liche Situation erleben, Begleitung und Unterstützung 
anzubieten und die Stiftung zu gründen.“  (Stifterfamilie)
Seit 20 Jahren begleitet und unterstützt das Team der Lu-
mia Stiftung betroffene Familien, steht als verlässlicher 
Ansprechpartner an ihrer Seite und bleibt in Verbindung.
Informieren Sie sich über die Angebote der Lumia Stif-
tung unter www.lumiastiftung.de.

Veränderung begleiten - In Verbindung  
bleiben
Seit 20 Jahren begleitet die Lumia Stiftung deutschlandweit Familien 
mit einem Kind mit einer schwersten erworbenen Hirnschädigung
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ICH SELBST? BESTIMMT!
SELBSTBESTIMMTES WOHNEN MIT 
HOHEM UNTERSTÜTZUNGSBEDARF

lvkm nrw

Wenn der Auszug aus dem Elternhaus 
bevorsteht, stehen Menschen mit Be-
hinderung und ihre Eltern vor besonde-
ren Herausforderungen: Barrierefreier 
Wohnraum muss gefunden, das richtige 
Unterstützungssetting organisiert und die 
Ablösung gestaltet werden. Das Projekt 
„Selbstbestimmt Wohnen in NRW“ wurde 
vom Landesverband für Menschen mit 
Körper- und Mehrfachbehinderung NRW 
e.V. initiiert, um Menschen mit Behinde-
rung und ihre Eltern in der Lebensphase 
des Auszugs zu begleiten und zu unterstützen. Ausgehend von 
den Projekterfahrungen informiert das Buch mit Fachbeiträgen 
zu Themen rund ums Wohnen, wie dem Erwachsenwerden, 
dem technikunterstützten Wohnen und der Ablösung aus dem 
Elternhaus. Gleichzeitig bietet es durch Praxisbeispiele konkrete 
Anregungen, wie das selbstbestimmte und selbstständige Woh-
nen von Menschen mit Behinderung realisiert werden kann.

ISBN: 978-3-945771-24-2, 216 S, 11,00 EUR (Mitgl.) // 
17,40 (Nicht-Mitgl.), Bestell-Nr. 124

Der verlag selbstbestimmtes leben ist Eigenverlag des Bundesverbandes 
für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e.V. (bvkm). Mitglieder 
des bvkm erhalten auf alle Bücher Rabatt. Hier können Sie Ihre Bestellung 
aufgeben oder das komplette Verlagsprogramm anfordern:

verlag selbstbestimmtes leben/bvkm
Brehmstr. 5–7, 40239 Düsseldorf
Tel.: 0211/64004-15 
Fax: 0211/64004-20
E-Mail: versand@bvkm.de
www.bvkm.de 

Imke Niediek, Karen Ling  
UK im Blick
– Perspektiven auf Theorien 
und Praxisfelder in der 
Unterstützten Kommunikation
Unterstützte Kommunikation ist aus 
dem Alltag vieler Menschen nicht mehr 
wegzudenken, unabhängig davon, 
aus welchem Blickwinkel man schaut. 
Das Besondere und Wertvolle an UK 
ist genau durch diesen Facettenreich-
tum gekennzeichnet: Unterschiedliche 
Professionen greifen in den unterschied-
lichsten Lebenssituationen Betroffener 
auf die verschiedensten Methoden 
in ganz und gar einzigartiger Weise 
zurück, um ergänzende oder ersetzende 
Kommunikationsformen anzubieten und 
zu fördern und damit dem Grundbe-
dürfnis nach Kommunikation gerecht 
zu werden.
Das Buch vereint viele unterschiedliche 
Standpunkte, von denen aus UK in 
den Blick genommen werden kann. Es 
werden unterschiedliche Methoden in 
den Blick gerückt und unterschiedliche 
Hilfsmittel und Herangehensweisen 
unter die Lupe genommen.

NEU

ISBN: 978-3-945771-21-1, 416 Seiten, 
29,90 EUR Nichtmitgl., 20,00 EUR 
Mitgl., Bestell-Nr. 121

SPIELEN – BEI MENSCHEN MIT 
KOMPLEXER BEHINDERUNG 
 
Annika Lang / Dr. Nicola Maier-Michalitsch (Hrsg.) 

Spielen ist ein Grundbedürfnis aller Menschen, das für die mensch-
liche Entwicklung in allen Lebensphasen von zentraler Bedeutung 
ist. Das Spiel gibt Raum zur Auseinandersetzung mit den eigenen 
Emotionen, lässt uns Fähigkeiten entdecken, die wir von uns noch 
nicht kannten und es gibt uns die Möglichkeit, die Komplexität der 
Umwelt auf eine besondere Weise zu erfassen. So fördert Spielen die 
Ich-Identität und Kreativität. Häufi g erfahren Menschen mit Komple-
xer Behinderung in ihrem Alltag, der oft durch Pfl egesituationen und 
therapeutische sowie pädagogische Förderung geprägt ist, nur wenig 
Gelegenheiten, dem Grundbedürfnis nach einem zweckfreien Spiel 
nachzugehen. Auch ist es Menschen mit sehr schwerer Behinderung 
meist nicht möglich, herkömmliche Spielgegenstände zu greifen oder 
gängige Spielregeln zu verstehen. Um für Menschen mit Komplexer 
Behinderung den Zugang zum Spielen zu ermöglichen, verlangt dies 
von Fachkräften vor allem, wachsam für versteckte, nicht eindeutige 
Spielimpulse zu sein. Mit den interdisziplinären Beiträgen in diesem 
Buch werden vielfältige Ideen bereitgestellt, Spielräume für Men-
schen mit Komplexer Behinderung zu gestalten. „Spiel-Räume“, die 
frei von normativen Vorstellungen der pädagogischen, pfl egerischen 
und therapeutischen Praxis sind und für diese Personengruppe einen 
selbstbestimmten Handlungsraum eröffnen.

ISBN: 978-3-945771-20-4, 11,00 EUR (Mitgl.) // 17,40 
(Nicht-Mitgl.), Bestell-Nr. 120
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verlag selbstbestimmtes lebenverlag selbstbestimmtes leben

S
PI

EL
EN

A
nn

ik
a 

La
ng

, N
ic

ol
a 

M
ai

er
-M

ic
ha

lit
sc

h 
(H

rs
g.

)

Für die menschliche Psyche hat das zweckfreie Spiel aufgrund seiner ausgleichenden

Funktion eine große Bedeutung. Häufig erfahren Menschen mit Komplexer Behinderung

in ihrem Alltag, der oft durch Pflegesituationen und therapeutische sowie pädagogische

Förderung geprägt ist, nur wenig Gelegenheiten, dem Grundbedürfnis nach einem

zweckfreien Spiel nachzugehen. Auch ist es Menschen mit sehr schwerer Behinderung

meist nicht möglich, herkömmliche Spielgegenstände zu greifen oder gängige Spiel -

regeln zu verstehen. Dieser Band stellt genau diese Personengruppe in den Mittelpunkt

und vermittelt dabei sowohl fundierte, wissenschaftlich geprüfte, theoretische Grund -

lagen als auch vielfältige praktische Ideen zum Thema Spielen bei Menschen mit Kom-

plexer Behinderung.

ISBN: 978-3-945771-20-4

ISBN 978-3-945771-20-4 Leben
pur

BVKM bücher nr. 23 SPIELEN_final.qxp_druck  19.02.20  15:33  Seite 1

NEU!Leben Pur

Aktuell!
SENKUNG DER MEHR-
WERTSTEUER AUF 5 %
Profi tieren Sie bis zum 
31. Dezember 2020 von der 
aktuellen Mehrwertsteuer-
senkung auf 5%. Wir geben 
diese Senkung an Sie weiter. 
Der reduzierte Preis erscheint 
automatisch auf Ihrer Rech-
nung. Er weicht von den hier 
angegebenen Preisen ab.
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